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1 Einleitung 

Spätestens seit der Flutkatastrophe 2021, bei der allein in Deutschland mehr als 180 Menschen ums Leben 

kamen und zahlreiche Gebäude und bauliche Infrastrukturen zerstört wurden, steht nicht mehr nur der 

Klimaschutz, sondern auch die Klimaanpassung auf der politischen Agenda ganz oben. Der Koalitionsvertrag 

zwischen den aktuellen Regierungsparteien SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP nimmt Bezug auf die 

Katastrophe und sichert den Kommunen Unterstützung bei der Prävention und Bewältigung von 

Starkregenereignissen und der Anpassung an den Klimawandel zu. Nordrhein-Westfalen verabschiedete am 1. 

Juli 2021 als erstes Bundesland ein Klimawandelanpassungsgesetz. Auf Bundesebene ist neben dem 

„Sofortprogramm Klimaanpassung“ ein Klimaanpassungsgesetz in Planung. Auch in der Wahrnehmung der 

breiten Öffentlichkeit ist das Thema Anpassung an den Klimawandel mit der verstärkten Medienberichterstattung 

vermehrt in den Fokus gerückt. Klimawandelfolgewirkungen sind jetzt nicht mehr nur eine Herausforderung für 

andere Regionen in der Welt, sondern auch für Deutschland. 

Im Rahmen der „Klimawirkungs- und Risikoanalyse 2021 für Deutschland“ wurden 102 Klimawirkungen und 13 

Handlungsfelder hinsichtlich Klimarisiken, Anpassungsmöglichkeiten und Handlungsbedarf für Deutschland 

identifiziert und bewertet.1 Für das Handlungsfeld „Bauwesen“, das sich u.a. mit der Planung, Errichtung und 

Nutzung von Gebäuden, den dazugehörigen Infrastrukturen sowie den zu erwartenden stadtklimatischen 

Änderungen befasst, sind vor allem die Klimaeinwirkungen Hitzewellen und Trockenheit im Sommer, 

Starkregenereignisse, Hochwasser, Sturmböen und Hagel relevant. Aufgrund der klimawandelbedingten 

Temperaturzunahme nehmen diese Klimaeinwirkungen in ihrer Häufigkeit, Intensität, räumlichen Ausdehnung 

und Dauer stetig zu.2 Dabei sind verschiedene Regionen in Deutschland unterschiedlich betroffen.3 Für 

Norddeutschland, vor allem Schleswig-Holstein und die Küsten, sowie das Alpenvorland und Rheinland-Pfalz 

deuten regionale Klimaszenarien auf eine Zunahme von Winterniederschlägen hin4 während für die 

Sommermonate eine Abnahme von Niederschlägen im gesamten Bundesgebiet erwartet wird5. Für die wärmsten 

Regionen wie Berlin und den Südosten Deutschlands wird ein weiterer starker Zuwachs an Hitzebelastung mit 

deutlich mehr heißen Tagen und Tagen ohne Niederschläge erwartet.6 

Klimaeinwirkungen können sich unterschiedlich auf Gebäude und ihre Infrastrukturen auswirken. 

Hitzeeinwirkungen und langanhaltende Trockenheit beispielsweise können zu Setzungsrissen in 

Gebäudewänden führen. Der Grund hierfür sind Bodenabsackungen vor allem von kalkhaltigen und tonigen 

Böden, die viel Wasser speichern. Trocknen diese Böden aus, kann es zu Absackungen des Erdreichs und der 

darauf errichteten Gebäude kommen.7 Starkregen oder Hochwasser können Schäden an der Bausubstanz, dem 

 

1 UBA, Klimawirkungs- und Risikoanalyse 2021 für Deutschland, Kurzfassung, Juni 2021, S. 17. 
2 UBA, Häufige Fragen zum Klimawandel, 15.3.2021, S. 41. 
3 UBA (Hrsg.), Klimaanpassung in der räumlichen Planung (2020). 
4 Meinke und Klepgen (2013); Deutscher Wetterdienst, Newsletter Klimavorhersagen und Klimaprojektionen – Nr. 2/April 2021, S. 5. 
5 UBA (Hrsg.), Die Risiken des Klimawandels für Deutschland, 2021, S. 9. 
6 UBA(Hrsg.), Die Risiken des Klimawandels für Deutschland, 2021, S. 9. 
7 Beeg (2022). 
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Gebäudetragwerk und an Infrastruktureinrichtungen wie etwa den Kanalisationen verursachen.8 Winterstürme 

und Hagel verursachen vorwiegend Schäden an Dächern und Fassaden, aber auch das Tragwerk, das erhöhten 

Druck- und Sogkräften ausgesetzt ist, kann betroffen sein. 

Nicht zuletzt bergen die durch den Klimawandel hervorgerufenen verstärkten Gefährdungen von Liegenschaften 

und Gebäuden auch Risiken für die menschliche Gesundheit. Der in vielen in Städten auftretende Hitzeinsel-

Effekt, beispielsweise, kann zu Kreislaufproblemen, Gefäßverschlüssen oder zu Herz- oder Nierenversagen 

führen. Für das Jahr 2018 wurden 1.200 hitzebedingte Sterbefälle durch das Robert Koch Institut (RKI) für Berlin 

und Hessen registriert.9 Auch klimatisch bedingte Schäden an der Bausubstanz oder Zerstörungen von 

Bauwerken können die menschliche Gesundheit gefährden; im schlimmsten Fall können sie den Tod 

herbeiführen. 

Die durch den Klimawandel bedingten wirtschaftlichen Schäden sind immens. Der Gesamtverband der Deutschen 

Versicherungswirtschaft (GDV) gibt an, dass Stürme, Starkregen und Hagel im Jahr 2018 2,7 Milliarden Euro 

versicherte Schäden an Gebäuden, Hausrat, Gewerbe- und Industriebetrieben verursachten. Im selben Jahr 

stellten Bund und Länder jeweils 170 Millionen Euro Dürrenothilfen für die Landwirtschaft bereit.10 

Obwohl Extremwetterereignisse in Deutschland immer häufiger auftreten, berücksichtigen die Vorschriften des 

Bauplanungs- und Bauordnungsrechts die sich verändernden klimatischen Bedingungen und ihre Folgewirkungen 

nur bedingt. Der Verband macht darauf aufmerksam, dass der Anteil neuer Gebäude in hochgefährdeten Über-

schwemmungsgebieten im Vergleich zum Gebäudebestand nicht gesunken ist.11 Sich verändernde 

Standortgegebenheiten erfordern daher nicht nur Anpassungen bei der Auswahl von Baukonstruktionen und 

Baumaterialien, sondern auch bei der Standortwahl für Gebäude. 

 

8 BBSR (Hrsg.), Starkregeneinflüsse auf die bauliche Infrastruktur, Januar 2018, S. 19.  
9 RKI, Epidemiologisches Bulletin 23/2019, S. 193. 
10 Bundesregierung, Hilfsprogramm für Landwirte steht, 23.10.2018, Hilfsprogramm für Landwirte steht (bundesregierung.de). 
11 GDV, Positionspapier (2021). 

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/hilfsprogramm-fuer-landwirte-steht-1541210
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2 Untersuchungsgegenstand 

Gegenstand der vorliegenden Untersuchung ist die Überprüfung des aktuellen Rechtsrahmens zum 

Handlungsfeld „Bauwesen“ auf die Integration von Klimaanpassung. Dabei wird in Anlehnung an die 

Klimawirkungs- und Risikoanalyse für Deutschland 2021 davon ausgegangen, dass das Handlungsfeld 

Bauwesen insbesondere die Planung, Errichtung und Nutzung von Gebäuden, der dazugehörigen Infrastrukturen 

sowie die zu erwartenden stadtklimatischen Änderungen umfasst. 

Im Vordergrund der Analyse stehen das Raumordnungs- und Bauplanungsrecht sowie das Bauordnungsrecht, da 

diese Rechtsgebiete einen engen Bezug zum Handlungsfeld aufweisen und wichtige Steuerungsinstrumente für 

standortbezogene und baukonstruktive Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel von Gebäuden und 

dazugehörigen Infrastrukturen darstellen. Die genannten Bundesgesetze werden insbesondere darauf hin 

überprüft, ob und inwieweit sie Anforderungen an die Integration von Anpassungsmaßnahmen an den 

Klimawandel beinhalten und damit dazu beitragen, Gebäude und ihre Infrastrukturen auf zukünftige 

Klimaeinwirkungen und Extremwetterereignisse auszurichten, mithin diese „klimawandelfest“ zu machen. Auf 

Gesetze der Fachgesetzgebung, Richtlinien der Bundes-Bauverwaltung sowie Regelungen privater Regelsetzer 

wird ergänzend Bezug genommen. 

Im Ergebnis der Analyse stehen Empfehlungen für Anpassungen oder Neuregelungen der einschlägigen Gesetze. 

Das Vorhaben trägt damit dazu bei, klimaresilientes und klimaangepasstes Bauen im Bauplanungs- und 

Bauordnungsrecht weiterzuentwickeln und das Thema Klimaanpassung im Handlungsfeld Bauwesen zu stärken. 
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3 Methodisches Vorgehen 

Im Rahmen des ersten Teils der Untersuchung werden diejenigen gesetzlichen Regelungen des 

Raumordnungs-, Bauplanungs- und Bauordnungsrechts identifiziert und bewertet, die das Thema 

Klimaanpassung direkt oder indirekt aufgreifen. Dabei liegt der Schwerpunkt auf der Darstellung der 

Zusammenhänge der Rechtsvorschriften untereinander und deren Wirkung für das einzelne 

Bauvorhaben bzw. die Liegenschaft. Besonderes Augenmerk soll auf die Ermittlung gesetzlicher 

Hemmnisse gelegt werden, die die Ergreifung von Klimaanpassungsmaßnahmen bei der Errichtung von 

Neubauten oder der Sanierung von Bestandsgebäuden erschweren oder gar verhindern. 

Um zu überprüfen, ob und inwieweit die gesetzlichen Regelungen und in Bezug nehmende technische Normen 

mögliche standortbezogene und baukonstruktive Klimaanpassungsmaßnahmen bei Gebäuden und 

Liegenschaften bereits integrieren bzw. ermöglichen, wird im Hauptteil der Untersuchung eine 

Variantenuntersuchung an einem Referenzgebäude durchgeführt. Dabei gilt es zunächst, einen 

Maßnahmenkatalog für die verschiedenen Themenfelder der Klimaanpassung auf Basis des Referenzgebäudes 

zu erarbeiten. Soweit möglich, werden die identifizierten Klimaanpassungsmaßnahmen einschlägigen 

gesetzlichen Regelungen und technischen Normen zugeordnet. Auf diese Weise können gesetzliche Lücken und 

Hemmnisse ermittelt und Anknüpfungspunkte für weitergehende qualitative und quantitative 

Klimaanpassungsanforderungen identifiziert werden. Im Rahmen der Variantenuntersuchung wird eine Standard-

Variante des Referenzgebäudes, bei dem bereits einzelne Klimaanpassungsmaßnahmen umgesetzt wurden, mit 

einer optimierten Variante verglichen. Während die Standard-Variante gemäß den aktuellen gesetzlichen 

Mindestvorgaben für die gewählten klimatischen Standortbedingungen „konstruiert“ wird und damit einem 

einfachen Anpassungsniveau entspricht, wird die optimierte Variante des Referenzgebäudes unter einer 

kombinierten Anwendung der zuvor identifizierten Klimaanpassungsmaßnahmen aus dem Maßnahmenkatalog 

„errichtet“. Sie entspricht damit einem mittleren/ggf. maximalen Anpassungsniveau an den Klimawandel. Der 

Vergleich beider Varianten erlaubt Schlussfolgerungen für einen möglichen Anpassungsbedarf von technischen 

Normen und Standards sowie von gesetzlichen Regelungen. 
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4 Klimaanpassung im Bauwesen  

4.1 Klimaanpassungspolitik auf internationaler und europäischer Ebene 

Während die Minderung von Treibhausgasen zum Schutz des Klimas lange Zeit im Vordergrund stand, ist nun 

auch das Thema Klimafolgenanpassung in den politischen Fokus gerückt. Die negativen Auswirkungen des 

anthropogen verursachten Klimawandels sind nicht mehr zu verhindern, Anpassungen an ein sich veränderndes 

Klima dringend notwendig. 

Auf internationaler und europäischer Ebene sind viele Anpassungsprozesse angestoßen worden. International 

unterstützen die Vereinten Nationen Entwicklungsländer bei der Anpassung an den Klimawandel.12 Im 

Übereinkommen von Paris13 werden Klimaschutz und Klimaanpassung als gleichwertige Säulen internationaler 

Klimapolitik betrachtet.14 Auch andere multilaterale Rahmenübereinkommen wie der Sendai-Rahmen für 

Katastrophenvorsorge 2015-203015 und die Ziele für nachhaltige Entwicklung16 (SDGs) heben die Bedeutung der 

Klimaanpassung hervor.17 In der Gesamtschau hat die Klimaanpassung in der internationalen Politik in den 

letzten Jahren deutlich an Gewicht gewonnen. 

Die 2013 von der Europäischen Kommission veröffentlichte Strategie zur Anpassung an den Klimawandel wurde 

2021 durch eine neue, ehrgeizigere Strategie abgelöst. Alle EU-Mitgliedstaaten verfügen inzwischen über eine 

nationale Klimaanpassungsstrategie oder einen nationalen Anpassungsplan.18 Die EU-Plattform „Climate-

ADAPT“ gibt einen Überblick über den Stand der Anpassungsaktivitäten in den einzelnen Mitgliedstaaten 

(Country Profiles — Climate-ADAPT (europa.eu)). Ein eigenständiges Klimaanpassungsgesetz auf europäischer 

Ebene gibt es bislang nicht, jedoch greift das 2021 in Kraft getretene „Europäische Klimagesetz“19 nicht nur den 

Klimaschutz, sondern ausdrücklich auch die Klimaanpassung auf.20 

4.2 Klimaanpassungspolitik in Deutschland 

Klimaanpassung hat sich in Deutschland – wie auch in vielen anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union – 

in den letzten zehn Jahren als eigenständiges Politikfeld etabliert.21 2008 wurde auf Bundesebene die Deutsche 

Anpassungsstrategie an den Klimawandel (DAS) beschlossen. Die DAS soll einen „Rahmen zur Anpassung an 

 

12 Bubeck et al., NuR (2016) 38: 297-307 (297) m.w.N. 
13 Vereinte Nationen, Sammlung völkerrechtlicher Verträge: Übereinkommen von Paris vom 12.12.2015. 
14 Die Bundesregierung, Zweiter Fortschrittsbericht zur Deutschen Anpassungsstrategie an den Klimawandel, 21.10.2021, S. 9. 
15 Vereinte Nationen, Generalversammlung, Resolution der Generalversammlung, verabschiedet am 3. Juni 2015, 69/283. Sendai-Rahmen für 

Katastrophenvorsorge 2015-2020, Juni 2015, >https://www.un.org/depts/german/de/uebereinkommen.html>, zuletzt aufgerufen am 1.08.2022. 
16 Vereinte Nationen, Generalversammlung, Resolution der Generalversammlung, verbschiedet am 25. September 2015, 70/1. Transformation unserer 

Welt: Die Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung, 21. Oktober 2015, > 17 Ziele – Vereinte Nationen – Regionales Informationszentrum für Westeuropa 

(unric.org)<; zuletzt aufgerufen am 1.08.2022. 
17 a.a.O. 
18 Europäische Kommission, Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und 

den Ausschuss der Regionen EMTY, COM(2021) 82 final, 24.2.2021. 
19 Verordnung (EU) 2021/1119 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Juni 2021 zur Schaffung des Rahmens für die Verwirklichung der 

Klimaneutralität und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 401/2009 und EU 2018/1999 („Europäisches Klimagesetz“), ABl. L 243/1 v. 9.7.2021. 
20 vgl. Artikel 5 Verordnung (EU) 2021/1119 vom 30. Juni 2021. 
21 vgl. für Deutschland: Bubeck et al., NuR (2016) 38: 297-307 (297). 

https://climate-adapt.eea.europa.eu/countries-regions/countries
https://www.un.org/depts/german/de/uebereinkommen.html
https://unric.org/de/17ziele/
https://unric.org/de/17ziele/
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die Folgen des Klimawandels in Deutschland“ schaffen.22 Ihr Ziel ist es, die Verwundbarkeit natürlicher, 

gesellschaftlicher und ökonomischer Systeme gegenüber den Folgen des Klimawandels zu mindern und ihre 

Anpassungsfähigkeit zu erhalten oder zu steigern.23 

Die DAS beschreibt 15 Handlungsfelder einschließlich der Handlungsfelder „Bauwesen“ sowie „Raum-, Regional- 

und Bauleitplanung und „Bevölkerungs- und Katastrophenschutz“ als Querschnittsthemen. 

Der Zweite Fortschrittsbericht zur DAS 202024 betont die Ausrichtung der Anpassung an den Klimawandel am 

Vorsorgeprinzip und hebt hervor, dass eine ambitionierte vorsorgeorientierte Politik dringlich und notwendig sei.25 

Dabei soll „nach Möglichkeit auf naturbasierte Lösungen […]“ gesetzt werden, da diese „vor allem aus 

Vorsorgesicht große Vorteile bieten“. Das Vorsorgeprinzip, das bereits seit den 1970er Jahren Handlungsprinzip 

der deutschen Umweltpolitik und eines der Hauptprinzipien des deutschen Umweltrechts ist26, zielt darauf ab trotz 

unvollständiger Wissensbasis vorbeugendes staatliches Handeln zu legitimieren, um mögliche 

Beeinträchtigungen oder Schäden für die Umwelt oder menschliche Gesundheit zu vermeiden oder 

weitestgehend zu verringern. Für den Schutz der gebauten Umwelt vor den Folgen des Klimawandels spielt die 

vorsorgeorientierte Planung, Errichtung und Nutzung von Gebäuden eine hervorgehobene Rolle. Insbesondere 

gilt es, Gebäude und ihre Infrastrukturen an zukünftige Klimaeinwirkungen und Extremwetterereignisse 

anzupassen, um Schäden an der Bausubstanz sowie auch der menschlichen Gesundheit zu vermeiden oder zu 

mindern. 

Zusammen mit dem Zweiten Fortschrittsbericht zur DAS wurde der Aktionsplan Anpassung III (APA III) 

verabschiedet. APA III enthält Politikinstrumente des Bundes zur Reduzierung der Vulnerabilität Deutschlands 

gegenüber dem Klimawandel. Als Schwerpunkte für Instrumente und Maßnahmen im Cluster „Infrastrukturen“ 

werden u.a. die „Integration von Aspekten des klimaresilienten Bauens von Neubau und Bestand in 

Förderprogramme“ und das „Klimaangepasste Bauen bei Gebäuden“ genannt. Während das klimaresiliente 

Bauen darauf abziele, „Gebäude so zu gestalten, dass dem Anstieg der Innentemperaturen infolge des 

Klimawandels auf klimafreundliche Art entgegengewirkt wird“, etwa durch Maßnahmen des sommerlichen 

Wärmeschutzes (Verschattung) und der Verdunstungskühlung, solle das klimaangepasste Bauen sicherstellen, 

„dass vorhandene Erkenntnisse und das Wissen über Extremwetterereignisse in technische Regelwerke zu 

Wartung, Instandhaltung und Neubau von Gebäuden einfließen.“27 

Im Rahmen des APA III-Clusters „Raumplanung und Bevölkerungsschutz“ wird der Stadt- und Raumplanung eine 

Schlüsselrolle im Bereich der Klimaanpassung zugeschrieben. Im Vordergrund steht die Stärkung der 

Klimaanpassung in der Städtebauförderung mit zentralen Bausteinen wie beispielsweise der Förderung von 

 

22 Die Bundesregierung, Deutsche Anpassungsstrategie an den Klimawandel, 17.12.208, S. 4. 
23 Die Bundesregierung, Deutsche Anpassungsstrategie an den Klimawandel, 17.12.208, S. 4, 5. 
24 Die Bundesregierung, Zweiter Fortschrittsbericht zur Deutschen Anpassungsstrategie an den Klimawandel (2021). 
25 s. Fn. 23, S. 4. 
26 UBA, Vorsorgeprinzip, 2021. 
27 Die Bundesregierung, Zweiter Fortschrittsbericht zur Deutschen Anpassungsstrategie an den Klimawandel (2021) S. 54. 
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Stadtgrün-Projekten, die Forschung für u.a. klimaschützendes und klimaangepasstes Bauen, klimaresilienter 

Stadtumbau und Techniken einer wassersensiblen Stadtentwicklung sowie eine klimagerechte 

Stadtentwicklung.28 „Handlungsmaxime ist die Entwicklung einer urbanen grünen Infrastruktur, die die 

Lebensqualität in Städten sichert, mit Grün das Klima schützt und die Folgen von Starkregen, Hitze und 

Trockenheit mindert.“29 

Flankiert wird dieser Handlungsauftrag durch das von der 36. Ministerkonferenz für Raumordnung (MKRO) 

beschlossene „Handlungskonzept der Raumordnung zu Vermeidungs-, Minderungs- und Anpassungsstrategien 

im Hinblick auf die räumlichen Konsequenzen des Klimawandels“.30 Das Konzept definiert sieben 

klimaanpassungsrelevante Handlungsfelder, die auf regionaler und lokaler Ebene umgesetzt werden sollen31 und 

von denen insbesondere die Handlungsfelder „vorbeugender Hochwasserschutz in Flussgebieten“ und „Schutz 

vor Hitzefolgen in Siedlungsbereichen“ für das Bauwesen von Relevanz sind. 

4.3 Recht als Steuerungsinstrument in der deutschen Klimaanpassungspolitik  

Das Recht nimmt als Gestaltungs- und Steuerungsinstrument eine zentrale Rolle für die Umsetzung und den 

Vollzug der deutschen Klimaanpassungspolitik ein, da es das Handeln von maßgeblichen Akteuren sowohl mittel- 

als auch langfristig lenken und koordinieren sowie Anreize für individuelles Verhalten setzen kann.32 Indem es 

Entscheidungsvoraussetzungen definiert, Verfahrensabläufe regelt und Zuständigkeiten festlegt, bestimmt es 

entscheidend darüber, ob und wie die Umsetzung von Klimaanpassungspolitik gelingen kann. Der rechtliche 

Rahmen bestimmt somit, welche Klimaanpassungsmaßnahmen überhaupt zulässig sind. Seine Ausgestaltung 

kann Anpassungsmaßnahmen entweder unterstützen oder behindern. 

Die Klimaanpassung findet auf Bundesebene in der Staatszielbestimmung Umweltschutz des Artikel 20a GG 

ihren verfassungsrechtlichen Niederschlag. Der in Artikel 20a GG verankerte Umweltschutzauftrag, die 

grundrechtlichen Schutzpflichten und Eingriffsschranken sowie verschiedene Daseinsvorsorgegewährleistungen, 

die das Grundgesetz vermittelt, bilden den verfassungsrechtlichen Rahmen für staatliche Maßnahmen der 

Klimaanpassung.33 

Für die Klimaanpassung sind vor allem die aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG folgenden Schutzpflichten des Staates 

relevant. Sie umfassen u.a. die Verpflichtung, Leben und Gesundheit vor den Gefahren des Klimawandels zu 

 

28 Die Bundesregierung, Zweiter Fortschrittsbericht zur Deutschen Anpassungsstrategie an den Klimawandel (2021) S. 57. 
29 a.a.O. 
30 Schmitt, Klimaanpassung in der Regionalplanung – Eine deutschlandweite Analyse zum Implementationsstand klimaanpassungsrelevanter 

Regionalplaninhalte, Raumforschung und Raumordnung, 74, 2016, S. 10. 
31 Schmitt, Klimaanpassung in der Regionalplanung, Raumforschung (2016) 74:9-21, S. 10. 
32 Bubeck et al., NuR 297-307 (297) m.w.N. 
33 Reese et al. in: UBA (Hrsg.), Rechtlicher Handlungsbedarf für die Anpassung an die Folgen des Klimawandels, 2016, S. 28. 
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schützen. Nach dem  sog. Klima-Beschluss34 des Bundesverfassungsgerichts vom 24. März 2021 lassen sich 

objektivrechtliche Schutzverpflichtungen des Staates auch in Bezug auf künftige Generationen begründen.   

Das Recht der räumlichen Planung ist in besonderem Maße geeignet, der Anpassung an die Folgen des 

Klimawandels Rechnung zu tragen. Mit der Regulierung von raumwirksamen Entscheidungen über künftige 

Raumnutzungen stellt es strategische und langfristige Weichen für eine klimagerechte Entwicklung von 

Regionen, Städten und Kommunen. Nach der DAS stehen die Raum-, Regional- und Bauleitplanung deshalb 

auch „am Anfang der Risikovermeidungskette, da sie räumliche Vorsorgekonzepte entwickeln, die 

Planungsdokumente hohe Bestandsdauer und rechtliche Verbindlichkeit besitzen und bis zur praktischen 

Umsetzung der Planinhalte teilweise lange Vorlaufzeiten entstehen.“35 

Um eine vorsorgeorientierte und klimafolgenangepasste Raum-, Bauleit- und Gebäudeplanung zu befördern, 

bedarf es nicht nur einer entsprechenden Ausgestaltung des rechtlichen Rahmens und der Bereitstellung 

adäquater Instrumente, sondern auch der proaktiven Anwendung dieser durch die verantwortlichen Akteure.36 

Die von der Rechtsordnung zur Verfügung gestellten Instrumente sollten deshalb dergestalt ausgestaltet sein, 

dass sie neben der materiellen Integration von Anpassungserfordernissen an den Klimawandel die Einbeziehung 

von Anpassungsaspekten in den Planungsprozess verfahrensmäßig sicherstellen. Von hervorgehobener 

Bedeutung für die räumliche Planung ist in diesem Zusammenhang die gesetzliche Verzahnung mit 

anpassungsrelevanten Fachplanungen37, da diese die erforderlichen Anpassungserfordernisse sektoral unter 

besonderen Sachgesichtspunkten berücksichtigen und damit die für die in der räumlichen Gesamtplanung 

stattfindenden Abwägung von relevanten Belangen wesentlichen Fachinformationen bereitstellen. 

Auf Ebene der räumlichen Gesamtplanung ist das Recht gefordert, den baulichen Anpassungserfordernissen an 

den Klimawandel durch Vorgaben vor allem hinsichtlich der Standortwahl für Siedlungsstrukturen Rechnung zu 

tragen. Extremwetterereignisse wie Starkregen, Hitze und Trockenheit wirken sich direkt auf die Flächennutzung 

aus und schränken sie an vielen Orten ein. Insbesondere eignen sich zahlreiche Landflächen wegen des 

vielerorts gestiegenen Hochwasserrisikos nicht mehr für Neubaugebiete.38 

Von Bedeutung für die Neuausweisung von Siedlungsstrukturen ist auch das im Klimaschutzplan 2030 der 

Bundesregierung festgelegte Ziel einer Flächenkreislaufwirtschaft.39 Um das Ziel des Flächenverbrauchs Netto-

Null bis 2050 zu erreichen, ist eine entsprechende Ausgestaltung des rechtlichen Rahmens dringend erforderlich. 

Trotz des in § 2 Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 ROG niedergelegten Grundsatzes, die erstmalige Inanspruchnahme von 

Freiflächen für Siedlungs- und Verkehrszwecke zu verringern, „insbesondere durch quantifizierte Vorgaben zur 

Verringerung der Flächeninanspruchnahme“, konnte bislang keine nennenswerte Reduzierung der 

 

34 BVerfG, Beschluss des Ersten Senats vom 24. März 2021 - 1 BvR 2656/18 -, Rn. 1-270. 
35 Die Bundesregierung, Deutsche Anpassungsstrategie an den Klimawandel 2008, S. 42.  
36 Ähnlich etwa Reese et al. in: UBA (Hrsg.), Rechtlicher Handlungsbedarf für die Anpassung an die Folgen des Klimawandels, 2016, S. 338. 
37 Ähnlich etwa Reese et al. in: UBA (Hrsg.), Rechtlicher Handlungsbedarf für die Anpassung an die Folgen des Klimawandels, 2016, S. 338. 
38 Bundesregierung, Risiken und Fakten, 2022. Raumplanung unter erschwerten Klimabedingungen | Bundesregierung. 
39 vgl. auch das Klimaschutzprogramm 2030 der Bundesregierung zur Umsetzung des Klimaschutzplans 2050 vom 9.10.2019, S.124. 

https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/klimaschutz/raumplanung-unter-erschwerten-klimabedingungen-1950980
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Flächeninanspruchnahme im Bundesgebiet bewirkt werden40. Um dem abzuhelfen, würde sich beispielsweise 

die Entwicklung und gesetzliche Verankerung eines Instruments zur Flächenkontingentierung anbieten. 

Ein solches Instrument könnte neben gesetzlich verbindlich festgelegten Obergrenzen für 

Flächenneuinanspruchnahmen, Regelungen zu Voraussetzungen von Inanspruchnahmen von Flächen 

beinhalten mit dem Ziel, die Flächenumwandlung von naturbelassenen und landwirtschaftlichen Flächen 

für Siedlung und Verkehr zu stoppen und nur unter bestimmten Bedingungen zu erlauben. 

Der Effektivität von Klimaschutz- und Klimaanpassungsmaßnahmen steht die stetige 

Flächenneuinanspruchnahme diametral entgegen, denn die zunehmende Versiegelung durch Siedlungs- und 

Verkehrsflächen führt nicht nur dazu, dass die Böden ihre Fähigkeit verlieren, Wasser versickern zu lassen oder 

zu speichern – mit Folgen für den Grundwasserspiegel und eines erhöhten Überschwemmungsrisikos41 –, 

sondern trägt auch zu einer Änderung des Kleinklimas bei42. Dieser Klimaänderung wird wiederum versucht, 

durch technische Anpassungsmaßnahmen zu begegnen, auf Gebäudeebene etwa durch baukonstruktive 

Maßnahmen des Hochwasserschutzes oder durch Maßnahmen des sommerlichen Wärmeschutzes an der 

Gebäudehülle. Flächen nicht in Anspruch zu nehmen, bedeutet daher, die Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts 

zu erhalten und damit einen Beitrag zu Klimaschutz und Klimaanpassung zu leisten. 

Neben Vorgaben für die Verringerung der Flächenneuinanspruchnahme und die Standortwahl von 

Siedlungsstrukturen, ist das Recht gefordert, Regelungen für die klimaangepasste Ausgestaltung von neuen und 

bestehenden Siedlungsstrukturen bereitzustellen. Auf räumlicher Ebene zählen dazu beispielsweise Vorgaben 

hinsichtlich der Risikovorsorge in potenziellen Überschwemmungsgebieten oder des Schutzes überörtlich 

bedeutsamer klimawirksamer Freiräume. 

Aufgrund der langfristigen Planungshorizonte, der Prognoseunsicherheiten und des teilweise hohen Gefahren- 

und Schadenspotenzials von Extremwetterereignissen erfordert die Aufgabe der Klimaanpassung die 

sektorenübergreifende Anwendung von flexiblen und entwicklungsoffenen Instrumenten der räumlichen 

Planung.43 Die Einführung einer Flächenkreislaufwirtschaft und Flächenkontingentierung würde die 

sektorenübergreifende Zusammenarbeit in der Raumplanung stärken und dadurch eine bewusstere und 

ressorcenschonendere Nutzungszuweisung von Raum bewirken. 

Für bestehende Raumordnungs- und Bauleitpläne ist die gesetzliche Verankerung einer Verpflichtung zur 

Prüfung des Änderungs- oder Fortschreibungsbedarfs oder des Planaktualisierungsbedarfs unter strikter 

Beachtung des Themas Klimaanpassung essenziell. Mit der Neufassung von § 7 Abs. 8 ROG durch das 

 

40 Blotevogel (2012) S. 11- 41. 
41 Vgl. UBA, Flächeninanspruchnahme für Siedlungen und Verkehr reduzieren, 17.07.2017, > Flächeninanspruchnahme für Siedlungen und Verkehr 

reduzieren | Umweltbundesamt>, zuletzt aufgerufen am 15.11.2022. 
42 Penn-Bressel, Flächenneuinanspruchnahme: Wirkungen auf Umwelt, Städtebau und Ökonomie,  
43 Wagner, Klimaschutz und Klimaanpassung in der Regionalplanung, S. 28. 

https://www.umweltbundesamt.de/themen/boden-landwirtschaft/flaechensparen-boeden-landschaften-erhalten/flaecheninanspruchnahme-fuer-siedlungen-verkehr#siedlungs-und-verkehrsflachen-in-deutschland
https://www.umweltbundesamt.de/themen/boden-landwirtschaft/flaechensparen-boeden-landschaften-erhalten/flaecheninanspruchnahme-fuer-siedlungen-verkehr#siedlungs-und-verkehrsflachen-in-deutschland
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ROGÄndG44 ist die Überprüfung aller Raumordnungspläne „mindestens alle zehn Jahre“ ab Inkrafttreten 

des Gesetzes am 28. September 2023 verpflichtend. 

Mit Blick auf die Liegenschafts- und Gebäudeebene ist es Aufgabe des Rechts, den Anpassungserfordernissen 

an den Klimawandel durch Vorgaben hinsichtlich der Regenwasserbewirtschaftung aufgrund von 

Starkregenereignissen, des Schutzes vor Hochwasser, des Wärmeschutzes aufgrund anhaltender Hitze im 

Sommer sowie der Auswahl von Baukonstruktionen und Baumaterialien zur Sicherstellung der Standfestigkeit 

von Gebäuden gegenüber Extremwetterereignissen wie zum Beispiel Schnee, Hagel oder Sturm zu entgegnen. 

Für den Fall der hochgradigen Gefährdung bestehender Siedlungsgebiete durch Extremwetterereignisse 

wie zum Beispiel Hochwasser und daraus resultierender Unbewohnbarkeit solcher Gebiete ist 

beispielsweise die Verankerung und rechtliche Weiterentwicklung von Rückbauoptionen für 

Siedlungsstrukturen und Versorgungsinfrastrukturen in der Rechtsordnung zu erwägen.45 

Anforderungen an die materielle Ausgestaltung der Rechtsordnung mit Blick auf die Berücksichtigung von 

Klimafolgewirkungen im Handlungsfeld Bauwesen ergeben sich für 

• die (Neu-)Inanspruchnahme von Flächen, 

• die Standortwahl bzw. Neuausweisung von Siedlungsstrukturen, 

• die klimaangepasste Ausgestaltung von neuen Siedlungsstrukturen, 

• die klimaangepasste Ausgestaltung bestehender Siedlungsstrukturen, 

• die Schaffung von Rückbauoptionen für bestehende Siedlungs- und Versorgungsinfrastrukturen, 

• die klimaangepasste Gestaltung von Liegenschaften. 

• die klimaangepasste Gestaltung von Gebäuden. 

4.4 Klimaanpassung im Recht der räumlichen Planung 

Raum-, Bauleit- und Fachplanungen bilden wichtige Steuerungsinstrumente für Maßnahmen zur Anpassung an 

den Klimawandel. Als Planungsinstrumente bieten sie die Möglichkeit, ganzheitliche Betrachtungsweisen und 

Planungsansätze in der räumlichen Planung umzusetzen. Vor allem die räumliche Gesamtplanung ist aufgrund 

ihres Querschnittscharakters dazu in der Lage, die Folgen des Klimawandels sektorenübergreifend zu betrachten 

und absehbare Nutzungskonflikte, insbesondere auch im Hinblick auf die „raumbezogene“ Anpassung an den 

Klimawandel, gegen- und untereinander abzuwägen und zu einem schonenden Ausgleich zu bringen. 

Die planerische Vorsorge und der Umgang mit Extremwetterereignissen und deren Folgen sind indes keine 

neuen Aufgaben für die Raum-, Siedlungs- und Infrastrukturplanung. Schon seit jeher spielt ihre Berücksichtigung 

 

44 Gesetz zur Änderung des Raumordnungsgesetzes und anderer Vorschriften (ROGÄndG) vom 22.03.2023, BGBl. I 2023 Nr. 88 vom 28.03.2023. 
45 s. hierzu Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur: Handbuch zur Ausgestaltung der Hochwasservorsorge in der Raumordnung, MORO-

Praxis, Ausgabe: Heft 10 / 2027 sowie Strategischer Rückzug aus kleinen peripheren Ortsteilen ohne Entwicklungsperspektive. Eine Handreichung für 

Kommunen, MORO Praxis, Ausgabe: Heft 15 | 2020. 
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in Planungsprozessen eine Rolle, etwa bei der Bewirtschaftung von Niederschlagswasser durch Retention, der 

Vorsorge vor Hochwasser durch die Berücksichtigung hochwassergefährdeter Bereiche oder der Verbesserung 

des Lokalklimas durch den Erhalt von Grünflächen im Siedlungsraum.46 Durch die Auswirkungen des 

Klimawandels werden diese Aufgaben nicht vollständig neu definiert,47 sie rücken aber aufgrund der Zunahme 

der Häufigkeit, Intensität und Dauer von Extremwetterereignissen und dem damit einhergehenden gestiegenen 

Gefährdungs- und Schadenspotenzial für bauliche und andere Schutzgüter gezielter in den Fokus der räumlichen 

Planung. 

4.5 System der Raumplanung 

Das System der räumlichen Planung wird entscheidend durch die bundesstaatliche bzw. föderalistische 

Staatsordnung bestimmt.48 Entsprechend vollzieht sich die räumliche Planung entlang der vertikal-administrativen 

Verwaltungsgliederung Deutschlands auf den Planungsebenen Bund, Länder und Kommunen, wobei die Planung 

in den Ländern und Kommunen zweistufig erfolgt. 

Von zentraler Bedeutung ist die räumliche Gesamtplanung als überörtliche oder örtliche und überfachliche 

Raumplanung. Sie soll insbesondere auch die sektoralen Fachplanungen – bestehend aus vorhabenbezogenen 

Planfeststellungen, Schutzgebietsfestsetzungen und sonstigen Fachplanungen – koordinieren49, 

zusammenfassen und aufeinander abstimmen. Während sich die sektoralen Fachplanungen auf einen 

bestimmten sachlichen Schwerpunkt wie zum Beispiel auf den Naturschutz- und die Landschaftspflege oder den 

Hochwasserschutz beziehen, hat die räumliche Gesamtplanung die Funktion, die verschiedenen 

Nutzungsansprüche an den Raum integrativ zu koordinieren und aufeinander abzustimmen. Die Abgrenzung 

zwischen der Raumordnungsplanung und den Fachplanungen ergibt sich aus der Aufgaben- und 

Kompetenzzuweisungsnorm der Raumordnung in § 1 Abs. 1 ROG und der begrifflichen Bestimmung der 

Raumordnungspläne in § 3 Abs. 1 Nr. 7 ROG. 

4.6 Raumordnungsplanung 

Leitvorstellung und Aufgabe der Raumordnung 

Leitvorstellung der „Raumordnung“, die auch als „Raumordnungsplanung“ bezeichnet wird, ist nach § 1 Abs. 2 

ROG eine nachhaltige Raumentwicklung, die die sozialen und wirtschaftlichen Ansprüche an den Raum mit 

seinen ökologischen Funktionen in Einklang bringt und zu einer dauerhaften, großräumig ausgewogenen 

Ordnung mit gleichwertigen Lebensverhältnissen in den Teilräumen führt. Das ROG regelt damit klar, dass es 

keinen generellen Vorrang bestimmter Belange gibt, vielmehr geht es von einer Gleichrangigkeit aller 

 

46 UBA (Hrsg.), Praxishilfe Klimaanpassung in der räumlichen Planung, 2020, S. 9. 
47 Wagner, Klimaschutz und Klimaanpassung in der Regionalplanung, S. 27. 
48 ARL, Die Grundprinzipien des Planungssystems, > 1.2 Die Grundprinzipien des Planungssystems | ARL-net>, zuletzt aufgerufen am 17.11.2022; 
Turowski, Raumplanung, in: Akademie für Raumforschung und Landesplanung (Hrsg.), Handwörterbuch der Raumordnung, S. 898. 
49 Reese et al., in: UBA (Hrsg.), Rechtlicher Handlungsbedarf für die Anpassung an die Folgen des Klimawandels, 2016, CLIMATE CHANGE 07/2016, S. 

342 

https://www.arl-net.de/de/commin/deutschland-germany/12-die-grundprinzipien-des-planungssystems
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Raumnutzungsansprüche aus.50 Für die Klimaanpassung bedeutet das, dass sie als Teil der sozialen, 

wirtschaftlichen und ökologischen Funktionen des Raumes weder vorrangig noch nachrangig behandelt 

werden darf, sondern einen gleichwertigen Abwägungsbelang darstellt. 

Dass die Anpassung an klimatische Bedingungen Aufgabe der Raumordnung ist, ergibt sich aus den in § 2 ROG 

niedergelegten Grundsätzen der Raumordnung, in denen die vom Klimawandel betroffenen Belange des 

Hochwasserschutzes, der Wasserwirtschaft, des Naturschutzes und der Sicherheit von baulichen Anlagen und 

Infrastrukturen sämtlich aufgeführt sind.51 Mit der Novellierung des ROG im Jahr 2008 nahm der 

Bundesgesetzgeber die Anpassung an den Klimawandel schließlich ausdrücklich in den Aufgabenkanon der 

Raumordnung auf. In § 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG heißt es nunmehr: „Den räumlichen Erfordernissen des 

Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel 

entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen.“ 

In § 1 Abs. 1 Satz 1 ROG wird die Aufgabe der Raumordnung definiert. Ihr obliegt es, „den Gesamtraum der 

Bundesrepublik Deutschland sowie seine Teilräume durch zusammenfassende, überörtliche und 

fachübergreifende Raumordnungspläne, durch raumordnerische Zusammenarbeit und durch Abstimmung 

raumbedeutsamer Planungen zu entwickeln, zu ordnen und zu sichern.“ Dabei sind die unterschiedlichen 

fachspezifischen Anforderungen an den Raum aufeinander abzustimmen und die auf der jeweiligen 

Planungsebene auftretenden Konflikte auszugleichen; für einzelne Nutzungen und Funktionen des Raums ist 

Vorsorge zu treffen (§ 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 ROG). 

Planungsebenen 

Das System der räumlichen Gesamtplanung der Bundesrepublik Deutschland ist mehrstufig ausgestaltet. Die 

Planungsebenen der Raumordnung beziehen sich nach § 1 Abs. 1 Satz 1 ROG auf den „Gesamtraum der 

Bundesrepublik Deutschland“ und seine „Teilräume“, wobei der Begriff „Teilräume“ die Landesgebiete und deren 

Regionen meint, für die sowohl landesweite Raumordnungspläne (§ 13 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ROG) als auch 

Regionalpläne (§ 13 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 ROG) aufzustellen sind. Die Pflicht zur Planaufstellung auf Landes- und 

Regionalebene gilt für alle Bundesländer außer für die Länder Berlin, Bremen und Hamburg für die ein 

Flächennutzungsplan nach § 5 BauGB die Funktion eines landesweiten Raumordnungsplans oder Regionalplans 

übernehmen kann (§ 13 Abs. 1 Satz 2 ROG). Daneben räumt § 13 Abs. 4 ROG Zusammenschlüssen von 

Gemeinden und Gemeindeverbänden zu regionalen Planungsgemeinschaften die Möglichkeit zur Aufstellung 

regionaler Flächennutzungspläne ein. Die Aufstellung von Raumordnungsplänen für den Gesamtraum und die 

deutsche ausschließliche Wirtschaftszone (AWZ) ist in § 17 ROG geregelt. 

Die räumliche Gesamtplanung auf kommunaler Ebene wird als Bauleitplanung bezeichnet. Für die 

Bauleitplanung finden sich ebenfalls gesetzlich normierte Planungspflichten. Nach § 5 Abs. 1 Satz 1 BauGB ist im 

 

50  
51 Reese, Klimaanpassung im Raumplanungsrecht, ZUR 2015, 16 (22). 
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Flächennutzungsplan für das ganze Gemeindegebiet die sich aus der beabsichtigten städtebaulichen 

Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung nach den voraussehbaren Bedürfnissen der Gemeinde in 

Grundzügen darzustellen. Zumindest in Verbindung mit § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB begründet diese Norm eine 

Planungspflicht.52 Für die Bebauungsplanung, die für Teile eines Gemeindegebiets aufzustellen ist, ist anerkannt, 

dass sich die planerische Gestaltungsfreiheit aus § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB in Ausnahmefällen zu einer strikten 

Planungspflicht verdichten kann. Die Verpflichtung aus 1 Abs. 4 BauGB, die Bauleitpläne an die Ziele der 

Raumordnung anzupassen, kann ebenfalls eine Planungspflicht begründen.53 

Zwischen den einzelnen Planungsebenen bestehen umfassende Wechselwirkungen sowohl in vertikaler als auch 

in horizontaler Hinsicht. 

Je nach Größe des zu beplanenden Raumes unterscheiden sich Maßstab, Zweck und Aussagetiefe der 

räumlichen Planwerke. 

Raumplanung auf Bundesebene 

Die Bundesraumordnung stellt die oberste Ebene im System der räumlichen Gesamtplanung dar. Auf ihrer Ebene 

erfolgt die Aufstellung von Raumordnungsplänen für das gesamte Gebiet der Bundesrepublik Deutschland. 

Neben der Aufstellung von Raumordnungsplänen für die deutsche ausschließliche Wirtschaftszone und von 

Raumordnungsplänen für den Gesamtraum können gemäß § 17 Abs. 3 Satz 1 ROG „für die räumliche 

Entwicklung des Bundesgebietes einzelne Grundsätze der Raumordnung nach § 2 Abs. 2 ROG durch 

Grundsätze in einem Raumordnungsplan“ konkretisiert werden. Für den in § 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG 

niedergelegten Grundsatz einer klimaangepassten Raumentwicklung ergibt sich damit die Möglichkeit 

der thematischen Präzisierung im Rahmen eines eigenständigen bundesweiten Raumordnungsplans.54 

Ein solcher Raumordnungsplan mit dem thematischen Schwerpunkt der Klimaanpassung ist auf Bundesebene 

bislang nicht erstellt worden. Zu prüfen wäre, welche Aspekte ein solcher Plan im Zusammenhang mit der 

klimaangepassten Raumentwicklung konkret beinhalten dürfte und welcher raumbezogene Präzisierungsgrad in 

diesem Zusammenhang rechtlich zulässig wäre. Vor dem Hintergrund der hauptsächlich lokal auftretenden 

Folgen des Klimawandels, wäre ferner zu untersuchen, ob und inwieweit die Aufstellung eines bundesweiten 

Klimaanpassungsplans in der Praxis zielführend wäre. 

Für den Hochwasserschutz als Maßnahme der Klimaanpassung eröffnet § 17 Abs. 2 Satz 1 ROG explizit 

die Möglichkeit zur Aufstellung länderübergreifender Raumordnungspläne. Voraussetzung ist nach § 17 

 

52 Ingold, Auswirkungen von Planungsdefiziten höherstufiger Planungsebenen auf nachgeordnete Pläne, NVwZ 2010, 1399 (1400) m.w.N. 
53 Ingold, Auswirkungen von Planungsdefiziten höherstufiger Planungsebenen auf nachgeordnete Pläne, NVwZ 2010, 1399 (1400); BVerwG, Urteil vom 

19.09.2003 – 4 C 14/01. 
54 Vgl. zur rechtlichen Bedeutung und Funktionen der bundesgesetzlichen Grundsätze: Spannowky, in: Spannowsky/Runkel/Goppe, Raumordnungsgesetz, 

2. Aufl. 2018, Rn. 29. 
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Abs. 2 Satz 2 ROG, dass dies für die räumliche Entwicklung und Ordnung des Bundesgebietes unter nationalen 

oder europäischen Gesichtspunkten erforderlich ist.  

Der erste länderübergreifende Raumordnungsplan für den Hochwasserschutz ist am 1. September 2021 in Kraft 

getreten. Indem er u.a. raumplanerische Standards zur Koordinierung des Hochwasserschutzes harmonisiert, den 

Unterliegerschutz verbessert sowie Flächen außerhalb von wasserwirtschaftlich festgesetzten oder vorläufig 

gesicherten Überschwemmungsgebieten verstärkt berücksichtigt, nimmt er Einfluss auf die Siedlungsentwicklung 

nachgeordneter Planungsebenen und trägt damit der Hochwasservorsorge als Maßnahme der Klimaanpassung 

Rechnung. „Klimawandel und -anpassung“ sind gemäß B.I.2. Anlage (zu § 1) des länderübergreifenden 

Raumordnungsplans für Hochwasserschutz explizit als Ziele („Z“) der Raumordnung festgelegt. Danach sind die 

Auswirkungen des Klimawandels im Hinblick auf Hochwasserereignisse durch oberirdische Gewässer, durch 

Starkregen oder durch in Küstengebiete eindringendes Meerwasser bei raumbedeutsamen Planungen und 

Maßnahmen einschließlich der Siedlungsentwicklung nach Maßgabe der bei öffentlichen Stellen verfügbaren 

Daten vorausschauend zu prüfen. 

Für den vorbeugenden Hochwasserschutz ist die Sicherung oder Rückgewinnung von Auen, 

Rückhalteflächen und Entlastungsflächen als raumordnerischer Grundsatz ausdrücklich in § 2 Abs. 2 Nr. 

6 Satz 5 ROG verankert. Für diesen Grundsatz sowie für sämtliche in § 2 Abs. 2 ROG aufgeführten 

Raumordnungsgrundsätze besteht nach § 17 Abs. 3 Satz 1 ROG ebenfalls die Möglichkeit der Konkretisierung in 

Form eines bundesweiten Raumordnungsplans. 

Neben den genannten Grundsätzen der Raumordnung enthält § 2 Abs. 2 ROG weitere Grundsätze, die für die 

klimaangepasste Raumplanung von Bedeutung sind: Nach Nr. 2, beispielsweise, ist die Siedlungstätigkeit 

räumlich zu konzentrieren und vorrangig auf vorhandene Siedlungen mit ausreichender Infrastruktur und auf 

Zentrale Orte auszurichten. Der Freiraum ist durch übergreifende Freiraum-, Siedlungs- und weitere 

Fachplanungen zu schützen; es ist ein großräumig übergreifendes, ökologisch wirksames 

Freiraumverbundsystem zu schaffen. Die weitere Zerschneidung der freien Landschaft und von Waldflächen ist 

dabei so weit wie möglich zu vermeiden; die Flächeninanspruchnahme im Freiraum ist zu begrenzen. Nach Nr. 6 

ist der Raum in seiner Bedeutung für die Funktionsfähigkeit der Böden, des Wasserhaushalts, der Tier- und 

Pflanzenwelt sowie des Klimas einschließlich der jeweiligen Wechselwirkungen zu entwickeln, zu sichern oder, 

soweit erforderlich, möglich und angemessen, wiederherzustellen. Bei der Gestaltung räumlicher Nutzungen sind 

Naturgüter sparsam und schonend in Anspruch zu nehmen; Grundwasservorkommen und die biologische Vielfalt 

sind zu schützen. Beeinträchtigungen des Naturhaushalts sind auszugleichen, den Erfordernissen des 

Biotopverbundes ist Rechnung zu tragen.  

Raumplanung auf Länderebene 

Die Bundesländer stellen Raumordnungspläne für das gesamte jeweilige Landesgebiet und für Teilgebiete der 

Landesgebiete, die Regionen, auf. In der Landesplanung werden die übergeordneten Vorgaben der 
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bundesgesetzlichen Grundsätze des § 2 ROG konkretisiert und in Zielen und Grundsätzen für das Landesgebiet 

und seine Teilräume ausgestaltet und verdichtet. 

Ziele der Raumordnung sind nach § 3 Nr. 2 ROG verbindliche Vorgaben in Form von räumlich und sachlich 

bestimmten oder bestimmbaren, vom Träger der Raumordnung abschließend abgewogenen textlichen oder 

zeichnerischen Festlegungen in Raumordnungsplänen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums. Die 

in der Landesplanung getroffenen Zielvorgaben sind für nachfolgende Planungsebenen bindend. Von ihnen 

dürfen die öffentlichen Stellen bei ihren raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen wegen der 

Beachtungspflicht aus § 4 Abs. 1 ROG nicht abweichen. 

Grundsätze der Raumordnung hingegen treffen Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raumes 

als Vorgaben für nachfolgende Abwägungs- oder Ermessensentscheidungen. Sie können durch Gesetz oder als 

Festlegungen in einem Raumordnungsplan aufgestellt werden. Die von der Landesplanung festgelegten 

Grundsätze sind von nachgeordneten Planungsebenen „lediglich“ zu berücksichtigen.55 Sie fließen als 

Argumente für die Nutzungszuweisungen im Planungsgebiet in den planerischen Abwägungsvorgang 

nachgeordneter Planungsträger ein, können jedoch zugunsten überwiegender anderer Belange zurückgestellt 

werden.56  

Zu den konkretisierungsfähigen Grundsätzen der Raumordnung zählen u.a. die in § 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG 

genannten Belange der Klimaanpassung. Diese sind von der Landesplanung gemäß § 2 Abs. 1 ROG im Sinne 

der Leitvorstellung einer nachhaltigen Raumentwicklung nach § 1 Abs. 2 ROG anzuwenden und durch 

Festlegungen in Raumordnungsplänen zu konkretisieren, soweit dies erforderlich ist. Durch die Aufnahme von 

Klimaanpassungsbelangen in die landesplanerischen Ziele und Grundsätze der Raumordnung kann eine 

klimaangepasste Raumentwicklung somit effektiv gesteuert werden. 

Vor dem Hintergrund des prognostizierten starken Zuwachses an Hitzebelastung für die kommenden Jahrzehnte 

mit deutlich mehr heißen Tagen und Tagen ohne Niederschläge gewinnt die Vorsorge für emissionsarme Frisch- 

und Kaltluft innerhalb von bebauten Siedlungsstrukturen zunehmend an Bedeutung. Der zu erwartenden 

Überwärmung städtischer Bereiche und dem daraus resultierenden verstärkten Hitzestress der Stadtbevölkerung 

kann durch die landesplanerische Sicherung von siedlungsklimatisch bedeutenden Freiflächen begegnet werden. 

Hierzu gehören insbesondere Frischluftentstehungsgebiete wie siedlungsnahe Waldflächen sowie 

Kaltluftentstehungsgebiete, zu denen u.a. Wälder und Wiesen zählen. 

Landesweite Raumordnungspläne sollen nach § 13 Abs. 5 ROG Festlegungen zur Raumstruktur enthalten, 

insbesondere zur anzustrebenden Siedlungsstruktur, zur anzustrebenden Freiraumstruktur und den zu sichernden 

Trassen für Infrastruktur. 

 

55 Hagmann, in: Landmann/Rohmer, UmweltR, UVPG § 66 Rn. 12-14 
56 Hagmann, in: Landmann/Rohmer, UmweltR, UVPG § 66 Rn. 12-14 
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Raumplanung auf regionaler Ebene 

Der Regionalplanung kommt als intermediärer Planungsebene zwischen übergeordneter Landes- und 

umsetzender Bauleitplanung auf kommunaler Ebene eine besondere Rolle zu.57 Im Rahmen der ihr 

zugewiesenen Mittlerposition ist sie gefordert, die zunächst allgemein formulierten 

Anpassungserfordernisse an den Klimawandel mit Blick auf die individuellen regionalen Gegebenheiten 

zu konkretisieren und in räumlich-konkrete Maßnahmen zur klimaangepassten Raumentwicklung 

umzusetzen.58 

Gemäß § 13 Abs. 2 Satz 1 ROG sind die Regionalpläne aus dem landesweiten Raumordnungsplan zu 

entwickeln. Dadurch soll die in § 13 Abs. 2 Satz 1 ROG festgelegte Zweistufigkeit der Raumordnungsplanung 

gesichert und die Abstimmung der niederstufigen Regionalpläne mit dem höherstufigen Raumordnungsplan für 

das gesamte Landesgebiet gewährleistet werden.59 

Im übergeordneten landesweiten Raumordnungsplan werden wesentliche überörtliche Ziele und Grundsätze für 

nachfolgende Planungen und Maßnahmen verbindlich festgelegt. Die Festlegungen können nach § 7 Abs. 3 Satz 

1 ROG auch Gebiete bezeichnen. Insbesondere können dies Vorbehaltsgebiete, Vorranggebiete und 

Eignungsgebiete sein (vgl. § 7 Abs. 3 Satz 2 ROG). Vorranggebiete sind für bestimmte raumbedeutsame 

Funktionen oder Nutzungen vorbehalten und schließen andere raumbedeutsame Funktionen und Nutzungen aus, 

soweit diese mit den vorrangigen Nutzungen nicht vereinbar sind. Sie gelten als Ziele der Raumordnung für die 

alle berührten Belange auf Raumordnungsebene bereits letztverbindlich abgewogen sind.60 Vorbehaltsgebiete 

hingegen stellen Grundsätze der Raumordnung dar. Ebenso wie Vorranggebiete sollen sie für bestimmte 

raumbedeutsame Funktionen oder Nutzungen vorbehalten bleiben, jedoch ist die raumplanerische Abwägung auf 

der Stufe der Raumordnung nicht abschließend vorgenommen worden, so dass den nachgelagerten 

Planungsebenen ein Abwägungsspielraum zukommt, der ihnen die Möglichkeit einräumt, die besondere 

Gewichtung des mit dem Vorbehaltsgebiet festgelegten Belangs noch in der Abwägung mit anderen 

entgegenstehenden Nutzungen unterliegen zu lassen.61 

In der Regionalplanung müssen die bereits heute absehbaren Folgen des Klimawandels vorsorglich 

berücksichtigt werden. Durch die Sicherung von Flächen für bestimmte Nutzungszwecke kann die 

Regionalplanung raumplanerisch dazu beitragen, dass entsprechend der spezifischen Betroffenheit 

Auswirkungen des Klimawandels reduziert werden. Für die Klimaanpassungsfähigkeit und die 

Klimaangepasstheit von Städten und Gemeinden ist die Regionalplanung damit von hervorgehobener Relevanz. 

Die klimarelevanten Vorgaben der Regionalplanung als übergeordneter Planungsebene beeinflussen somit die 

 

57 Schmitt, Klimaanpassung in der Regionalplanung, Raumforschung und Raumordnung (2016) 74:9-21, S. 10. 
58 Wagner, Klimaschutz und Klimaanpassung in der Regionalplanung – Instrumente, Möglichkeiten und Grenzen, in: Mitschang (Hrsg.), Klimaschutz und 

Klimaanpassung in der Regional- und Bauleitplanung, S. 9. 
59 Vgl. Kümper, Die Unwirksamkeit des Landesentwicklungsplans in Brandenburg und ihre Auswirkungen auf die Regionalplanung und die Bauleitplanung, 

LKV 2014, 542 (544). 
60 Vgl. Sauthoff, ZUR 2021, 146. 
61 Vgl. Ernst/Zinkhahn/Krautzberger, Baugesetzbuch, 147. EL August 2022, § 1 Rn. 75. 
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vorausschauenden raumwirksamen Entscheidungen nachgeordneter Planungen auf kommunaler Ebene.62 Die 

Gegebenheiten und Erfordernisse der kommunalen Planungsebenen, etwa im Bereich der Klimaanpassung, sind 

nach dem Gegenstromprinzip aus § 1 Absatz 3 ROG in Verbindung mit § 13 Abs. 2 Satz 2 ROG wiederum bei 

der Erstellung überörtlicher bzw. regionaler und überregionaler Planungen zu berücksichtigen.63 

Anpassung an die Folgen des Klimawandels in der Regionalplanung durch die Festlegung von Vorrang- und 

Vorbehaltsgebieten für besondere Klimafunktionen 

Minderung von Hitzestress in Siedlungsbereichen  

Um den zunehmenden sommerlichen Hitzeperioden als Folgewirkungen des Klimawandels zu begegnen, können 

Freiräume in der Nähe von Siedlungsstrukturen für Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiete und Kaltluftschneisen 

regionalplanerisch gesichert werden. 

Vorbeugender Hochwasserschutz und Hochwasservorsorge 

Die für einen effektiven Hochwasserschutz identifizierten Gebiete, z.B. für die Retention oder die 

Auenrenaturierung sowie für Maßnahmen des technischen Hochwasserschutzes, können im Regionalplan 

gesichert werden. 

Zu den klimaanpassungsrelevanten Handlungsfeldern der Regionalplanung zählen u.a. der (vorbeugende) 

Hochwasser- und Küstenschutz, die planerische Vorsorge vor Hitzefolgen in Siedlungsbereichen und die 

Vorsorge vor regionaler Wasserknappheit. 

Raumordnungsplanung in der Praxis 

Nach Einschätzung von Praktikern wird Klimaanpassung vor allem in den Grundsätzen sowie den Präambeln von 

Raumordnungsplänen aufgegriffen, weniger aber in deren Zielen. Auch bei tatsächlichen Festlegungen von 

Nutzungen wird Klimaanpassung bislang kaum als Begründung herangezogen.64 Aufgrund der Verbindlichkeit 

von Zielen der Raumordnung ist zu empfehlen, Klimaanpassung als Ziele der Raumordnung in der 

landesweiten Raumordnungsplanung zu formulieren.65 

Eine Studie der TU Dortmund von 2014, in der deutschlandweit Regionalpläne von 111 Planungsregionen 

untersucht wurden, zeigt, dass Klimaanpassung bereits in einer Vielzahl von Plänen Berücksichtigung findet, 

jedoch regionale Unterschiede bestehen. Am häufigsten werde Hitze, ein traditionelles Aufgabengebiet der 

Raumplanung, in den Planungen aufgegriffen. Aus Sicht von Praktikern sei die verstärkte Berücksichtigung von 

Klimaanpassung jedoch nur mittelbar auf die rechtliche Integration zurückzuführen. Die Raumordnung befasse 

sich seit jeher mit Themenbereichen, die für die Klimaanpassung relevant sind, diese Bereiche würden nun 

 

62 Diepes, S. 30 
63 Vgl. Runkel: Aufgabe und Leitvorstellung der Raumordnung in: Spannowsky, Runkel, Goppel, Raumordnungsgesetz, 2018, § 1 Rn. 111. 
64 Bubeck et al, Klimaanpassung in der rechtlichen Rahmensetzung des Bundes, NuR 2016, S. 300 
65 So auch Sauthoff, ZUR 2021, S. 146 mit Hinweis auf BMVBS (Hrsg.), Wie kann Regionalplanung zur Anpassung an den Klimawandel beitragen? – 

Ergebnisbericht des Modellvorhabens der Raumordnung „Raumentwicklungsstrategien zum Klimawandel“ (KlimaMORO), 2013, S. 100. 
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zunehmend im Kontext der Klimaanpassung betrachtet. Durch die verstärkte öffentliche Diskussion und 

rechtliche Integration von Klimaanpassung sei aber zunehmend das Bewusstsein für klimaanpassungsrelevante 

Belange geschaffen worden; die Ergebnisse einer Reihe von Forschungsprojekte seien in die Planungspraxis 

eingeflossen und hätten zu einer verbesserten Anpassungspraxis beigetragen. 

4.7 Zwischenergebnis 

Die Raumplanung nimmt beim Umgang mit den zu erwartenden Folgen des Klimawandels eine hervorgehobene 

Rolle ein. Aufgrund der langfristigen Wirkungshorizonte raumbezogener Entscheidungen bildet sie die Grundlage 

und das erste Glied bei der Reduzierung von Treibhausgasen und der Vermeidung von Klimarisiken.66 Für die 

gebaute Umwelt ist die Raumplanung von besonderer Bedeutung, weil sie durch Entscheidungen über die 

Standortwahl von Siedlungsstrukturen und anderen Flächennutzungen über potenzielle Klimarisiken und -

gefährdungen für Siedlungsgebiete mitbestimmt. 

Die stetige Flächenneuinanspruchnahme trägt zum Klimawandel bei und verschärft dessen 

Folgewirkungen. Sie ist daher - soweit möglich - zu vermeiden. Trotz des in § Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 ROG 

niedergelegten Grundsatzes, die erstmalige Inanspruchnahme von Freiflächen für Siedlungs- und 

Verkehrszwecke zu verringern, „insbesondere durch quantifizierte Vorgaben zur Verringerung der 

Flächeninanspruchnahme“, schafft es die Raumplanung bis heute nicht, den stetigen Flächenverlust 

nennenswert aufzuhalten. Die gesetzlich verpflichtende Verankerung einer Flächenkontingentierung und 

eines Flächenmanagements ist daher dringend zu empfehlen. 

Zu empfehlen ist ferner die gesetzliche Verankerung verschärfter Vorgaben hinsichtlich der Standortwahl 

für Siedlungsbereiche unter Heranziehung des Vorsorgeprinzips sowie der Erstellung von 

Gebietsbelastungstabellen. Ein solches gesetzliches Erfordernis könnte durch einen gesetzlich festgelegten 

Prüfumfang unterstützt werden. 

Aufgrund ihrer Verbindlichkeit für nachgelagerte Planungsebenen ist zu empfehlen, Klimaanpassung als 

Ziele der Raumordnung in der landesweiten Raumordnungsplanung zu formulieren. 

In der planerischen Abwägung der räumlichen Gesamtplanung findet Klimaanpassung bislang nur 

unzureichend Berücksichtigung. Um Klimaanpassung als Abwägungsbelang zu stärken, wäre 

beispielsweise die Entwicklung und gesetzliche Verankerung methodischer Standards unter Beachtung 

von Klimaanpassung denkbar. Im Vordergrund stünde dann zunächst die Entwicklung solcher Standards. 

Mit der Ausweisung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten für besondere Klimafunktionen kann die 

Regionalplanung einen Beitrag zur Klimaanpassung leisten. 

 

66 Diepes, Klimaschutz und Klimaanpassung in der verbindlichen Bauleitplanung, 2018, S. 30. 
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Auch für bereits bebaute Flächen ist die Raumplanung im Hinblick auf die Aufgabe der Klimaanpassung von 

Relevanz. Die raumplanerische Vorsorge für das Siedlungsklima muss deshalb auch Strukturen innerhalb von 

Siedlungsstrukturen wie beispielsweise verbindende Grün- und Vegetationsstrukturen einbeziehen. 

Die Berücksichtigung des Klimawandels erfordert ggf. die Anpassung existierender Planwerke. Die gesetzliche 

Verankerung einer verpflichtenden Überprüfung von bestehenden Raumordnungsplänen in § 7 Abs. 8 ROG 

durch das ROGÄndG67 „mindestens alle zehn Jahre“ ab Inkrafttreten des Gesetzes am 28. September 2023 

ist deshalb zu begrüßen. 

Insgesamt bleibt festzuhalten, dass das Recht der Raumordnung in seiner aktuellen Ausgestaltung geeignet ist, 

effektive Beiträge zur Anpassung an den Klimawandel zu leisten. Die Handlungsfelder Hitzeschutz in 

Siedlungsgebieten, Hochwasservorsorge, Vorsorge vor Wasserknappheit u.a. werden von der Aufgabe der 

Raumordnungsplanung miterfasst, soweit sie „raumbedeutsame“ Sachverhalte betreffen. 

 

67 Gesetz zur Änderung des Raumordnungsgesetzes und anderer Vorschriften (ROGÄndG) vom 22.03.2023, BGBl. I 2023 Nr. 88 vom 28.03.2023. 
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5 Klimaanpassung im Recht der Bauleitplanung 

Die Belange von Klimaschutz und Klimaanpassung wurden bereits vor der Klimaschutz-Novelle 201168 im Recht 

der Bauleitplanung als Teil des allgemeinen Städtebaurechts in den bauleitplanerischen Zielen und 

Planungsgrundsätzen miterfasst. Im Rahmen der Klimaschutz-Novelle 2011 und der Innenentwicklungs-Novelle 

2013 sind sie mit der Verankerung einer sog. „Klimaschutzklausel“ in § 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB sowohl für das 

allgemeine Städtebaurecht als auch für Maßnahmen der städtebaulichen Sanierung (§§ 136 ff. BauGB), des 

Stadtumbaus (§§ 171a bis d BauGB) sowie der Stadterhaltung (§ 172 f. BauGB) als Instrumente des Besonderen 

Städtebaurechts deutlich gestärkt worden.69 

Im Rahmen der Klimaschutz-Novelle 2011 ist der Festsetzungskatalog in § 9 Abs. 1 BauGB erweitert und 

präzisiert worden. Dies betrifft in erster Linie die in Nr. 12 genannten Versorgungsflächen. Mit der 

Innenentwicklungs-Novelle 2013 wurde § 1 Abs. 5 Satz 3 BauGB neu in das BauGB eingefügt. Mit dieser 

Vorschrift soll die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwicklung erfolgen. § 1a 

Abs. 2 BauGB ergänzt diese Vorgabe dahingehend, dass er vorschreibt, dass mit Grund und Boden sparsam und 

schonend umgegangen werden soll. Zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für 

bauliche Nutzungen sollen die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch 

Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung genutzt 

sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß begrenzt werden. 

Ziel der Novellierung des BauGB im Jahr 2017 war es, die Flächenneuinanspruchnahme weiter zu senken. Mit 

dem Ziel der Nachverdichtung wurde mit § 6a BauNVO eine neue Baugebietskategorie „Urbane Gebiete“ (MU) in 

die BauNVO eingeführt. In urbanen Gebieten ist eine höhere Baudichte und -höhe sowie eine verstärkte 

Mischung von Wohnen und nicht wesentlich störender gewerblicher Nutzung möglich. Dadurch soll das Bauen zu 

Wohnzwecken in Innenstadtlagen erleichtert und dem zunehmenden Wohnraumdruck Rechnung getragen 

werden.70 

In Bebauungsplänen dürfen nicht nur bauliche, sondern auch technische Maßnahmen festgesetzt werden.71 

Klimaanpassungserfordernissen kann somit etwa durch Vorgaben zur Ausrichtung der Gebäude, zur 

Dachneigung oder Dachform Rechnung getragen werden. Damit ist die Bebauungsplanung u.a. für die Frage 

relevant, wie ein einzelnes Gebäude angesichts eines sich wandelnden Klimas gebaut werden darf. 

 

68 Als Klimaschutz Novelle 2011 wird das „Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Städten und Gemeinden“ vom 22.7.2011 

(BGBl.  I S. 1509) bezeichnet. 
69 Mitschang, Klimaschutz und Klimaanpassung im Besonderen Städtebaurecht, ZfBR 2020, 613 m.w.N. 
70 UBA, Öffentliches Baurecht, 21.10.2019 (Internetquelle). 
71 Mitschang, Städtebauliche Planungen, S. 75 
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5.1 Aufgabe der Bauleitplanung 

Stadtentwicklung und Bauleitplanung sind urtypische kommunale Aufgaben der Selbstverwaltung nach Art. 28 

Abs. 2 GG. Aus der grundgesetzlich verankerten Selbstverwaltungsgarantie entspringt das Recht der 

Kommunen, voraussehbare Entwicklungen auf dem eigenen Gemeindegebiet durch die Spezifizierung der 

Bodennutzung zu steuern.72 Hinsichtlich der zur Verfügung stehenden vielgestaltigen planungsrechtlichen 

Möglichkeiten  entsprechend ihrer individuellen Zielsetzung und der zu bewerkstelligenden Planungsaufgabe 

können die Kommunen Planungsinhalte eigenständig frei wählen.73 

Einschränkungen der planerischen Selbstverwaltung existieren aus den Vorgaben des BauGB in Form des 

Erforderlichkeitsgebots, des Anpassungsgebots und des Abwägungsgebots. Dennoch bleibt den Gemeinden ein 

substanzieller Spielraum zur Regelung ihrer bodenpolitischen Verhältnisse. Insgesamt stellen eine auf 

Klimaschutz und Klimaanpassung ausgelegte Stadtentwicklung und Bauleitplanung eine Aufgabe der 

kommunalen Selbstverwaltung dar.74 

Aufgabe der Bauleitplanung ist es, Ziele und Grundsätze der übergeordneten Planungsebene zu konkretisieren 

und verbindlich in Projekte und Maßnahmen fließen zu lassen. Aus abstrakten Zielen und Grundsätzen können 

so für jedermann bindende Verpflichtungen werden.75 

§ 1 Abs. 5 BauGB schreibt vor, dass Bauleitpläne Klimaschutz und Klimaanpassung, insbesondere auch in der 

Stadtentwicklung, fördern sollen. Folgerichtig können klimawirksame Maßnahmen in Städten und Gemeinden 

festgesetzt werden, obgleich eine ortsklimatische Belastung dies nicht zwangsläufig erforderlich macht.76 

Städte und Kommunen können die ihnen übertragene Planungshoheit u.a. mit Darstellungen (§ 5 BauGB) und 

Festsetzungen (§ 9 BauGB) konkretisieren. Dabei können sie eigenständig entscheiden, in welcher Form diese 

freiwillige Aufgabe ausgeführt wird.77 Da es dem Bund auf Grundlage des Durchgriffsverbots gem. Art. 84 Abs. 1 

Satz 7 GG nicht gestattet ist, Kommunen auf ihrem Gebiet zur Vollziehung von Maßnahmen des Klimaschutzes 

und der Klimaanpassung zu verpflichten78, ist es umso wichtiger, dass Kommunen diese Aufgaben intrinsisch 

motiviert wahrnehmen.79 

Der Bund hat von der ihm zustehenden konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz für das Bodenrecht nach Art. 

74 Abs. 1 Nr. 18 GG durch den Erlass des BauGB Gebrauch gemacht. Nach dem bodenrechtlichen 

Regelungssystem der §§ 29 ff. BauGB bestimmt sich die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit von Bauvorhaben in 

 

72 a.a.O. 
73 s. Fn. 65. 
74 Diepes, S. 36. 
75 Diepes, S. 33 
76 Diepes, S. 35. 
77 Ekardt et al. 2008: 336 
78 Battis et al. 2009: 36 
79 Diepes, S. 35 
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erster Linie nach den verbindlichen Vorgaben des gemeindlichen Bebauungsplans, der regelt, wo und wie gebaut 

werden darf. Vom Regelungsregime des BauGB erfasst, wird aber auch der unbeplante Innenbereich nach § 34 

BauGB, der ursprünglich als Provisorium gedacht war, inzwischen aber ein fester Bestandteil des Planungsrechts 

geworden ist.80 

Weitere verfassungsrechtliche Grundlagen für klimagerechte Stadtplanung finden sich in Art. 74 Abs. 1 Nr. 18, 

Nr. 11, Nr. 24 und Nr. 29, Art. 20a GG. 

Die Bauleitplanung verfügt über ein breites Möglichkeitenspektrum, um Klimaanpassung in der Neubauplanung 

voranzubringen. Im Vergleich dazu sind die Optionen, mit denen auf den Bestand eingewirkt werden kann 

aufgrund des durch Artikel 14 Abs. 1 GG vermittelten baurechtlichen Bestandsschutzes, deutlich eingeschränkt.81 

5.2 Klimaanpassung in der vorbereitenden Bauleitplanung 

Der Flächennutzungsplan (FNP) legt in Grundzügen die voraussehbare Art der Bodennutzung für das gesamte 

Gemeindegebiet fest und trägt so zur grundlegenden räumlichen Entwicklung einer Kommune bei. Der nicht 

abschließende Darstellungskatalog in § 5 Abs. 2 BauGB eröffnet eine große Flexibilität hinsichtlich der 

Darstellung von (innovativen) Klimaanpassungsmaßnahmen in der Flächennutzungsplanung. Planungsträger 

können über die genannten Maßnahmen hinaus auch zusätzliche Darstellungen kreieren, die Klimaanpassung 

betreffen. Begrenzt wird der Gestaltungsspielraum dadurch, dass sich eine entsprechende Darstellung durch den 

wiederum abschließenden Festsetzungskatalog des Bebauungsplans nach § 9 Abs. 1 BauGB verwirklichen 

lassen muss.82 

Mit dem FNP werden behördenverbindlich räumlich bedeutsame funktionale Vorentscheidungen getroffen, die 

der Klimaanpassung dienen können, beispielsweise kann durch die Darstellung der Lage von Siedlungsflächen 

(§ 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB) eine kompakte und verkehrsmindernde Stadtstruktur mit kurzen Wegen geschaffen 

werden. Weitere Darstellungsmöglichkeiten im FNP sind beispielsweise die Ausweisung von Flächen für Sport- 

und Spielanlagen (§ 5 Abs. 2 Nr. 2a BauGB), Frei- und Grünflächen (§ 5 Abs. 2 Nr. 5 BauGB), Wasserflächen (§ 

5 Abs. 2 Nr. 7 BauGB), Flächen für Forst- und Landwirtschaft (§§ 5 Abs. 2 Nr. 9a und 9b BauGB), Flächen zum 

Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 5 Abs. 2 Nr. 10 BauGB) sowie 

Ausgleichsflächen (§ 5 Abs. 2 Nr. 10 Bau GB). Diese Flächen können zur Reduzierung der 

Flächeninanspruchnahme beitragen und damit einen Beitrag zu Klimaschutz und Klimaanpassung leisten. 

Wichtige Belüftungszonen für Siedlungsstrukturen können durch die Darstellung im FNP offengehalten werden. 

Bei den Anlagen, Einrichtungen und Maßnahmen zum Zweck des Klimaschutzes und der Klimaanpassung wird 

auf Ebene des FNP nicht die Ausstattungsfunktion, sondern der räumliche Standort in der Kommune bestimmt.   

 

80 Külpmann, Neuere Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zum unbeplanten Innenbereich, NWVBl. 2020, 452. 
81 Diepes, S. 44. 
82 Diepes, S. 55 
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§ 5 Abs. 2 Nr. 2c BauGB ermöglicht beispielsweise die Sicherung von Kaltluftschneisen, Uferbefestigungen zum 

Schutz vor Hochwasser „oder mit Stützmauern versehene Terrasierungen zum Schutz vor abfließendem 

Starkregen“. Die Grundlage für solche Darstellungen können Klima- und Energiekonzepte bilden.83 

FNP enthalten verpflichtende und optionale Bestandteile. § 5 Abs. 3 Nr. 1 BauGB regelt, welche Flächen im FNP 

gekennzeichnet werden sollen. Dazu zählen Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen 

gegen äußere Einwirkungen oder besondere bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen Naturgewalten erforderlich 

sind. 

§ 5 Abs. 4 und Abs. 4a BauGB schreiben die nachrichtliche Übernahme bzw. den Vermerk festgesetzter Flächen 

aus anderen Planungen bzw. Fachplanungen vor. So sollen „Planungen und sonstige Nutzungsregelungen, die 

nach anderen gesetzlichen Vorschriften festgesetzt sind, […] nachrichtlich übernommen werden. Sind derartige 

Festsetzungen in Aussicht genommen, sollen sie im Flächennutzungsplan vermerkt werden“. 

Bei der nachrichtlichen Übernahme handelt es sich um die Übernahme von Fremdplanungen bzw. nach anderen 

gesetzlichen Vorschriften getroffenen Festsetzungen. 

Bei § 5 Abs. 4 und Abs. 4a BauGB handelt es sich um Soll-Vorschriften, die im Regelfall als zwingende 

Verpflichtungen zu verstehen sind.84 Beispiele für nachrichtlich zu übernehmende Flächen sind festgesetzte 

Überschwemmungsgebiete im Sinne des § 76 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG), Risikogebiete 

außerhalb von Überschwemmungsgebieten im Sinne des § 78b Abs. 1 WHG sowie 

Hochwasserentstehungsgebiete im Sinne des § 78d Abs. 1 WHG. Noch nicht festgesetzte 

Überschwemmungsgebiete im Sinne des § 76 Abs. 3 des Wasserhaushaltsgesetzes sowie als Risikogebiete im 

Sinne des § 73 Abs. 1 Satz 1 d WHG bestimmte Gebiete sollen im Flächennutzungsplan vermerkt werden. In 

solchen festgesetzten oder nach § 76 Abs. 3 WHG dargestellten Überschwemmungsgebieten ist die Ausweisung 

neuer Baugebiete im Außenbereich in Bauleitplänen oder sonstigen Satzungen nach § 78 Abs. 1 Satz 1 WHG 

untersagt.85 

Der FNP ist das Bindeglied in der Planungskette zwischen gesamtstädtischen informellen Konzepten wie etwa 

Klimaanpassungskonzepten und der verbindlichen Bauleitplanung.86 

Es wird empfohlen, die regelmäßige Überprüfung von FNP gesetzlich zu verankern. Beispielsweise 

könnte ebenso wie bei Regionalplänen oder Landschaftsplänen eine Überprüfung nach zehn Jahren 

verpflichtend vorgeschrieben werden. 

 

83 Mitschang, Städtebauliche Planungen und Maßnahmen, S. 73 
84 Vgl. Battis/Krautzberger/Löhr, Baugesetzbuch, 15. Aufl. 2022, § 5 Rn. 44. 
85 s. Fn. 79 Rn. 44a. 
86 Diepes, S. 56 
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5.3 Klimaanpassung in der verbindlichen Bauleitplanung 

Bebauungspläne treffen Festsetzungen für die bauliche Nutzung von Teilen eines Gemeindegebiets. Sie sind 

parzellenscharf, verbindlich für jedermann und setzen Pflichten in Form von Inhalts- und 

Schrankenbestimmungen des Eigentums. 

Unter Maßgabe einer planerischen Rechtfertigung und ordnungsgemäßen Abwägung sämtlicher Belange mit- 

und untereinander bestehen vielfältige mittel- und unmittelbare Ansatzpunkte zur Festsetzung von Klimaschutz- 

und Klimaanpassungsinhalten in Bebauungsplänen.87 

Gesetzliche Grundlage für klimaanpassungsbezogene Festsetzungen im Bebauungsplan (B-Plan) ist § 9 Abs. 1 

BauGB. Danach dürfen im B-Plan nicht nur bauliche, sondern auch technische Maßnahmen festgesetzt 

werden.88 Beispielsweise kann der B-Plan Vorgaben zur Ausrichtung der Gebäude, zur Dachneigung oder 

Dachform enthalten. Neben den Festsetzungen, sieht § 9 die nachrichtliche Übernahme von nach anderen 

gesetzlichen Vorschriften getroffenen Festsetzungen vor.89 Die nachrichtliche Übernahme 

hochwasserschutzbezogener Regelungen kann aufgrund von landesrechtlichen Öffnungsklauseln erfolgen (§ 9 

Abs. BauGB), soweit die Länder, etwa in Klimaschutzgesetzen, von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht haben. 

Obgleich seines abschließenden Charakters der aufgeführten Tatbestände, aus denen Festsetzungsoptionen 

ausgewählt werden können, wird § 9 BauGB als ein umfassendes Instrument zur Regulierung von Klimabelangen 

in Kommunen angesehen. Der in § 1 Abs. 5 BauGB enthaltene Planungsgrundsatz des Klimaschutzes und der 

Klimaanpassung ist in diesem Zusammenhang nicht geeignet, neue, im Festsetzungskatalog nicht enthaltene, 

Maßnahmen zu rechtfertigen.90 Im Festsetzungskatalog des § 9 BauGB nicht erfasst sind beispielsweise die 

Albedo und die Materialität. Diese können jedoch über Gestaltungssatzungen von Kommunen, energetische 

Regelungen des GEG oder städtebauliche Verträge beeinflusst werden. Eine Ergänzung des 

Festsetzungskatalogs ist damit nicht notwendigerweise erforderlich, jedoch zu erwägen und zu prüfen. 

Der Festsetzungskatalog in § 9 BauGB wird durch speziellere Rechtsvorschriften in anderen Gesetzen ergänzt. 

Als Beispiel zu nennen ist § 36a Abs. 3 i.V.m. § 36 Abs. 2 Berliner Wassergesetz (BWG), der die Festsetzung der 

erlaubnisfreien Versickerung von Niederschlagswasser für das Bundesland Berlin zulässt. 

Die Aufgabe der Klimaanpassung im Rahmen der Bebauungsplanung wird für anwendende 

Verwaltungsmitarbeitende beim Lesen der relevanten Vorschriften des BauGB nicht unbedingt ersichtlich. Es 

wird deshalb empfohlen, die sprachliche Anpassung der Formulierungen im Festsetzungskatalog durch 

den Gesetzgeber zu überprüfen. Beispielsweise könnte § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB ausdrücklich den Begriff 

 

87 Mitschang, Städtebauliche Planung, S. 76 
88 Mitschang, Städetbauliche Planungen, S. 75 
89 Söfker, in: Ernst/Zinkhahn/Bielenberg/Krautzberger, Baugesetzbuch, 148. EGL Oktober 2022, § 9 I.2. Rn. 6a. 
90 Diepes, S. 57 
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„Gründach“ aufnehmen, der aktuell nicht vom Wortlaut der Rechtsvorschrift umfasst ist. Schulungen für 

Gesetzesanwende, insbesondere auf kommunaler Ebene, scheinen dringend erforderlich. 

5.4 Aktuelle Entwicklungen in der Stadtplanung 

Eine jüngere Entwicklung in der Stadtplanung ist das Leitbild der dreifachen Innenentwicklung, das eine 

Weiterentwicklung des in § 1 Abs. 5 Satz 3 BauGB enthaltenen Leitbildes der doppelten Innenentwicklung 

darstellt. Neben den Flächen für die bauliche Entwicklung und die Grün- und Freiräume stellt das Leitbild der 

dreifachen Innenentwicklung die Flächen für die Mobilität als dritten Belang in den Fokus. Die Idee ist, die 

bestehenden Flächenkonkurrenzen derart aufzulösen, dass die im Zuge der Mobilitätswende freiwerdenden 

Verkehrsflächen für Grünflächen und Mobilitätsalternativen wie zum Beispiel einem erweiterten ÖPNV-Angebot, 

Fahrradwegen oder Fußgängerflächen genutzt werden können. Damit kann gesunden Wohn-, Umwelt- und 

Lebensbedingungen in Städten entsprochen und Raum für Klimaanpassung, Biodiversität, Wohnen und 

umweltfreundliche Mobilität bereitgestellt werden. Um den Anteil an grüner und blauer Infrastruktur 

gegenüber grauer Infrastruktur in städtischen Siedlungsstrukturen zu erhöhen und damit 

Klimaanpassung zu stärken, wird die Verankerung des neuen Leitbildes der dreifachen Innenentwicklung 

im BauGB empfohlen. 

Um eine ausreichende Versorgung mit Grün- bzw. klimawirksamen Flächen sicherzustellen, empfiehlt der Bund 

Deutscher Lanschaftsarchitekt:innen (bdla) die Einführung eines grundstücksbezogenen Grünflächenfaktors 

(GFF) in Anlehnung an andere städtebauliche Kennwerte wie GFZ und GRRZ in die Baunutzungsordnung 

(BauNVO).91 Mit der Einführung eines solchen Faktors würde u.a. den Belangen der Klimaanpassung ein 

quantifizierbarer Rahmen gegeben und ein Mindestmaß an Begrünung bzw. Ökosystemleistungen für ein 

bestimmtes Gebiet gewährleistet. Gleichzeitig würde die Versiegelung des Bodens begrenzt. Umgesetzt werden 

könnte der GFF nach dem bdla im Rahmen eines definierten Maßnahmenkataloges, der zum Beispiel die 

Maßnahmen bodenverbundene Grünflächen, Dach- und Fassadenbegrünung, Versickerung und Verdunstung 

vorhält.92 Die Einführung eines GFF in die BauNVO wäre zu begrüßen, da mit ihm u.a. die Klimaanpassung in der 

Bauleitplanung gestärkt würde. 

Diskutiert wird ferner die Einführung eines Verschlechterungsverbotes, das dafür sorgt, dass mit der 

städtebaulichen Planung keine Verschlechterung hinsichtlich der Freiflächenversorgung und der klimatischen 

Situation eines Gebietes eintritt.93 In Anlehnung an die bundesnaturschutzgesetzliche Eingriffsregelung schlägt 

der bdla in diesem Zusammenhang vor, dass Eingriffe in die Freiflächenversorgung und ihre Strukturen 

weitestgehend vermieden, vor Ort ausgeglichen oder ersetzt werden. 

 

91 So von der bdla, Klimaanpassung im Städtebau, Acht Empfehlungen für eine angemessene Berücksichtigung der Klimaanpassung im Städtebaurecht, 

29.06.2023, S.3, >Empfehlungen des bdla für eine angemessene Berücksichtigung der Klimaanpassung im Städtebaurecht - Bund Deutscher 

Landschaftsarchitekt:innen, bdla>, zuletzt abgerufen am 30.06.2023 
92 Bdla, Klimaanpassung im Städtebau, S. 3. 
93 Bdla Fn. 86 S. 5. 

https://www.bdla.de/de/nachrichten/nachrichten-de/4150-empfehlungen-des-bdla-fuer-eine-angemessene-beruecksichtigung-der-klimaanpassung-im-staedtebaurecht
https://www.bdla.de/de/nachrichten/nachrichten-de/4150-empfehlungen-des-bdla-fuer-eine-angemessene-beruecksichtigung-der-klimaanpassung-im-staedtebaurecht
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5.5 Informelle Planungen  

Informelle Ansätze, zu denen beispielsweise Klimaanpassungs-, Klimaschutz- und Energiekonzepte gehören, 

sind nach § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB in die Bauleitplanung mit einzustellen und als Belange bei der Aufstellung von 

Bauleitplänen zu berücksichtigen. Klima- und Energiekonzepte, die für das gesamte Stadt- oder Gemeindegebiet 

aufgestellt werden, setzen dabei den konzeptionellen Rahmen und besitzen eine Bündelungsfunktion für Belange 

des Klimas. Ohne den Klimaschutz- und die Klimaanpassung betreffende informelle Instrumente können nur 

schwer Aussagen zu den Erfordernissen in einer Stadt oder einem Quartier gemacht werden, wodurch die 

Implementierung von Klimabelangen in konkrete Projekte erschwert wird.94 

Klimaanpassungskonzepte sind städtebauliche Entwicklungskonzepte i.S.v. § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB. Ihre 

Aufstellung ist freiwillig und an keine feste Form gebunden. Sie entfalten keine unmittelbare rechtliche 

Bindungswirkung, sie sind aber bei der Aufstellung der Bauleitpläne zu berücksichtigen.95 Von den Inhalten der 

Konzepte kann abgewichen werden, wenn dies bewusst und abwägungsfehlerfrei erfolgt. Festsetzungen des B-

Plans können auf Konzepten beruhen. 

Um Wirkung für die Bauleitplanung zu entfalten, ist es von besonderer Bedeutung, die informelle Planung 

so detailliert wie möglich zu gestalten, damit sie Eingang in die Bauleitplanung finden kann. Der 

Flächennutzungsplanung kommt eine hervorgehobene Rolle im Bereich Klimaanpassung zu.96 Klimakonzepte 

sollen auch im FNP berücksichtigt werden sowie im Abwägungsprozess.97 Klimakonzepte werden als 

Notwendigkeit beschrieben, um perspektivische Aussagen zu Bodennutzungsentscheidungen im FNP treffen zu 

können.98 

Die verpflichtende Erstellung von Klimaanpassungskonzepten für Gemeinden und Landkreise oder Kreise wird 

aktuell im Rahmen eines zu verabschiedenden nationalen Klimaanpassungsgesetzes diskutiert. Demnach wären 

nach Maßgabe der landesrechtlichen Zuständigkeitsbestimmungen integrierte Klimaanpassungskonzepte auf der 

Grundlage einer Klimarisikoanalyse aufzustellen und die darin vorgesehenen Maßnahmen umzusetzen. 

5.6 Zwischenergebnis 

Die Bauleitplanung verfügt über ein breit gefächertes Möglichkeitenspektrum, um den aktuellen und künftigen 

Herausforderungen des Klimawandels mittels Maßnahmen zur Klimaanpassung zu begegnen. Städte und 

Kommunen können die ihnen übertragene Planungshoheit u.a. mit Darstellungen (§ 5 BauGB) und 

Festsetzungen (§ 9 BauGB) zur Klimaanpassung konkretisieren. 

 

94 Diepes S. 52. 
95 Schnorr, Überblick zu den Handlungsfeldern des Klimaschutzes und der Klimaanpassung, S. 153 
96 Diepes, S. 56 mit Hinweis auf Battis et al. 2011: 899 
97 Antweiler und Gabler (2012), S. 39 
98 So Mitschang 2012: 44-45 
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Während der Darstellungskatalog in § 5 BauGB offen für innovative, über seine Inhalte hinausgehende 

Darstellungen ist, ist der Festsetzungskatalog in § 9 BauGB abschließend formuliert. Eine Ergänzung des 

Festsetzungskatalogs aus § 9 BauGB ist zu erwägen und zu prüfen. 

Die Aufgabe der Klimaanpassung im Rahmen der Bebauungsplanung wird für anwendende 

Verwaltungsmitarbeitende beim Lesen der relevanten Vorschriften des BauGB nicht unbedingt ersichtlich. Es 

wird deshalb empfohlen, die sprachliche Anpassung der Formulierungen im Darstellungs- und im 

Festsetzungskatalog von § 5 und § 9 BauGB durch den Gesetzgeber in Erwägung zu ziehen. 

Die im Recht der kommunalen Selbstverwaltung aus Art. 28 Abs. 2 GG verankerte Freiwilligkeit der 

Planungsaufgabe steht der Umsetzung von Klimaanpassung als Hemmnis entgegen. Mit Förderprogrammen 

kann der Bund Anreize schaffen, um die Kommunen zur Klimaanpassung zu motivieren. 

Die rechtlichen Optionen der Bauleitplanung, mit denen Klimaanpassung im baulichen Bestand umgesetzt 

werden kann, sind aufgrund des durch Artikel 14 Abs. 1 GG vermittelten baurechtlichen Bestandsschutzes 

deutlich eingeschränkt. 

Außerhalb beplanter Baugebiete richtet sich die planerische Zulässigkeit von Bauvorhaben nach § 34 BauGB.  

Die Verankerung des neuen Leitbildes der dreifachen Innenentwicklung im BauGB kann Klimaanpassung 

voranbringen. 

Informelle Ansätze, zu denen u.a. Klimaanpassungskonzepte gehören, sind nach § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB in die 

Bauleitplanung mit einzustellen und als Belange bei der Aufstellung von Bauleitplänen zu berücksichtigen. Ihnen 

kommt damit eine hervorgehobene Rolle bei der Umsetzung von Klimaanpassung auf kommunaler Ebene zu. 

5.7 Städtebauliche Verträge 

Im Vergleich zu klassischen Bebauungsplänen bieten städtebauliche Verträge eine Vielzahl an 

Möglichkeiten, Regelungsinhalte zu vereinbaren, die sich in einen klassischen Bebauungsplan nicht 

einbinden lassen. Aufgrund der fehlenden Bindung an den Festsetzungskatalog in § 9 Abs. 1 BauGB 

können mittels städtebaulichen Vertrages neue, innovative Maßnahmen der Klimaanpassung zwischen 

der Gemeinde und dem privaten Vorhabenträger vereinbart werden, die über die in § 9 Abs. 1 BauGB 

aufgeführten Regelungstatbestände hinausgehen. 

Mit den exemplarisch in § 11 Abs. 1 BauGB aufgeführten Regelungsgegenständen macht das Gesetz deutlich, 

dass städtebauliche Verträge nicht auf die gesetzlich aufgeführten Tatbestände begrenzt sind. Dadurch ergibt 

sich ein großer Gestaltungsspielraum für Kommunen bei der Förderung und Sicherung der mit der 

Bauleitplanung verfolgten städtebaulichen Ziele. In § 11 Abs. 1 BauGB sind auch unmittelbar klimarelevante 

Tatbestände genannt, womit unmissverständlich klargemacht wird, dass Klimaschutz- und Klimaanpassung 
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Gegenstände des kooperativen Städtebaurechts sind.99 Beispielsweise werden gesteigerte Wärmeanforderungen 

von Gebäuden, welche über die Maßgaben des GEG hinausgehen und die energetische Qualität der Objekte 

optimieren, mittels vertraglicher Lösungen gem. § 11 Abs. 1 Nr. 5 BauGB über städtebauliche Verträge 

abgedeckt. Im Unterschied zu Festsetzungen im Bebauungsplan können städtebauliche Verträge 

Wärmedämmanforderungen, Energiekennzahlen oder auch andere Kennzahlen festlegen, was im 

Bebauungsplan nicht möglich ist.100 Die gewählten Kennzahlen können dabei auch die aus dem Energiefachrecht 

vorgeschriebenen Mindestanforderungen überschreiten.101 Auch der Einsatz von klimarelevanten bzw. 

energieeffizienten Baustoffen kann geregelt werden. Da in der Praxis große Unsicherheiten über die 

klimaanpassungsrelevanten Regelungsmöglichkeiten in einem städtebaulichen Vertrag bestehen, wird 

empfohlen, den Beispielkatalog in § 11 Abs. 1 BauGB zu erweitern. Beispielsweise könnten der Einsatz 

von Gründächern oder Grünfassaden und die Festlegung von Kennzahlen des lokal zu versickerndem 

oder rückzuhaltendem Regenwasser als mögliche Vertragsgegenstände eines städtebaulichen Vertrages 

in den Wortlaut der Rechtsvorschrift integriert werden. 

Bei städtebaulichen Verträgen gilt das sogenannte Übermaßverbot in der Ausprägung des Koppelungsverbotes. 

Die städtebaulich vereinbarte Leistung des Vorhabenträgers muss angemessen und in sachlichem 

Zusammenhang mit der Leistung der Gemeinde stehen (§ 56 VwVfG). Ferner muss ein städtebaulicher Bezug 

gegeben sein. Das Erfordernis des städtebaulichen Bezugs kann beispielsweise auf Grundlage von vorliegenden 

Klimakonzepten abgeleitet werden. Zwar ist die Kommune vom Festsetzungskatalog entbunden und erhält 

weitreichende Gestaltungsspielräume, dennoch muss der Zusammenhang zwischen klimarelevanter Maßnahme 

und bodenrechtlichem Bezug gegeben sein.102 

Kopplung von Bebauungsplänen mit städtebaulichen Verträgen 

Klimaanpassungsrelevante Vereinbarungen können regelmäßig in Verträge zwischen Gemeinde und privatem 

Vorhabenträger aufgenommen werden, auch wenn der Bebauungsplan keine Vorbereitung oder Ausrichtung auf 

Klimaschutz und Klimaanpassung besitzt – allerdings unter der Bedingung, dass eine Bezugnahme auf die 

allgemeinen Zielsetzungen im Plangebiet oder ebenfalls auf informelle klimabezogene Konzepte hergestellt wird. 

Aus diesem Grund haben Klimakonzepte einen enorm wichtigen Stellenwert.103 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan 

Ebenso wie der städtebauliche Vertrag bietet das Instrument des vorhabenbezogenen Bebauungsplans die 

Möglichkeit, Maßnahmen im Bereich der Klimaanpassung zu ergreifen, die über die in § 9 Abs. 1 BauGB genannten 

Regelungstatbestände hinausgehen. Die Gemeinde ist gemäß § 12 Abs. 3 BauGB bei der Bestimmung der 

 

99 Diepes, S. 64 
100 Mitschang 2010a: 547, Diepes, S. 66 
101 a.a.O. 
102 Diepes, S. 67 
103 Diepes, S. 68 
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Zulässigkeit von Bauvorhaben nicht an den Festsetzungskatalog des § 9 Abs. 1 BauGB und die BauNVO 

gebunden.104 Voraussetzung für die Festsetzung weitergehender Regelungsinhalte ist jedoch die 

Mitwirkungsbereitschaft des Vorhabenträgers. 

 

104 Vgl. Busse, IV. Festsetzungen im vorhabenbezogenen Bebauungsplan, in: Spannowski/Uechtritz, BeckOK BauGB, 57. Edition, 01.08.2021, Rn. 15. 
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6 Klimaanpassung im Besonderen Städtebaurecht 

6.1 Maßnahmen des Besonderen Städtebaurechts 

Instrumenten des Besonderen Städtebaurechts wird in Bezug auf klimaanpassungsbezogene Maßnahmen eine 

zunehmend wichtigere Rolle beigemessen.105 Neben den traditionellen Instrumenten der städtebaulichen 

Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen (vgl. §§ 136 ff. und 165 ff BauGB) kommen innovative, die aktuellen 

Rahmenbedingungen der städtebaulichen Entwicklung berücksichtigende Planungsinstrumente wie der 

Stadtumbau, Maßnahmen der Sozialen Stadt oder auch Privatinitiativen der Stadtentwicklung vermehrt zum 

Einsatz. Beispielsweise gibt es die Möglichkeit des Erlasses von Erhaltungssatzungen, die mittelbar zur 

Anpassung an den Klimawandel beitragen können. Die Instrumente des Besonderen Städtebaurechts können 

neben der Bauleitplanung angewendet werden. Die Gemeinden können sich, soweit erforderlich, ihrer zusätzlich 

bedienen.106 

Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen 

Um auf das Instrument der städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen aus § 136 BauGB zurückgreifen zu können, 

bedarf es Missständen in der städtebaulichen Substanz oder der städtebaulichen Funktion. Missstände in der 

städtebaulichen Substanz sind u.a. gegeben, wenn ein Gebiet nach seiner vorhandenen Bebauung oder 

sonstigen Beschaffenheit den allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse auch unter 

Berücksichtigung der Belange der Klimaanpassung nicht entspricht (Nr. 1 BauGB). Missstände in der 

städtebaulichen Funktion liegen vor, wenn das Gebiet in der Erfüllung der Aufgaben, die ihm nach seiner Lage 

und Funktion obliegen, erheblich beeinträchtigt ist (Nr. 2 BauGB). Bei der Ausweisung städtebaulicher 

Sanierungsgebiete können dementsprechend Klimaanpassungsbelange berücksichtigt werden. Insbesondere zu 

berücksichtigen sind beispielsweise die Funktionsfähigkeit des Gebiets in Bezug auf den fließenden und 

ruhenden Verkehr (Nr. 2a), die infrastrukturelle Erschließung des Gebiets, seine Ausstattung mit und die 

Vernetzung von Grün- und Freiflächen unter Berücksichtigung der Belange des Klimaschutzes und der 

Klimaanpassung, seine Ausstattung mit Spiel- und Sportplätzen und mit Anlagen des Gemeinbedarfs unter 

Berücksichtigung der sozialen und kulturellen Aufgaben des Gebiets im Verflechtungsbereich (Nr. 2c). Zu 

erwägen ist, das Städtebauliche Sanierungsrecht um die Einführung von Klimasanierungsgebieten zu 

ergänzen.107 Ferner sollte in Betracht gezogen werden, Klimaanpassung als Ziel städtebaulicher 

Entwicklungsmaßnahmen in § 165 Abs. 2 BauGB aufzunehmen. 

 

 

105 Mitschang, Städtebauliche Maßnahmen, S. 77 
106 a.a.O. 
107 Vgl. bdla, Klimaanpassung im Städtebau, Acht Empfehlungen für eine angemessene Berücksichtigung der Klimaanpassung im Städtebaurecht, 

29.06.2023,S.6, >Empfehlungen des bdla für eine angemessene Berücksichtigung der Klimaanpassung im Städtebaurecht - Bund Deutscher 

Landschaftsarchitekt:innen, bdla>, zuletzt abgerufen am 30.06.2023 

https://www.bdla.de/de/nachrichten/nachrichten-de/4150-empfehlungen-des-bdla-fuer-eine-angemessene-beruecksichtigung-der-klimaanpassung-im-staedtebaurecht
https://www.bdla.de/de/nachrichten/nachrichten-de/4150-empfehlungen-des-bdla-fuer-eine-angemessene-beruecksichtigung-der-klimaanpassung-im-staedtebaurecht
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Städtebauliche Entwicklungsmaßnahmen 

Bei den städtebaulichen Entwicklungsmaßnahmen in § 165 Abs. 3 S. 1 BauGB handelt es sich um ein 

baulandpolitisches Instrument. Die Gemeinde kann einen Bereich, in dem eine städtebauliche 

Entwicklungsmaßnahme durchgeführt werden soll, durch förmlichen Beschluss als städtebaulichen 

Entwicklungsbereich festlegen (vgl. § 165 Abs. 3 BauGB). Maßnahmen der Klimaanpassung werden bei der 

Auflistung der Ziele städtebaulicher Entwicklungsmaßnahmen § 165 Abs. 3 S. 1 BauGB nicht explizit 

angesprochen, kommen aber im Zusammenhang mit Maßnahmen, die der Erreichung der in § 165 Abs. 2 

BauGB genannten Ziele und Zwecke dient, in Betracht. 108 Sollen Ortsteile und andere Teile des 

Gemeindegebiets erstmalig entwickelt werden, sind Klimaanpassungsmaßnahmen wie die Einrichtung von Kalt- 

und Frischluftentstehungsgebieten, die Herstellung von Kalt- und Frischluftleitbahnen oder die bauliche 

Freihaltung von Überschwemmungsgebieten zu erwägen. Geht es um die städtebauliche Neuordnung können 

Maßnahmen zur Sammlung, Speicherung und verzögertem Abfluss bei Starkregenereignissen, die Herstellung 

von Grünanlagen, um die Folgen von Hitzestaus abzumildern, eine Rolle spielen. Städtebauliche Maßnahmen 

können daneben im Zusammenhang mit der Verwirklichung der Ziele der Raumordnung ergriffen werden.109 Die 

ausdrückliche Öffnung des Instruments der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahmen für 

Klimaanpassung ist zu erwägen. Insbesondere kommt die Aufnahme von Klimaanpassung als Ziel 

städtebaulicher Entwicklungsmaßnahmen in Betracht. 

Stadtumbaumaßnahmen 

Stadtumbaumaßnahmen nach § 171a-d BauGB lassen sich an klimaanpassungsorientierten Zielsetzungen 

ausrichten. Belange der Klimaanpassung werden als Handlungsfeld in § 171a Abs. 3 S. 2 BauGB direkt und 

indirekt angesprochen.110 

Soziale Stadt 

Das Instrument der Sozialen Stadt (§ 171e BauGB) beinhaltet aktuell keine ausdrückliche Einbeziehung der 

Klimaanpassung. Adressiert sind Gebiete, die durch soziale Missstände benachteiligt sind oder für die 

besonderer Entwicklungsbedarf besteht. Die Maßnahmengebiete sind durch gemeindlichen Beschluss 

festzulegen. Ansatzpunkte für Klimaanpassung sind unter der Voraussetzung gegeben, dass aufgrund fehlender 

Klimaanpassung des Gebiets soziale Missstände herrschen.111 

 

108 Mitschang, Städtebauliche Planungen, S. 89 
109 Mitschang, Städtebauliche Planung, S. 91. 
110 Mitschang, S. 97 
111 Mitschang, S. 111 
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Städtebauliche Erhaltungssatzung  

 

Das Instrument der städtebaulichen Erhaltungssatzung kann mittelbar der Klimaanpassung städtischer 

Strukturen dienen. Ziel einer städtebaulichen Erhaltungssatzung nach § 172 Abs. 1 Nr. 1 BauGB ist die Erhaltung 

der städtebaulichen Eigenart eines Gebietes. Um vom Zweck der Erhaltungssatzung erfasst zu werden, muss 

eine bauliche Anlage allein oder im Zusammenhang mit anderen baulichen Anlagen das Ortsbild, die Stadtgestalt 

oder das Landschaftsbild prägen oder sonst von städtebaulicher, insbesondere geschichtlicher oder 

künstlerischer Bedeutung sein.  

Für Maßnahmen zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels kommt mittelbar ferner die sog. 

„Milieuschutzsatzung“ nach § 172 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 BauGB in Frage, und zwar über den Aspekt der 

Energieeinsparung, der im Rahmen der Innenentwicklungs-Novelle 2013 in den Katalog des § 172 Abs. 4 S. 3 

BauGB aufgenommen worden ist.112  

6.2 Zwischenergebnis 

Mit dem Instrument des städtebaulichen Vertrages können neue, innovative Maßnahmen der Klimaanpassung 

zwischen der Gemeinde und dem privaten Vorhabenträger vereinbart werden, die über die in § 9 Abs. 1 BauGB 

aufgeführten Regelungstatbestände hinausgehen. Da in der Praxis große Unsicherheiten über die 

klimaanpassungsrelevanten Regelungsmöglichkeiten bestehen, wird empfohlen, den Beispielkatalog in § 

11 Abs. 1 BauGB zu erweitern. Beispielsweise könnte die Möglichkeit der Vereinbarung des Einsatzes 

von Gründächern oder Grünfassaden sowie die Möglichkeit der Festlegung von Kennzahlen des lokal zu 

versickernden oder rückzuhaltenden Regenwassers in den Wortlaut der Norm integriert werden. 

Den Instrumenten des Besonderen Städtebaurechts aus §§ 136 ff. und 165 ff BauGB wird eine zunehmend 

wichtigere Rolle in Bezug auf klimaanpassungsbezogene Maßnahmen beigemessen. Zumeist fördern sie 

Klimaanpassung jedoch nur mittelbar wie das Beispiel der sogenannten „Gartenstadtsatzung“ als städtebauliche 

Erhaltungssatzung nach § 172 Abs. 1 Nr. 1 BauGB zeigt. Um Maßnahmen des Besonderen Städtebaurechts 

künftig verstärkt für die Anpassung existierender Siedlungsstrukturen und des baulichen Bestands an 

den Klimawandel nutzbar zu machen, ist zu empfehlen, das Instrumentarium des Besonderen 

Städtebaurechts gezielt um Klimaanpassungsmaßnahmen zu erweitern. Vorgeschlagen wird in diesem 

 

112 a.a.O. 

Beispiele für Erhaltungssatzungen bilden die sogenannten „Gartenstadtsatzungen“ zur Bewahrung von 

historisch gewachsenen Siedlungsstrukturen mit Gartenstadtcharakter. Mit großzügig angelegten Gärten, 

gebietsprägenden Restwald-, Baum- und Gehölzbeständen sowie Grünflächen beherbergen Gartenstädte 

klimatisch wertvolle Flächen, die der sommerlichen Überhitzung städtischer Strukturen vorbeugen und damit 

einen wertvollen Beitrag zu Klimaschutz und Klimaanpassung leisten. 
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Zusammenhang die Einführung von Klimasanierungsgebieten als Maßnahme des Städtebaulichen 

Sanierungsrechts in § 136 ff. BauGB113 sowie die Aufnahme von Klimaanpassung als Ziel städtebaulicher 

Entwicklungsmaßnahmen in § 165 Abs. 2 BauGB. 

 

 

113 Vgl. bdla, Klimaanpassung im Städtebau, Acht Empfehlungen für eine angemessene Berücksichtigung der Klimaanpassung im Städtebaurecht, 

29.06.2023, S.6, >Empfehlungen des bdla für eine angemessene Berücksichtigung der Klimaanpassung im Städtebaurecht - Bund Deutscher 

Landschaftsarchitekt:innen, bdla>, zuletzt abgerufen am 30.06.2023. 

https://www.bdla.de/de/nachrichten/nachrichten-de/4150-empfehlungen-des-bdla-fuer-eine-angemessene-beruecksichtigung-der-klimaanpassung-im-staedtebaurecht
https://www.bdla.de/de/nachrichten/nachrichten-de/4150-empfehlungen-des-bdla-fuer-eine-angemessene-beruecksichtigung-der-klimaanpassung-im-staedtebaurecht
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7 Übersicht zu den Gesetzestexten mit Bezug zur Klimaanpassung  

Gesetz Regelung Gesetzestext 

Raumordnungs-

gesetz (ROG) 

§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 

7 ROG 

Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 

sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch 

durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen.  

Baugesetzbuch 

(BauGB) 

§ 1 Abs. 5 Satz 2 

BauGB 

Sie [die Bauleitpläne] sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt 

zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln 

sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, insbesondere auch in der 

Stadtentwicklung, zu fördern, sowie die städtebauliche Gestalt und das Orts- 

und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln. 

Baugesetzbuch 

(BauGB) 

§ 1a Abs. 5 Satz 1 

BauGB 

Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll sowohl durch Maßnahmen, die 

dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der 

Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden. 

Baugesetzbuch 

(BauGB) 

§ 5 Abs. 2 Nr. 2 lit. c 

BauGB 

Im Flächennutzungsplan können insbesondere dargestellt werden: […] die 

Ausstattung des Gemeindegebiets […] mit Anlagen, Einrichtungen und 

sonstigen Maßnahmen, die der Anpassung an den Klimawandel dienen […]. 

Baugesetzbuch 

(BauGB) 

§ 136 Abs. 2 Nr. 1 

BauGB 

Städtebauliche Missstände liegen vor, wenn […] das Gebiet nach seiner 

vorhandenen Bebauung oder nach seiner sonstigen Beschaffenheit den 

allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse oder 

an die Sicherheit der in ihm wohnenden oder arbeitenden Menschen auch 

unter Berücksichtigung der Belange des Klimaschutzes und der 

Klimaanpassung nicht entspricht […]. 

Baugesetzbuch 

(BauGB) 

§ 136 Abs. 3 Nr. 1 lit. 

h und Nr. 2 lit. c 

BauGB 

Bei der Beurteilung, ob in einem städtischen oder ländlichen Gebiet 

städtebauliche Missstände vorliegen, sind insbesondere zu berücksichtigen 

1. die Wohn- und Arbeitsverhältnisse oder die Sicherheit der in dem Gebiet 

wohnenden und arbeitenden Menschen in Bezug auf […] die energetische 

Beschaffenheit, die Gesamtenergieeffizienz der vorhandenen Bebauung und 

der Versorgungseinrichtungen des Gebiets unter Berücksichtigung der 

allgemeinen Anforderungen an den Klimaschutz und die Klimaanpassung; 2. 

die Funktionsfähigkeit des Gebiets in Bezug auf […] die infrastrukturelle 

Erschließung des Gebiets, seine Ausstattung mit und die Vernetzung von 

Grün- und Freiflächen unter Berücksichtigung der Belange des 

Klimaschutzes und der Klimaanpassung, seine Ausstattung mit Spiel- und 

Sportplätzen und mit Anlagen des Gemeinbedarfs, insbesondere  unter 

Berücksichtigung der sozialen und kulturellen Aufgaben dieses Gebiets im 

Verflechtungsbereich. 

Baugesetzbuch 

(BauGB) 

§ 136 Abs. 4 Satz 1 

Nr. 1BauGB 

Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen dienen dem Wohl der Allgemeinheit. 

Sie sollen dazu beitragen, dass […] die bauliche Struktur in allen Teilen des 

Bundesgebiets nach den allgemeinen Anforderungen an den Klimaschutz 

und die Klimaanpassung sowie nach den sozialen, hygienischen, 

wirtschaftlichen und kulturellen Erfordernissen entwickelt wird […]. 

Baugesetzbuch 

(BauGB) 

§ 171a Abs.2 Satz 2 

BauGB 

Erhebliche städtebauliche Funktionsverluste liegen insbesondere vor, wenn 

ein dauerhaftes Überangebot an baulichen Anlagen für bestimmte 

Nutzungen, namentlich für Wohnzwecke, besteht oder zu erwarten ist, oder 

wenn die allgemeinen Anforderungen an den Klimaschutz und die 

Klimaanpassung nicht erfüllt werden. 
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Gesetz Regelung Gesetzestext 

Baugesetzbuch 

(BauGB) 

§ 171a Abs. 3 Nr. 1 

und Nr. 6 BauGB 

Stadtumbaumaßnahmen dienen dem Wohl der Allgemeinheit. Sie sollen 

insbesondere dazu beitragen, dass […] die Siedlungsstruktur den 

Erfordernissen der Entwicklung von Bevölkerung und Wirtschaft sowie den 

allgemeinen Anforderungen an den Klimaschutz und die Klimaanpassung 

angepasst wird, […] brachliegende oder freigelegte Flächen einer 

nachhaltigen, insbesondere dem Klimaschutz und der Klimaanpassung 

dienenden städtebaulichen Entwicklung oder einer mit dieser verträglichen 

Zwischennutzung zugeführt werden […]. 

Baugesetzbuch 

(BauGB) 

Anlage 1 Nr. 2 lit. b 

lit. gg (zu § 2 Abs. 4 

und den §§ 2a und 

4c) BauGB 

Der Umweltbericht nach § 2 Absatz 4 und § 2a Satz 2 Nummer 2 hat 

folgende Bestandteile: […] eine Beschreibung und Bewertung der 

erheblichen Umweltauswirkungen, die in der Umweltprüfung nach § 2 

Absatz 4 Satz 1 ermittelt wurden; hierzu gehören folgende Angaben: […] 

eine Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung 

der Planung; hierzu sind, soweit möglich, insbesondere die möglichen 

erheblichen Auswirkungen während der Bau- und Betriebsphase der 

geplanten Vorhaben auf die Belange nach § 1 Absatz 6 Nummer 7 

Buchstabe a bis i zu beschreiben, unter anderem infolge […] der 

Auswirkungen der geplanten Vorhaben auf das Klima (zum Beispiel Art und 

Ausmaß der Treibhausgasemissionen) und der Anfälligkeit der geplanten 

Vorhaben gegenüber den Folgen des Klimawandels […]. 

Tabelle 7-1: Übersicht zu den Regelungen mit Bezug zu Klimaanpassung im ROG und BauGB 

Darstellung Regelungsinhalt Effekt 

§ 5 Abs. 2 Nr. 2a 

BauGB 

Sport- und Spielanlagen • Schaffung von Durchlüftungsbahnen 

• Reduktion des Wärmeinseleffekts durch geringeren 

Versiegelungsgrad 

• Schaffung von Kaltluftentstehungsgebieten 

§ 5 Abs. 2 Nr. 2c 

BauGB 

Anlagen, Einrichtungen 

und Maßnahmen, die der 

Klimaanpassung dienen 

• Schaffung von Durchlüftungsbahnen 

• Reduktion des Wärmeinseleffekts durch geringeren 

Versiegelungsgrad 

• Schaffung von Kaltluftentstehungsgebieten 

• Erhöhung der mikroklimatischen Verdunstungsleistung 

• Anpassung an Extremwetterereignisse 

§ 5 Abs. 2 Nr. 4 

BauGB 

Flächen für 

Versorgungsanlagen, 

Abfallentsorgung und 

Abwasserbeseitigung, 

Versorgungsleitungen 

• Anpassung an Extremwetterereignisse 

§ 5 Abs. 2 Nr. 5 

BauGB 

Grünflächen • Schaffung von Durchlüftungsbahnen 

• Reduktion des Wärmeinseleffekts durch geringeren 

Versiegelungsgrad 
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Darstellung Regelungsinhalt Effekt 

• Schaffung von Kaltluftentstehungsgebieten 

• Bindung von CO2 in Natur und Landschaft 

• Erhöhung der mikroklimatischen Verdunstungsleistung 

• Schaffung von Schatten durch Vegetation 

§ 5 Abs. 2 Nr. 7 

BauGB 

Wasserflächen, 

Hochwasserschutz und 

Wasserabfluss 

• Schaffung von Durchlüftungsbahnen 

• Reduktion des Wärmeinseleffekts durch geringeren 

Versiegelungsgrad 

• Schaffung von Kaltluftentstehungsgebieten 

• Bindung von CO2 in Natur und Landschaft 

• Erhöhung der mikroklimatischen Verdunstungsleistung 

• Schaffung von Schatten durch Vegetation 

• Anpassung an Extremwetterereignisse 

§ 5 Abs. 2 Nr. 9a 

BauGB 

Landwirtschaft 

§ 5 Abs. 2 Nr. 9b 

BauGB 

Wald 

§ 5 Abs. 2 Nr. 10 

BauGB 

Flächen zum Schutz, zur 

Pflege und zur Entwicklung 

von Natur und Landschaft 

§ 5 Abs. 2a 

BauGB 

Flächen zum Ausgleich für 

Eingriffe in Natur und 

Landschaft 

§ 5 Abs. 3 Nr. 1 

BauGB 

Kennzeichnungen von 

baulichen Vorkehrungen 

gegen äußere 

Einwirkungen und 

Naturgewalten 

• Anpassung an Extremwetterereignisse 

• Hochwasserschutz 

§ 5 Abs. 4a 

BauGB 

Überschwemmungsgebiete 

Tabelle 7-2: Klimaanpassung in der vorbereitenden Bauleitplanung, Quelle: Diepes 2017: 56, nach Lülf 2008: 73; 80; 82, verändert 

Festsetzung Regelungsinhalt Effekt 

§ 9 Abs. 1 Nr. 

1 BauGB 

Art und Maß der baulichen 

Nutzung 

• Schaffung von Durchlüftungsbahnen  

• Reduktion des Wärmeinseleffekts durch geringeren 

Versiegelungsgrad 
§ 9 Abs. 1 Nr. 

2 BauGB 

Bauweise, überbaubare 

Grundstücksflächen, Stellung 
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Festsetzung Regelungsinhalt Effekt 

der baulichen Anlagen, 

Firstrichtung 

§ 9 Abs. 1 Nr. 

2a BauGB 

Abstandsregelungen 

§ 9 Abs. 1 Nr. 

3 BauGB 

Größe, Breite und Tiefe von 

Grundstücken 

§ 9 Abs. 1 Nr. 

4 BauGB 

Spiel-, Freizeit- und 

Erholungsflächen 

• Schaffung von Durchlüftungsbahnen  

• Reduktion des Wärmeinseleffekts durch geringeren 

Versiegelungsgrad 

• Schaffung von Kaltluftentstehungsgebieten 
§ 9 Abs. 1 Nr. 

5 BauGB 

Sport- und Spielanlagen 

§ 9 Abs. 1 Nr. 

10 BauGB 

Von Bebauung freizuhaltende 

Flächen 

• Schaffung von Durchlüftungsbahnen  

• Reduktion des Wärmeinseleffekts durch geringeren 

Versiegelungsgrad 

§ 9 Abs. 1 Nr. 

14 BauGB 

Niederschlagswasserbeseitigung • Erhöhung der mikroklimatischen Verdunstungsleistung 

• Anpassung an Extremwetterereignisse 

§ 9 Abs. 1 Nr. 

15 BauGB 

Grünflächen • Schaffung von Durchlüftungsbahnen  

• Reduktion des Wärmeinseleffekts durch geringeren 

Versiegelungsgrad 

• Schaffung von Kaltluftentstehungsgebieten 

• Schaffung von Schatten durch Vegetation 

• Erhöhung der mikroklimatischen Verdunstungsleistung 

§ 9 Abs. 1 Nr. 

16 BauGB 

Wasserflächen 

§ 9 Abs. 1 Nr. 

18a BauGB 

Landwirtschaft 

§ 9 Abs. 1 Nr. 

18b BauGB 

Wald 

§ 9 Abs. 1 Nr. 

20 BauGB 

Schutz, Pflege und Entwicklung 

von Boden, Natur und 

Landschaft 

§ 9 Abs. 1 Nr. 

24 BauGB 

Freizuhaltende Schutzflächen, 

Vorkehrungen zum Schutz vor 

schädlichen 

Umwelteinwirkungen 

• Schaffung von Durchlüftungsbahnen  

• Reduktion des Wärmeinseleffekts durch geringeren 

Versiegelungsgrad 
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Festsetzung Regelungsinhalt Effekt 

§ 9 Abs. 1 Nr. 

25a BauGB 

Pflanzflächen • Schaffung von Schatten durch Vegetation 

• Erhöhung der mikroklimatischen Verdunstungsleistung 

• Luftpolsterbildung auf Dächern und Fassaden 

Tabelle 7-3: Klimaanpassung in der verbindlichen Bauleitplanung, Quelle: Diepes 2017: 56 nach Lülf 2008: 73; 80; 82, verändert 
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8 Ausgewählte Anpassungsmaßnahmen 

Im Folgenden wird auf die Anpassungsmaßnahmen Hochwasserschutz, Entsiegelung, Niederschlagswasser und 

Gründach näher eingegangen. Deutlich gemacht werden soll insbesondere, auf welcher Planungsebene die 

Ergreifung der jeweiligen Klimaanpassungsmaßnahme möglich ist und welche Voraussetzungen für ihre 

Ergreifung erforderlich sind. Teilweise wird auf die Hemmnisse eingegangen, die der Umsetzung 

entgegenstehen. 

8.1 Klimaanpassungsmaßnahme vorbeugender Hochwasserschutz: Maßnahme der 

Regionalplanung 

Der vorbeugende Hochwasserschutz ist ein wesentliches Handlungsfeld der Regionalplanung im Rahmen der 

Klimaanpassungsaufgabe. Hauptaufgabenfelder der Regionalplanung sind in diesem Zusammenhang die 

Sicherung und Rückgewinnung von Überschwemmungsflächen, der Rückhalt von Niederschlagswasser im 

Flusseinzugsgebiet und eine Minimierung des hochwasserbedingten Schadenspotenzials durch planerische 

Vorsorge.114 

Im Zentrum der regionalplanerischen Adaptionsbemühungen steht der raumplanerische Gebietsschutz, der die 

fachplanerischen ausgewiesenen Überschwemmungsgebiete in den Regionalplan übernimmt, im Sinne einer 

gerade im Rahmen der Klimaanpassung erforderlichen planerischen Vorsorge aber auch über sie hinaus 

Retentionsflächen festlegt. Das effektivste Steuerungsinstrument stellt insofern die Ausweisung von zielförmigen 

und damit strikt verbindlichen Vorranggebieten dar, welche mit der Hochwasserschutzfunktion unvereinbare 

Nutzungen – namentlich Wohnbebauung – in Überschwemmungsbereichen ausschließen. Auch die Ausweisung 

von Vorbehaltsgebieten zum vorbeugenden Hochwasserschutz ist möglich. Letztere haben den 

abwägungsrechtlichen Vorteil, dass ihnen kein in allen Einzelheiten detailliert ausgearbeitetes – 

Hochwasserschutzkonzept zugrunde liegen muss. 

Gebietsfestlegungen können durch textliche Festlegungen bzw. Ziele flankiert und feingesteuert werden. Diese 

können Ausweisungen neuer Baugebiete innerhalb des festgelegten Gebiets explizit ausschließen (sofern dies 

nicht schon durch das Vorranggebiet selbst gewährleistet ist), im Fall von zulässigen Ausnahmen vom 

Bebauungsverbot Ausgleichsmaßnahmen bestimmen. 

Möglich ist auch die Aufhebung von in Flächennutzungsplänen gegebenenfalls bereits dargestellten 

Siedlungsflächen innerhalb der zurückzugewinnenden Retentionsflächen.115 

 

114 Wagner S. 30. 
115 Wagner, S. 31. 
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Die Regionalplanung verfügt über geeignete Instrumente, dem vorbeugenden Hochwasserschutz als 

Klimaanpassungsmaßnahme gerecht zu werden. Erforderlich ist die enge Kooperation und Abstimmung mit der 

wasserwirtschaftlichen Fachplanung einschließlich der Hochwasserschutzfachplanung.116 

8.2 Klimaanpassungsmaßnahme Gründach: Maßnahme der Bauleitplanung 

Die Klimaanpassungsmaßnahme „Gründach“ ist eine Maßnahme auf Gemeindeebene. Sie kann im Rahmen der 

Aufstellung von Bebauungsplänen in einen B-Plan integriert und damit für jedermann verbindlich werden. 

Rechtsgrundlage ist § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB. Danach kann das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und 

sonstigen Bepflanzungen für Teile baulicher Anlagen in einem Bebauungsplan aus städtebaulichen Gründen im 

B-Plan festgesetzt werden. Teile baulicher Anlagen sind u.a. Dächer von Gebäuden. Bepflanzt werden sie als 

„Gründach“ bezeichnet. 

Wie jede andere Festsetzung darf auch die Festsetzung eines Gründachs gemäß § 9 Abs. a Nr. 25a BauGB nur 

nach gerechter Abwägung aller berührten Belange getroffen werden (§ 1 Abs. 6 BauGB). Zu berücksichtigen sind 

z.B. das Brandverhalten, der Feuchtigkeits- und Korrosionsschutz sowie die Kosten der Bepflanzung 

einschließlich eventuell höherer Baukosten wegen der zusätzlichen Dachlasten. In der Begründung zum 

Bebauungsplan ist darauf einzugehen. Im Folgenden werden Formulierungsbeispiele für die Festsetzung von 

Gründächern im Rahmen von Bebauungsplänen vorgestellt: 

Beispiel: Baden-Württemberg 

"Begrüntes Flachdach; die Dachflächen sind bei einer Erdschicht von mindestens 40 cm zu bepflanzen und so zu 

erhalten. Ausnahmsweise können Lichtkuppeln, Glasdächer und Terrassen zugelassen werden, wenn sie dem 

Nutzungszweck des Gebäudes dienen und untergeordnet sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 25. BauGB)." 

oder: 

 

"Flachdächer (0 Grad-15 Grad) sind mindestens mit einem Anteil von 60% der Dachflächen - ausgenommen 

Flächen für technische Dachaufbauten - bei einer Substratschicht von mindestens 8 cm mit Gräsern, 

bodendeckenden Gehölzen und Wildkräutern zu bepflanzen und so zu unterhalten (§ 9 Abs. 1 Nr. 25. BauGB). 

Ausnahmen für Anlagen zur Gewinnung von Solarenergie können zugelassen werden." 

Beispiel: Essen  

„Gründach-Kataster, Ergänzung aller im Geltungsbereich vorhandenen knapp 30 Bebauungspläne um folgende 

planungsrechtliche Festsetzung: „Bäume, Sträucher und sonstige Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)“. 

 

116 s. Fn. 98. 
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Die Musterbauordnung (MBO), die von den Sachverständigen der Arbeitsgemeinschaft für Städtebau, Bau- 

und Wohnungswesen zuständigen Minister und Senatoren der 16 Bundesländer (ARGEBAU) 

ausgearbeitet worden ist, ist eine Standard- und Mindestbauordnung. Sie besitzt keinen Gesetzescharakter, 

bietet den Ländern aber einen Orientierungsrahmen für ihre Bauordnungsgesetzgebung. Der Bund nimmt mit 

dem für das Bauwesen zuständigen Ministerium an der jährlich tagenden Bauministerkonferenz der 

Bundesländer teil. Sein Handlungsspielraum für eine einheitliche Gesetzgebung der Länder im Bereich 

Bauwesen zu sorgen, ist entsprechend gering. 

Begrünung von Flachdächern: Dachflächen mit einer max. Neigung von bis zu 15° sind mindestens extensiv zu 

begrünen. Die Mindestdicke der Drän-, Filter- und Vegetationsschicht beträgt 6 cm. […].“ 

Begrünung von Tiefgaragen: Die nicht überbauten Decken von Tiefgaragen sind intensiv zu begrünen, soweit sie 

nicht für eine andere zulässige Verwendung benötigt werden. Die Mindeststärke der Drän-, Filter- und 

Vegetationstragschicht beträgt 35 cm. Die Begrünung ist dauerhaft zu erhalten.“ 

Gründächer - Regelungen zum Brandschutz in den Landesbauordnungen 

 

 

 

 

 

 

Es gibt keine gesonderten Brandschutzregelungen für Gründächer. Die Bundesländer treffen Regelungen den 

Brandschutz betreffend in den Landesbauordnungen (LBO). Diese unterscheiden sich zum Teil erheblich. In 

Berlin beispielsweise sind Gründächer nach § 32 Abs. 4 Nr. 2 der Bauordnung für Berlin117 (BauOBln) 

abweichend von § 32 Abs. 1 und 2 BauOBln zulässig, wenn eine Brandentstehung bei einer 

Brandbeanspruchung von außen durch Flugfeuer und strahlende Wärme nicht zu befürchten ist oder 

Vorkehrungen hiergegen getroffen werden. Mit dieser Regelung orientiert sich die Berliner Bauordnung – wie 

andere Landesbauordnungen auch – an der Musterbauordnung118 (MBO). 

Die Änderung der MBO kann wichtige Impulse für eine vereinheitlichte Gesetzgebung der Länder geben. Für die 

Integration von Klimaanpassung, insbesondere die Klimaanpassungsmaßnahme Gründach ist eine 

Änderung der MBO dergestalt zu erwägen, dass sie die Maßnahme „Gründach“ ausdrücklich als zulässig 

benennt und nicht wie aktuell als abweichend vom Regelfall betrachtet. Ebenfalls geprüft werden sollte die 

ausdrückliche Erwähnung der Maßnahmen „Gründach/Photovoltaik“ und „Fassadenbegrünung“. Von der 

Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e.V. (FLL) wurden die 

„Dachbegrünungsrichtlinien – Richtlinien für die Planung, Bau und Instandhaltung von Dachbegrünungen“ (6. 

Ausgabe 2018) entwickelt. Sie sind als Maßstab setzendes Regelwerk zur Dachbegrünung in Deutschland 

anerkannt. Dabei handelt es sich um technische Regeln, deren Anwendungspflicht sich aus Rechts- oder 

 

117 Bauordnung für Berlin (BauO Bln) vom 29. September 2005, zuletzt geändert durch Artikel 23 des Gesetzes vom 12.10.2020 (GVBl. S. 807). 
118 Musterbauordnung – MBO -, Fassung November 2022, zuletzt geändert durch Beschluss der Bauministerkonferenz vom 25.09.2020. 
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Verwaltungsvorschriften ergeben kann. Zur Rechtsnatur der FFL-Regelwerke heißt es im Gesamtverzeichnis der 

Veröffentlichungen der FLL wie folgt: 

„FLL-Regelwerke ergänzen einschlägige DIN - Normen und die Allgemeinen Technischen Vertragsbedingungen 

(ATV) der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB), Teil C. Sie enthalten Regelungen zu 

Anforderungen an Stoffe, Bauteile, Pflanzen und Pflanzenteile sowie für Ausführung und vertragsrechtliche 

Regelungen bei Landschaftsbau- und Pflegearbeiten. Die Regelungen sind neutral, also unabhängig von 

Produkten oder Systemen. Von der Wissenschaft als theoretisch richtig anerkannt, haben sie sich in der Praxis 

bewährt. Sie sind damit als anerkannte Regeln der Technik zu werten und enthalten wichtige Ausführungen zum 

Handelsbrauch und der gewerblichen Verkehrssitte. Verschiedene Regelwerke werden durch ausdrückliche 

Aufführung in DIN-Fachnormen Bestandteil von Verträgen (z.B. DIN 18915 ff. Landschaftsbau-Fachnormen, DIN 

18035 Sportplatzbau Fachnorm, etc.). Darüber hinaus werden FLL-Regelwerke zum Bestandteil von VOB-, VOL- 

und Werkverträgen als anerkannte Regeln der Technik sowie als formulierter Handelsbrauch oder gewerbliche 

Verkehrssitte.“ 

Die Vereinheitlichung des Rechts in den Bundesländern hinsichtlich der Klimaanpassungsmaßnahme 

„Gründach“ kann durch einen allgemeinen Verweis in der MBO auf die Errichtung von Gründächern nach 

den allgemein anerkannten Regeln der Technik gefördert werden. Die direkte Bezugnahme auf die 

„Dachbegrünungsrichtlinien“ der FLL als technische Regel ist zu erwägen. 

Daneben gibt es die DIN 4102-7 (Bedachungen und Prüfungen), die das Brandverhalten von Baustoffen und 

Bauteilen betrifft. 

Festsetzungen zur Dachbegrünung können auch als örtliche Bauvorschrift nach § 74 Abs. 1 Satz 1 LBO erlassen 

oder auch durch einen Landschaftsplan verbindlich vorgeschrieben werden. 

8.3 Klimaanpassungsmaßnahme Begrenzung der Versiegelung/Entsiegelung: Maßnahme der 

Bauleitplanung 

Vorgaben zur Begrenzung von Bodenversiegelung sowie Entsiegelungsmaßnahmen können sowohl bei der 

Erschließung neuer Baugebiete als auch bei der Überplanung bestehender städtebaulicher Strukturen in die 

Planung einbezogen werden. Mit dem FNP kann die versiegelungsfreie Flächennutzung planerisch vorbereitet 

werden. Dazu können verschiedene in § 5 BauGB aufgeführte Darstellungen herangezogen werden, die die 

Bodennutzung einschränken. Hierzu zählen „Flächen für Landwirtschaft und Wald“ (§ 5 Abs. 2 Nr. 9 BauGB), 

„Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft“ (§ 5 

Abs. 2 Nr. 10 BauGB)119. Der Versiegelungsgrad kann ferner über die Art und das Maß der baulichen Nutzung, 

 

119 UBA (Hrsg.), Texte 141/2021, S. 189. 
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die Festlegung der überbaubaren Grundstücksflächen und über die Höchstmaße der Baugrundstücke gesteuert 

werden (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB). 

Das Maß der baulichen Nutzung wird u. a. durch die Grundflächenzahl (GRZ) bestimmt, die angibt, welcher Anteil 

des Grundstücks überbaut werden darf (vgl. §§ 16 ff. BauNVO). Durch entsprechende Höchstmaße kann einer 

aus Sicht von Klimaanpassung und Bodenschutz ungünstigen Bodenversiegelung entgegengewirkt werden.120  

§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB erlaubt zudem Festsetzungen im Bebauungsplan, die die Bebauung einer Fläche − 

auch aus klimatischen Gründen – verhindern, indem sie von der Bebauung freizuhalten sind. § 9 Abs. 1 Nr. 14 

und Nr. 16 d) BauGB sehen Flächenausweisungen für die Rückhaltung und Versickerung von 

Niederschlagswasser vor, durch welche die Entsiegelung gefördert wird. Auch sind nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 

BauGB ausdrücklich Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 

und Landschaft genannt, die bei der Erstellung des Bebauungsplanes festgesetzt werden können. Flächen oder 

Maßnahmen zum Ausgleich nach § 9 Abs. 1a BauGB können ebenfalls zur Entsiegelung beitragen. 

 

Um eine ausreichende Versorgung mit Grün- bzw. klimawirksamen Flächen sicherzustellen, wird die Einführung 

eines grundstücksbezogenen Grünflächenfaktors (GFF) in Anlehnung an andere städtebauliche Kennwerte wie 

GFZ und GRRZ in die Baunutzungsordnung empfohlen.121 Mit der Einführung eines solchen Faktors würde den 

Belangen der Klimaanpassung ein quantifizierbarer Rahmen gegeben und damit ein Mindestmaß an Begrünung 

für ein bestimmtes Gebiet gewährleistet. Gleichzeitig würde die Versiegelung des Bodens begrenzt. Umgesetzt 

werden könnte der GFF nach dem Bund Deutscher Lanschaftsarchitekt:innen (bdla) im Rahmen eines definierten 

Maßnahmenkataloges, der zum Beispiel bodenverbundene Grünflächen vorhält.122 

 

Der baurechtliche Bestandsschutz setzt einer Überplanung Grenzen. So kann z. B. durch die Festsetzung von 

Grünflächen nicht in den Bestand der Gebäude eingegriffen werden. Sollen bestehende Gebäude entfernt 

werden, um z. B. die notwendigen Flächen für die Einrichtung einer öffentlichen Grünanlage durch die Gemeinde 

zu sichern, wäre dies nur über den Weg der Enteignung möglich (vgl. § 85 BauGB).123 

8.4 Klimaanpassungsmaßnahme Entsiegelung: Maßnahme des Besonderen Städtebaurechts 

Maßnahmen der Entsiegelung betreffen in erster Linie bebaute Stadtquartiere und damit den baulichen 

Bestand.124 Städte und Gemeinden können Entsiegelungsmaßnahmen auf der Grundlage von § 179 BauGB 

treffen. Die Vorschrift ermächtigt Gemeinden, die Duldung der Entsiegelung gegenüber Grundstückseigentümern, 

 

120 a.a.O. 
121 So von der bdla, Klimaanpassung im Städtebau, Acht Empfehlungen für eine angemessene Berücksichtigung der Klimaanpassung im Städtebaurecht, 

29.06.2023, S.3, >Empfehlungen des bdla für eine angemessene Berücksichtigung der Klimaanpassung im Städtebaurecht - Bund Deutscher 

Landschaftsarchitekt:innen, bdla>, zuletzt abgerufen am 30.06.2023 
122 Bdla, Klimaanpassung im Städtebau, S. 3. 
123 a.a.O. 
124 UBA (Hrsg.), Texte 141/2021, Bessere Nutzung von Entsiegelungspotenzialen zur Wiederherstellung von Bodenfunktionen und zur Klimaanpassung, S. 

175. 

https://www.bdla.de/de/nachrichten/nachrichten-de/4150-empfehlungen-des-bdla-fuer-eine-angemessene-beruecksichtigung-der-klimaanpassung-im-staedtebaurecht
https://www.bdla.de/de/nachrichten/nachrichten-de/4150-empfehlungen-des-bdla-fuer-eine-angemessene-beruecksichtigung-der-klimaanpassung-im-staedtebaurecht
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notfalls auch gegen deren Willen, anzuordnen. § 179 BauGB bezieht sich auf Grundstücke innerhalb von 

Bebauungsplänen oder auf das Vorliegen von Missständen und Mängeln. Ziel des Rückbaus und der 

Entsiegelung nach § 179 BauGB ist es, die Festlegungen eines Bebauungsplanes durchzusetzen oder durch die 

Beseitigung von Missständen und Mängeln das Grundstück für die städtebauliche Nutzung wiederherzurichten.125 

Die Vorschrift wird nicht als geeignetes Rechtsinstrument angesehen, Maßnahmen der Entsiegelung zum Zweck 

der Klimaanpassung voranzubringen, da es sowohl an klaren Tatbeständen und Rechtsfolgen als auch an 

einschlägigen Rückbauvorschriften für den baulichen Bestand fehlt, der nicht im räumlichen Geltungsbereich 

eines Bebauungsplans verortet oder auch nicht von Missständen und Mängeln geprägt ist.126 

8.5 Klimaanpassungsmaßnahme Versickerung von Niederschlagswasser: 

Fachgesetzgebung/Landesrecht 

Die Klimaanpassungsmaßnahme „Versickerung von Niederschlagswasser“ ist eine Maßnahme auf 

Kommunalebene. Auf kommunaler Ebene werden Bauleitpläne nach den Vorgaben des BauGB erlassen. Der 

Festsetzungskatalog in § 9 BauGB, der die Bebauungspläne (B-Plan) betrifft, wird durch speziellere 

Rechtsvorschriften in anderen Gesetzen ergänzt wie zum Beispiel durch § 36a Abs. 3 i.V.m. § 36 Abs. 2 Berliner 

Wassergesetz127 (BWG), der die Festsetzung der erlaubnisfreien Versickerung von Niederschlagswasser zulässt. 

Nach einem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts - Urteil BVerwG 21.3.2002 Az. 4 CN 14/00 – muss der 

Bauleitplanung in diesem Fall aber eine Erschließungskonzeption zugrunde liegen, wonach das anfallende 

Niederschlagswasser schadlos beseitigt werden kann. 

 

Im Einzelnen stellt sich die Rechtslage wie folgt dar: 

Das Versickern von Niederschlagswasser in das Grundwasser bedarf grundsätzlich einer Erlaubnis nach § 8 Abs. 

1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG). Unter bestimmten Voraussetzungen, die in den §§ 46 Abs. 2 und Abs. 3 WHG 

geregelt sind, ist eine solche Erlaubnis jedoch nicht erforderlich. Nach § 46 Abs. 2 WHG ist das der Fall, soweit 

dies in einer Rechtsverordnung nach § 23 Abs. 1 WHG bestimmt ist. § 46 Abs. 3 WHG regelt, dass durch 

 

125 UBA (Hrsg.), Texte 141/2021, Bessere Nutzung von Entsiegelungspotenzialen zur Wiederherstellung von Bodenfunktionen und zur Klimaanpassung, S. 

162. 
126 UBA (Hrsg.), Texte 141/2021, Bessere Nutzung von Entsiegelungspotenzialen zur Wiederherstellung von Bodenfunktionen und zur Klimaanpassung, S. 

175. 
127 Berliner Wassergesetz (BWG) in der Fassung vom 17. Juni 2005, (GVBl. S. 357, 2006 S. 248, 2007 S. 48) 

Zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. September 2019 (GVBl. S. 612). 

 

Fällt Niederschlagswasser auf Dach- und Verkehrsflächen an, kann es durch Reifenabrieb, Bremsenabrieb, 

Abgase, Metalldachabflüsse mit organischen und anorganischen Stoffen verunreinigt sein. 

Niederschlagswasser, das bspw. von Metalldächern abfließt, enthält Schwermetallionen, die bereits in 

geringen Mengen toxisch auf Organismen wirken können. Die Versickerung von Niederschlagswasser birgt 

daher Gefahren für den Boden und das Grundwasser. 



49 

 

Landesrecht bestimmt werden kann, dass weitere Fälle von der Erlaubnis- oder Bewilligungspflicht 

ausgenommen sind oder eine Erlaubnis oder eine Bewilligung in den Fällen der Absätze 1 und 2 erforderlich ist. 

Die Anforderungen an das erlaubnisfreie Versickern werden von den Bundesländern im Rahmen sogenannter 

Niederschlagswasserfreistellungsverordnungen geregelt. 

Die erlaubnisfreie Versickerung kann gemäß § 46 i.V.m. § 23 Abs. 1 WHG zukünftig durch eine 

Rechtsverordnung des Bundes geregelt werden. Um die Klimaanpassungsmaßnahme „Erlaubnisfreie 

Versickerung von Niederschlagswasser“ zu fördern und eine einheitliche Rechtsanwendung zu 

gewährleisten, ist dem Bundesgesetzgeber zu empfehlen, von der Ermächtigung in § 46 WHG i.V.m. § 23 

Abs. 1 WHG Gebrauch zu machen. 

In Bayern gelten bis zum Erlass einer bundesgesetzlichen Regelung nach § 46 WHG i.V.m. § 23 Abs. 1 WHG die 

Technischen Regeln zum schadlosen Versickern von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser 

(TRENGW). In vielen Bundesländern sind neben dem Landeswassergesetz das DWA-Arbeitsblatt A 138 

„Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser“ Grundlage für die 

Versickerung von Niederschlagswasser. 

Die Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall (DWA) fordert die zügige 

Weiterentwicklung des Rechtsrahmens in wichtigen Punkten, um die wasserbewusste Stadtentwicklung pro-aktiv 

zu fordern und zu fördern. Unter anderem müsse laut DWA im Wasserhaushaltsgesetz128 (WHG) ein klarer 

gesetzlicher Auftrag zur Entwicklung der dezentralen Niederschlagsbewirtschaftung normiert werden.129 

Versickerung von Niederschlagswasser: Beispiel Berlin 

In Berlin ist die Niederschlagswasserbewirtschaftung im Berliner Wassergesetz (BWG) geregelt. § 36a Abs. 1 

BWG bestimmt, dass soweit eine Verunreinigung des Grundwassers nicht zu besorgen ist oder sonstige 

signifikante nachteilige Auswirkungen auf den Zustand der Gewässer nicht zu erwarten sind und sonstige 

Belange nicht entgegenstehen, Niederschlagswasser über die belebte Bodenschicht versickert werden soll. 

Sonstige Belange stehen der Versickerung insbesondere dann entgegen, wenn dadurch in den Gebieten 

Vernässungsschäden an der Vegetation oder den Bauwerken entstehen oder Bodenbelastungen hervorgerufen 

werden können. Niederschlagswasser von dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Flächen soll gefasst und unter 

den Voraussetzungen nach den Sätzen 1 und 2 oberflächig versickert werden. 

§ 36a Abs. 2 BWG regelt, dass sofern die in Absatz 1 Satz 1 und 2 genannten Voraussetzungen erfüllt sind, 

Nutzungsberechtigte von Grundstücken zu Maßnahmen der Versickerung, Reinigung, Rückhaltung oder 

Ableitung von Niederschlagswasser durch Rechtsverordnung der für Wasserwirtschaft zuständigen 

 

128 Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz – WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Artikel 5 des 

Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist. 
129 Im Einzelnen s. DWA, DWA-Positionen, Wasserbewusste Entwicklung unserer Städte, 7. Recht fortschreiben. 
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Senatsverwaltung verpflichtet werden können. Nach § 36a Abs. 3 BWG können die Regelungen nach Absatz 2 

auch als Festsetzungen in einen Bebauungsplan aufgenommen werden, soweit das Versickerungsgebiet in den 

Geltungsbereich eines Bebauungsplanes fällt und eine Rechtsverordnung nach Absatz 2 nicht erlassen worden 

ist. Auf diese Festsetzungen sind die Vorschriften des Baugesetzbuches über die Aufstellung der Bauleitpläne 

anzuwenden. 

§ 36b BWG regelt die Erlaubnisfreiheit für das Einleiten von Niederschlagswasser. Danach kann die für die 

Wasserwirtschaft zuständige Senatsverwaltung durch Rechtsverordnung festlegen, unter welchen Bedingungen 

das Einleiten von gering verunreinigtem Niederschlagswasser nach § 46 WHG (ehemals § 33 Abs. 2 Nr. 3 WHG) 

keiner Erlaubnis bedarf, wenn durch die Benutzung keine signifikanten nachteiligen Auswirkungen auf den 

Zustand der Gewässer zu erwarten sind. 

Aufgrund von § 36b BWG erging die Niederschlagswasser-Freistellungsverordnung Berlin130 (NWFreiV Bln). § 1 

Abs. 1 NWFreiV Bln regelt, dass für das schadlose Versickern von gesammeltem Niederschlagswasser innerhalb 

der weiteren Schutzzonen III B von Wasserschutzgebieten sowie außerhalb von Wasserschutzgebieten eine 

Erlaubnis nicht erforderlich ist, wenn das Niederschlagswasser nicht durch häuslichen, landwirtschaftlichen, 

gewerblichen oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften nachteilig verändert und nicht mit anderem 

Abwasser oder wassergefährdenden Stoffen vermischt ist und die Anforderungen der §§ 2, 3 und 4 erfüllt sind. 

Für die Mehrzahl der Privathaushalte in Berlin dürfte die Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser 

von Dachflächen über Regenrohre damit sowohl innerhalb der Schutzzone III B von Wassergebieten als auch 

außerhalb ohne Erlaubnis möglich sein. Als problematisch erweist sich demgegenüber die Versickerung von 

Niederschlagswasser von Dachflächen, die mit Solaranlagen ausgestattet sind wie die folgenden unter 8.6 

beschriebenen Beispiele zur „Klimaanpassungsmaßnahme Versickerung von Niederschlagswasser in 

Kombination mit der Klimaschutzmaßnahme Solaranlage“ zeigten. 

8.6 Klimaanpassungsmaßnahme Versickerung von Niederschlagswasser in Kombination mit 

der Klimaschutzmaßnahme Solaranlage: Fachgesetzgebung/Landesrecht 

Versickerung von Niederschlagswasser von Dächern mit Solaranlagen: Beispiel Berlin 

Nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 NWFreiV Bln besteht die Erlaubnisfreiheit für das Versickern von Niederschlagswasser in 

das Grundwasser nach § 1 Abs. 1 NWFreiV Bln in der weiteren Schutzzone III B eines Wasserschutzgebietes 

nur, „sofern das Niederschlagswasser von nichtmetallischen Dachflächen ohne technische Aufbauten, die 

wassergefährdende Stoffe enthalten (zum Beispiel Klimageräte oder Solaranlagen)“, stammt. Auch außerhalb 

von Wasserschutzgebieten besteht die Erlaubnisfreiheit nach § 1 Abs. 1 nur, sofern das Niederschlagswasser 

von nichtmetallischen Dachflächen sowie unbeschichteten metallischen Dachflächen von maximal 50 

 

130 Verordnung über die Erlaubnisfreiheit für das schadlose Versickern von Niederschlagswasser (Niederschlagswasserfreistellungsverordnung - NWFreiV) 

vom 24. August 2001, geändert durch Verordnung vom 28.04.2016 (GVBl. S. 248). 
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Quadratmetern ohne technische Aufbauten, die wassergefährdende Stoffe enthalten (zum Beispiel Klimageräte 

oder Solaranlagen), stammt (§ 2 Abs. 1 Nr. 2 NWFreiV Bln). Damit ist die erlaubnisfreie Versickerung von 

Niederschlag von Dächern, die mit Klimageräten oder Solaranlagen ausgerüstet sind, in Berlin nicht möglich. 

Nach § 1 Abs. 2 NWFreiV Bln kann die Wasserbehörde im Einzelfall Ausnahmen von den Anforderungen nach 

den §§ 2, 3 und 4 zulassen, wenn dadurch eine Verunreinigung des Grundwassers oder eine sonstige nachteilige 

Veränderung seiner Eigenschaften nicht zu besorgen ist. Nur wenn durch die Versickerung des 

Niederschlagswassers von Solardächern eine Gefährdung des Grundwassers nicht zu besorgen ist, kann damit 

die Erteilung einer Ausnahmeerlaubnis nach § 1 Abs. 2 NWFreiV Bln erfolgen. Hervorzuheben ist, dass die 

Erlaubnisfreiheit nur im Einzelfall besteht und die Versickerung von Niederschlagswasser von Dachflächen mit 

Klima- und Solaranlagen im Regelfall einer Erlaubnis bedarf. 

Fraglich ist, ob die Versickerung von Niederschlagswasser von Dachflächen mit Klimageräten oder Solaranlagen 

nach § 9 Abs. 1 Nr. 14 bzw. Nr. 16d BauGB in einem Bebauungsplan festgesetzt werden kann. Dies ist zu 

verneinen, denn bei § 1 Abs. 2 NWFreiV Bln handelt es sich um eine Ausnahmeregelung, die die erlaubnisfreie 

Versickerung von Dachflächen mit technischen Aufbauten nur unter Prüfung des Einzelfalls zulässt. Die 

Festsetzung der Versickerung von Niederschlagswasser von Solardächern in einem Bebauungsplan würde als 

abstrakt-generelle Regelung § 1 Abs. 2 NWFreiV Bln widersprechen. Ein Einzelfall darf jedoch nicht zur Regel 

werden. § 2 Abs. 1 Nr. 1 NWFreiV Bln geht eindeutig davon aus, dass Niederschlagswasser von Dächern mit 

Klimageräten und Solaranlagen wassergefährdende Stoffe enthält. Auch die Festsetzung eines Ausnahmefalls ist 

mit der Aufstellung eines B-Plans nicht möglich. Ausnahmeentscheidungen sind Einzelfallentscheidungen. Bei 

Festsetzungen im B-Plan wäre jedoch kein Einzelfall geregelt, sondern eine Vielzahl von Fällen. Der B-Plan 

würde damit gegen das BWG und die NWFreiV Bln verstoßen. 

Es ist zu empfehlen, die NWFreiV Bln dergestalt zu ändern, dass sie die erlaubnisfreie Versickerung von 

Dächern mit Klimageräten und Solaranlagen unter bestimmten in der Verordnung konkretisierten 

Voraussetzungen als zulässig erachtet. 

Die Berliner Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz hat ein „Hinweisblatt 2 zur Antragstellung: 

Versickerung von Niederschlagswasser“ herausgegeben.131 

Versickerung von Niederschlagswasser von Dächern mit Solaranlagen: Beispiel Bayern 

Bis zum Erlass einer Verordnung des Bundes nach § 46 i.V.m. § 23 Abs. 1 WHG gilt in Bayern die NWFreiV mit 

den "Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das 

Grundwasser“ TRENGW. 

 

131  
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Nach der NWFreiV Bayern darf gesammeltes Niederschlagswasser in das Grundwasser unter bestimmten in der 

Verordnung genannten Voraussetzungen erlaubnisfrei versickert werden. Insbesondere darf das 

Niederschlagswasser nach § 1 nicht durch häuslichen oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften 

nachteilig verändert sein. Weiterhin werden Flächen, auf denen regelmäßig mit wassergefährdenden Stoffen 

umgegangen wird, von der Erlaubnisfreiheit ausgeschlossen; ausgenommen davon sind Flächen, für den 

ausschließlichen Umgang mit Kleingebinden bis 20 Liter Rauminhalt. 

Nach § 1 Satz 1 NWFreiV Bayern kann die Kreisverwaltungsbehörde „weitergehende Anforderungen für das 

erlaubnisfreie Versickern von gesammeltem Niederschlagswasser festsetzen“. Damit angesprochen ist die 

Möglichkeit, die Versickerung von Niederschlagswasser im Bebauungsplan zu regeln. 

Der Bauherr, Eigentümer oder Nutzungsberechtigte prüft eigenverantwortlich, ob die Voraussetzungen für die 

erlaubnisfreie Versickerung erfüllt sind. Die entsprechenden Feststellungen sind den Bauunterlagen beizufügen. 

Ist ein Bebauungsplan vorhanden, müssen die Festsetzungen zur Niederschlagswasserbeseitigung beachtet 

werden, da diese Vorrang haben. Die Erlaubnisfreiheit der Gewässerbenutzung nach Wasserrecht berechtigt 

nicht, sich über diese Festsetzungen hinwegzusetzen. 

Versickerung von Niederschlagswasser: Beispiel Nordrhein-Westfalen 

Der Bebauungsplan Nr. 372A „Woermannstraße - Teilplan West“, aufgestellt durch die Stadt Rheda-Wiedenbrück 

im September 2013, legt die Versickerung anfallenden Regenwassers auf dem eigenen Grundstück wie folgt fest:  

„Nach § 51a Landeswassergesetz (LWG) NRW ist Niederschlagswasser von Grundstücken, die erstmals bebaut 

werden, zu versickern, zu verrieseln oder einem Vorfluter zuzuführen, sofern dies ohne Beeinträchtigung des 

Wohls der Allgemeinheit möglich ist. 

Aufgrund relativ niedriger Grundwasserstände und der im Plangebiet anstehenden Sandböden ist eine 

Versickerungsmöglichkeit nicht schädlich verunreinigten Niederschlagswassers grundsätzlich gegeben. Dies 

haben auch Untersuchungen, die im Auftrag der Stadt Rheda-Wienbrück durchgeführt wurden, bestätigt. Für die 

Niederschlagswasserversickerung sind auf den einzelnen Grundstücken hinsichtlich ihrer Speicherkapazität 

ausreichend dimensionierte flache Mulden bereitzustellen. Die Planung trifft entsprechende Festsetzungen 

gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 51a LWG NRW. 

Die Versickerungsanlage ist gemäß Arbeitsblatt DWA-A 138/2005 Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur 

Versickerung von Niederschlagswasser zu dimensionieren, ein Dauerstau ist zu vermeiden. 

Zur Umsetzung der privaten Regenrückhalte- und Versickerungsmaßnahmen ist eine wasserrechtliche Erlaubnis 

bei der Unteren Wasserbehörde beim Kreis Gütersloh zu beantragen. Hierbei sind die Annahmen zur 

maßgeblichen Regenspende von 40 Liter/m2 angeschlossener Fläche sowie die erforderlichen Abstände zu 

unterkellerten Gebäuden sowie Grundstücksgrenzen und öffentlichen Flächen zu beachten. Auf das Merkblatt 
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des Kreises Gütersloh zu den Anforderungen an die Niederschlagswasserbeseitigung wird ausdrücklich 

verwiesen.“ 
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9 Klimaanpassung im Fachrecht 

Das Fachrecht ist aufgrund seiner spezifischen Bezugnahme auf Biodiversität, Wasser, Hochwasser, Landschaft, 

Boden und Luft prädestiniert für Maßnahmen der Klimaanpassung. Im Folgenden werden überblicksmäßig 

diejenigen Regelungen des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG), des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG), 

des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG), des Bundes-

Klimaschutzgesetzes (KSG), des Bundeswaldgesetzes (BWaldG) und des Landwirtschaftsgesetzes (LWG) 

dargestellt, die einen Bezug zum Thema „Klima“ aufweisen und die Begriffe „Klima“, „Klimawandel“, „klimatisch“ 

ausdrücklich erwähnen. Ebenfalls benannt werden die Gesetze, die das „Klima“ begrifflich nicht erwähnen. Eine 

nähere Untersuchung der Fachgesetze, ihrer Beiträge zur Klimaanpassung, ihrem Verhältnis zur räumlichen 

Gesamtplanung und etwaiger Hemmnisse, die der Klimaanpassung entgegenstehen, kann aufgrund des 

begrenzten Untersuchungsrahmens in dieser Analyse nicht erfolgen. 

Gesetz Regelung Gesetzestext 

Bundes-

Bodenschutzgesetz 

(BBodSchG) 

keine  

Wasserhaushaltsgesetz 

(WHG) 

§ 6 Abs. 1 Nr. 

5 WHG 

Die Gewässer sind nachhaltig zu bewirtschaften, insbesondere mit dem Ziel, 

[…] möglichen Folgen des Klimawandels vorzubeugen […]. 

 § 73 Abs. 6 

Satz 2 WHG 

Die Risikobewertung und die Bestimmung der Risikogebiete nach Absatz 1 

sowie die Entscheidungen und Maßnahmen nach Absatz 5 Satz 2 sind bis 

zum 22. Dezember 2018 und danach alle sechs Jahre zu überprüfen und 

erforderlichenfalls zu aktualisieren. Dabei ist den voraussichtlichen 

Auswirkungen des Klimawandels auf das Hochwasserrisiko Rechnung zu 

tragen. 

 § 75 Abs. 6 

Satz 2 WHG 

Die Risikomanagementpläne sind bis zum 22. Dezember 2015 zu erstellen. 

[…]. Alle Pläne sind bis zum 22. Dezember 2021 und danach alle sechs 

Jahre unter Berücksichtigung der voraussichtlichen Auswirkungen des 

Klimawandels auf das Hochwasserrisiko zu überprüfen und 

erforderlichenfalls zu aktualisieren. 

Bundes-

Immissionsschutzgesetz 

(BImSchG) 

keine  
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Gesetz Regelung Gesetzestext 

Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatSchG) 

§ 39 Abs. 5 

Satz 3 

BNatSchG 

Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung bei den 

Verboten des Satzes 1 Nummer 2 und 3 für den Bereich eines Landes oder 

für Teile des Landes erweiterte Verbotszeiträume vorzusehen und den 

Verbotszeitraum aus klimatischen Gründen um bis zu zwei Wochen zu 

verschieben. 

Bundes-

Klimaschutzgesetz (KSG) 

§ 1 KSG Zweck dieses Gesetzes ist es, zum Schutz vor den Auswirkungen des 

weltweiten Klimawandels die Erfüllung der nationalen Klimaschutzziele sowie 

die Einhaltung der europäischen Zielvorgaben zu gewährleisten. […]. 

Grundlage bildet die Verpflichtung nach dem Übereinkommen von Paris 

aufgrund der Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen, wonach der 

Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur auf deutlich unter 2 Grad 

Celsius und möglichst auf 1,5 Grad Celsius gegenüber dem vorindustriellen 

Niveau zu begrenzen ist, um die Auswirkungen des weltweiten Klimawandels 

so gering wie möglich zu halten. 

Bundes-Waldgesetz 

(BWaldG) 

§ 1 Abs. 1Nr. 

1 

Zweck dieses Gesetzes ist insbesondere, […] den Wald wegen […] seiner 

Bedeutung für die Umwelt, insbesondere für die dauernde Leistungsfähigkeit 

des Naturhaushaltes, das Klima, den Wasserhaushalt, die Reinhaltung der 

Luft, die Bodenfruchtbarkeit, das Landschaftsbild, die Agrar- und Infrastruktur 

und die Erholung der Bevölkerung (Schutz- und Erholungsfunktion) zu 

erhalten, erforderlichenfalls zu mehren und seine ordnungsgemäße 

Bewirtschaftung nachhaltig zu sichern […]. 

 § 8 Abs. 1 Nr. 

1 und 2 

Die Träger öffentlicher Vorhaben haben bei Planungen und Maßnahmen, die 

eine Inanspruchnahme von Waldflächen vorsehen oder die in ihren 

Auswirkungen Waldflächen betreffen können, 

1. die Funktionen des Waldes nach § 1 Nr. 1 angemessen zu 

berücksichtigen; 

2. die für die Forstwirtschaft zuständigen Behörden bereits bei der 

Vorbereitung der Planungen und Maßnahmen zu unterrichten und 

anzuhören, soweit nicht nach diesem Gesetz und sonstigen Vorschriften eine 

andere Form der Beteiligung vorgeschrieben ist. 

Landwirtschaftsgesetz 

(LwG) 

keine  

Tabelle 9-1: Klimaanpassungsrelevante Reglungen in Gesetzen 
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10 Klimaanpassung im Bauordnungsrecht 

Im Mittelpunkt des Bauordnungsrechts steht das einzelne Gebäude oder die bauliche Anlage ebenso wie die 

Eignung eines Grundstücks für seine Bebauung. 

Die Gesetzgebungskompetenz für das Bauordnungsrecht liegt bei den Ländern. Alle Bundesländer haben im 

Rahmen des ihnen zustehenden Gesetzgebungsspielraumes eigene Landesbauordnungen (LBO) erlassen. Bei 

der Formulierung der Landesbauordnungen orientieren sich die Bundesländer an der Musterbauordnung132 (MBO), 

die im Fokus der nachfolgenden Betrachtung steht. 

10.1 Schutzmaßstab der Musterbauordnung 

§ 3 Satz 1 MBO regelt, dass Anlagen so anzuordnen, zu errichten, zu ändern und instand zu halten sind, dass die 

öffentliche Sicherheit und Ordnung, insbesondere Leben, Gesundheit und die natürlichen Lebensgrundlagen, nicht 

gefährdet werden. Schutzmaßstab ist die präventive Gefahrenabwehr und die repressive Störungsbeseitigung.133 

Damit unterscheidet sich das Bauordnungsrecht deutlich von den im ROG und BauGB genannten Schutzgütern 

und Schutzzielen.134 Während letztere auch materielle und verfahrensmäßige Vorsorge- und 

Nachhaltigkeitsanforderungen aufstellen, ist Zielstellung der MBO die Gefährdungsvermeidung. 

Einzelne Bundesländer haben den Schutzauftrag in ihren Bauordnungen erweitert etwa hinsichtlich der Schonung 

der natürlichen Lebensgrundlagen, der Versiegelungsbegrenzung oder der Versickerung von Niederschlagswasser 

in das Grundwasser.135 Um Klimaanpassung bundesweit zu stärken, ist zu empfehlen, die MBO anzupassen 

und die bestehenden Schutzziele um die (präventive) Gefährdungsvermeidung von 

Klimawandelfolgewirkungen durch Klimaanpassung zu erweitern. Diese Forderung wird auch vom GDV 

erhoben, der darauf hinweist, dass das klimaangepasste Planen und Bauen für die Beteiligten grundsätzlich 

unbeachtlich bliebe, würde die Anpassung an den Klimawandel nicht als Schutzziel im Bauordnungsrecht 

verankert136. 

Daneben wäre zu erwägen und zu prüfen, das Vorsorgeprinzip ausdrücklich in die MBO zu integrieren. 

10.2 Regelungsgegenstand der MBO 

Das Bauordnungsrecht regelt die baukonstruktiven und die baugestalterischen Anforderungen an eine bauliche 

Anlage sowie die Bauaufsicht. Allgemeine Anforderungen an die Bauausführung betreffen die Standsicherheit, den 

Brandschutz, die Anforderungen an Bauprodukte, das Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen; Wände, 

 

132 Musterbauordnung – MBO – Fassung November 2002 zuletzt geändert durch Beschluss der Bauministerkonferenz vom 27.09.2019. 
133 Otto, Christian-W., Bauordnungsrecht, in: Beckmann, Klaus J. (Hrsg.), Raumplanung, Stadtentwicklung und Öffentliches Recht, S. 51. 
134 KNBau, Nachhaltigkeitsaspekte in den Bauordnungen der Länder – Empfehlungen der Kommission Nachhaltiges Bauen beim Umweltbundesamt 

(KNBau) an die ARGEBAU zur Überarbeitung der Musterbauordnung, Position, August 2015, S. 4. 
135 s. Fn. 114. 
136  GDV, 2021: Positionspapier für ein zeitgemäßes und nachhaltiges Bauordnungs- und Bauplanungsrecht, S. 4/5. 
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Der mit der Regelung aus § 8 Abs. 1 Nr. 1 MBO bezweckte geringere Versiegelungsgrad von 

Grundstücksflächen trägt zu einer Reduzierung des Wärmeinseleffekts in städtischen Strukturen bei. Die 

Versickerungsfähigkeit des Bodens schützt den Grundwasserspiegel und dient dem Erhalt der natürlichen 

Bodenfunktionen und des Wasserhaushalts. Die in § 8 Abs. 1 Nr. 2 MBO geforderte Begrünung oder 

Bepflanzung bewirkt eine Erhöhung der mikroklimatischen Verdunstungsleistung und schafft Schatten durch 

Vegetation, wodurch jeweils eine kühlende Wirkung eintritt. 

 

Decken Dächer, sowie Dämmungen. Ergänzt und konkretisiert werden die Vorgaben der MBO durch spezifische 

Fachgesetze wie etwa das Gebäudeenergiegesetz137 sowie durch technische Normen und Standards. 

10.3 Klimaanpassung in der Musterbauordnung 

Wasseraufnahmefähigkeit, Begrünung, Bepflanzung 

Die Anpassung von Gebäuden oder Liegenschaften an den Klimawandel wird in der MBO nicht ausdrücklich 

angesprochen. Vereinzelte Regelungen enthalten jedoch klimaanpassungsbezogene Anforderungen. § 8 Abs. 1 

MBO, beispielsweise, der sich auf Liegenschaften bezieht, regelt, dass nicht überbaute Flächen der bebauten 

Grundstücke wasseraufnahmefähig zu belassen oder herzustellen (Nr. 1) sowie zu begrünen oder zu bepflanzen 

sind (Nr. 2). 

 

 

 

 

 

Aufgrund der Unbestimmtheit der § 8 Abs. 1 Nr. 2 entsprechenden landesgesetzlichen Vorschriften der LBO in 

Bezug auf die Anforderungen der Begrünung und Bepflanzung, kommt es in der Praxis immer wieder zu 

Diskussionen. Insbesondere wirft die Gestaltung von Grundstücksflächen als sogenannte Schottergärten die Frage 

auf, ob diese den Vorgaben aus § 8 Abs. 1 Nr. 2 LBO noch gerecht werden. Um Rechtsklarheit zu schaffen, ist zu 

empfehlen, die MBO anzupassen. Es wird vorgeschlagen, § 8 Abs. 1 MBO um den hinter der Vorschrift 

stehenden Regelungszweck der Klimawandelanpassung zu ergänzen. Daneben sollten Vorgaben für die 

Qualität der Begrünung und Bepflanzung gesetzlich festgelegt werden. Die Regelung eines gesetzlichen 

Verbotes von Schottergärten ist in Erwägung zu ziehen.138 

Regelung Regelungsinhalt Effekt/Wirkung 

§ 8 Abs. 1 MBO Nicht überbaute Flächen der bebauten 

Grundstücke sind 

Reduktion des Wärmeinseleffekts durch geringeren 

Versiegelungsgrad 

Schaffung von Schatten durch Vegetation 

 

137 Gebäudeenergiegesetz vom 8. August 2020 (BGBl. I S. 1728), das durch Artikel 18a des Gesetzes zu Sofortmaßnahmen für einen beschleunigten 

Ausbau der erneuerbaren Energien und weiteren Maßnahmen im Stromsektor vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1237) geändert worden ist. 
138 Zu kommunalen Instrumenten gegen Schottergärten vgl. Ferber, K., Natur und Recht (2021) 43: 370-387. 
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Regelung Regelungsinhalt Effekt/Wirkung 

1. wasseraufnahmefähig zu belassen oder 

herzustellen 

2. zu begrünen oder zu bepflanzen 

Erhöhung der mikroklimatischen 

Verdunstungsleistung 

§ 12 MBO Jede bauliche Anlage muss im Ganzen und 

in ihren einzelnen Teilen für sich allein 

standsicher sein. 

 

§ 13 MBO Bauliche Anlagen müssen so angeordnet, 

beschaffen und gebrauchstauglich sein, 

dass durch Wasser, Feuchtigkeit, 

pflanzliche und tierische Schädlinge sowie 

andere chemische, physikalische oder 

biologische Einflüsse Gefahren oder 

unzumutbare Belästigungen nicht 

entstehen. 

Baugrundstücke müssen für bauliche 

Anlagen geeignet sein. 

 

§ 15 Abs. 1 MBO Gebäude müssen einen ihrer Nutzung und 

den klimatischen Verhältnissen 

entsprechenden Wärmeschutz haben. 

Reduzierung des Energiebedarfs und damit der 

Treibhausgasemissionen 

Tabelle 10-1: Überblick über die klimaanpassungsbezogenen Regelungen in der Musterbauordnung 

Standsicherheit 

§ 12 Abs. 1 Satz 1 MBO regelt die Standsicherheit von baulichen Anlagen. Danach muss jede bauliche Anlage im 

Ganzen und in ihren einzelnen Teilen für sich allein standsicher sein. Was unter „Standsicherheit“ zu verstehen ist, 

wird von der Rechtsvorschrift nicht näher definiert. Es handelt sich um einen unbestimmten Rechtsbegriff, der 

konkretisierungsbedürftig ist. 

Die Standsicherheit einer baulichen Anlage ist vor allem abhängig von ihrer Widerstandskraft gegen äußere 

Einwirkungen und Naturgefahren. Dazu gehören u.a. klimabedingte Einwirkungen wie Wind, Wasser, Sonne, 

Schnee und Hagel. Welcher Intensität die einwirkenden Kräfte sind, ist vor allem standortabhängig. 

Die Anforderungen an die Standsicherheit aus § 12 Abs. 1 MBO in Verbindung mit § 3 MBO werden in den 

technischen Regeln der Muster-Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmungen (MVV TB) konkretisiert. Die 

MVV TB werden vom Deutschen Institut für Bautechnik (DIBt) auf der Grundlage der Ermächtigung in § 85a MBO 
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erlassen. Es handelt sich um normkonkretisierende Verwaltungsvorschriften, denen eine gerichtlich anerkannte, 

eingeschränkte Bindungswirkung zukommt. 

Die MVV TB enthalten Planungs-, Bemessungs- und Ausführungsregelungen für Bauwerke sowie für Bauprodukte 

nach der Bauproduktenverordnung (BauPVO). Sie verweisen u.a. auf Technische Normen des 

Normenausschusses Bauwesen (NABau) am Deutschen Institut für Normung DIN e.V.. 

Da es sich bei den MVV TB um „Muster“-Verwaltungsvorschriften handelt, bedürfen sie – ebenso wie die MBO – 

der Umsetzung durch die Länder in Landesrecht, um Wirksamkeit zu entfalten. 

Mit den durch den Klimawandel verbundenen klimatischen Änderungen verändern sich vielerorts die 

Standortbedingungen und damit die auf ein Bauwerk einwirkenden Kräfte. Es wird empfohlen, das Erfordernis 

der Standsicherheit in § 12 Abs. 1 Satz 1 MBO an technische Normen zu koppeln, denen 

standortspezifische Gebietsbelastungstabellen zugrunde liegen. 

Resistenz gegen äußere Einflüsse 

§ 13 MBO Resistenz von baulichen Anlagen gegenüber schädlichen Einflüssen von außen. Nach § 13 Satz 1 MBO 

müssen sie so beschaffen und gebrauchstauglich sein, dass durch Wasser, Feuchtigkeit, pflanzliche und tierische 

Schädlinge sowie andere chemische, physikalische oder biologische Einflüsse Gefahren oder unzumutbare 

Belästigungen nicht entstehen. 

Wärmeschutz 

§ 15 Abs. 1 MBO bestimmt, dass Gebäude einen ihrer Nutzung und den klimatischen Verhältnissen 

entsprechenden Wärmeschutz haben müssen. Durch baulichen Wärmeschutz sollen Energieverluste beim Heizen 

und Kühlen vermieden werden.139 Der bauliche Wärmeschutz wird durch die Begrenzung des spezifischen, auf die 

wärmeübertragende Umfassungsfläche bezogenen Transmissionswärmeverlusts HT‘ sichergestellt.  

Der sommerliche Wärmeschutz ist in § 14 GEG geregelt. Aufgrund der zunehmenden sommerlichen Hitze als 

Klimawandelfolgewirkung wird der sommerliche Wärmeschutz in Zukunft eine größere Rolle spielen. 

Örtliche Bauvorschriften 

§ 86 Abs. 1 MBO ermächtigt die Gemeinden, durch Satzung örtliche Bauvorschriften zu erlassen. Zwar erwähnt § 

86 Abs. 1 MBO die Klimaanpassung nicht ausdrücklich, dennoch lässt die Vorschrift Spielraum für 

Klimaanpassungsmaßnahmen. Von Relevanz für die Klimaanpassung ist die Ermächtigung zur Regelung von 

 

139 Burbat, in: BBSR (Hrsg.), Das Gebäudeenergiegesetz (GEG), S. 21. 
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besonderen Anforderungen an die äußere Gestaltung baulicher Anlagen (Nr. 1) sowie für die Begrünung 

baulicher Anlagen (Nr. 7). 

Über die Ermächtigung zur Regelung von besonderen Anforderungen an die äußere Gestaltung baulicher 

Anlagen nach Nr. 1 können beispielsweise örtliche Bauvorschriften zur Ausführung der Fassade erlassen werden 

oder es kann bestimmt werden, dass kein außenliegender, sondern nur ein innenliegender Sonnenschutz verbaut 

werden darf. Außerdem kann durch örtliche Bauvorschrift die Farbgebung von Gebäuden vorgegeben werden. 

Die Vorgabe einer hellen Gebäudeoberfläche im Rahmen einer örtlichen Bauvorschrift leistet einen Beitrag zum 

sommerlichen Wärmeschutz eines Gebäudes, da helle Oberflächen sich aufgrund einer geringeren Absorption 

langsamer als dunkle Oberflächen erwärmen (Albedo-Effekt). 

Fassadenbegrünungen können über örtliche Bauvorschriften vorgegeben werden. Ermächtigungsgrundlage ist § 

86 Abs. 1 Nr. 7 MBO.  

Bei der Aufstellung der örtlichen Bauvorschriften sind die Gemeinden in die Vorgaben der jeweiligen LBO 

gebunden.140 Nach § 86 Abs. 2 MBO können örtliche Bauvorschriften auch durch Festsetzung im Bebauungsplan 

erlassen werden, soweit das jeweilige Landesrecht eine entsprechende Bestimmung trifft. 

Örtliche Bauvorschriften können über Festsetzungen im B-Plan nach § 9 Abs. 1 BauGB hinausgehen. Sie können 

sehr konkret ausgestaltet sein und müssen nicht im B-Plan darstellbar sein. 

Es wird empfohlen, die Ermächtigung zum Erlass örtlicher Bauvorschriften nach § 86 MBO für 

Klimaanpassungsmaßnahmen zu öffnen und diese ausdrücklich aus Gründen der Klimaanpassung 

zuzulassen. 

 

10.4 Klimaanpassung auf Genehmigungsebene 

Ein Hemmnis für Klimaanpassung im Bauwesen ist die Freiwilligkeit von Architektinnen und Architekten, 

Klimaanpassungsmaßnahmen, die über das geforderte gesetzliche Minimum hinausgehen, am Bau zu planen 

und umzusetzen. 

Um Klimaanpassung im Bauwesen zu stärken, sollte eine verpflichtende Gefährdungsbeurteilung 

gegenüber Naturgefahren bzw. ein „Klimaanpassungscheck“ in der MBO verankert werden.141 Hierfür 

würde sich die Etablierung eines Kriterienkatalogs in Analogie zum BNB-Katalog anbieten, der Punkte für 

die Angepasstheit eines Gebäudes an den Klimawandel vergibt. Ein solcher Katalog bzw. 

 

140 Otto, Christian-W., Bauordnungsrecht, S. 52. 
141 Die Integration einer verpflichtenden Gefährdungsbeurteilung wird auch vom GDV in seinem Positionspapier „[…] für ein zeitgemäßes und nachhaltiges 

Bauordnungs- und Bauplanungsrecht, das den Herausforderungen durch Klimawandel und Extremwetterereignissen zuverlässig begegnen kann“ aus dem 

Jahr 2021 gefordert (vgl. S. 4/5). 
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Klimaanpassungscheck könnte in eine technische Norm integriert werden, auf die durch eine gesetzliche 

Vorschrift des Bauordnungsrechts verwiesen wird. 

Liegt ein Bebauungsplan vor, können darüberhinausgehende weitergehende Klimaanpassungsmaßnahmen für 

das zu errichtende Gebäude geplant und umgesetzt werden. 

 

10.5 Vorschläge von Gremien und Verbänden zur Stärkung von Klimabelangen im BauGB und 

MBO 

Um die Klimaemissionen und den Rohstoffverbrauch beim Bau zu senken, empfiehlt die Kommission 

Nachhaltiges Bauen am Umweltbundesamt (KNBau) die MBO und verschiedene Landesbauordnungen 

anzupassen. Sie sollten sich künftig an ambitionierten Nachhaltigkeitskriterien orientieren und beispielsweise 

Ressourcenschonung sowie den Vorrang des Bestandsschutzes vor Neubau vorsehen. Auch fördernde 

Rahmenbedingungen für den Einsatz besonders ökologischer Baustoffe wären dort zu verankern, ebenso wie 

reduzierte Mindestabstände für Photovoltaikanlagen auf Dächern. Zusätzlich sollten Rechtsgrundlagen in 

Landesbauordnungen so erweitert werden, dass auch Standards für die Vorsorge vor Gefahren für Gesundheit 

und Umwelt vorgeschrieben werden können.142 

Der Bund Deutscher Landschaftsarchitekt:innen (bdla) fordert, dass es mit der städtebaulichen Entwicklung keine 

Verschlechterung hinsichtlich der Freiflächenversorgung und der klimatischen Situation geben darf und empfiehlt 

die Schaffung einer Rechtsgrundlage für ein „Verschlechterungsverbot der urbanen Freiraumqualität und des 

Stadtklimas“.143 Eingriffe in die Freiraumversorgung und -erreichbarkeit sowie ihre Struktur müssen vermieden, 

vor Ort ausgeglichen oder ersetzt werden. Eine solche Regelung könnte sich laut bdla an das 

Folgenbewältigungsprogramm der Eingriffsregelung oder an die europarechtlichen Verschlechterungsverbote 

anlehnen. 

Ferner schlägt der bdla die Einführung eines Grünflächenfaktors in die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in 

Anlehnung an die städtebaulichen Kennwerte Grundflächenzahl (GRZ), Geschossflächenzahl (GFZ) und 

Baumassenzahl (BMZ) vor. Damit könne der Umfang an grün-, biodiversitäts- und klimawirksamen Flächen in der 

Bauleitplanung in der kommunalen Planungshoheit – auf das jeweilige Stadtgebiet/Quartier/ 

Baugebiet/Grundstück abgestimmt – dargestellt und festgesetzt werden.144 

Der bdla empfiehlt außerdem eine zielgenauere Ausgestaltung der baurechtlichen Eingriffsregelung aus § 1a 

Absatz 3 BauGB. Dringend erforderlich sei es, die für die Praxis bedeutsame Abfolge von Vermeidung – 

 

142 Gemeinsame Pressemitteilung von UBA, BMUV und BMWSB: Dem Wohnraummangel ökologisch begegnen, 20.02.2023 Nr. 07/2023, Dem 

Wohnraummangel ökologisch begegnen | Umweltbundesamt, zuletzt aufgerufen am 29.03.2023. 
143 bdla (2022): Essentials zur Klimaanpassung, S. 7. 
144 bdla (2022): Essentials zur Klimaanpassung, S. 9. 

https://www.umweltbundesamt.de/presse/pressemitteilungen/dem-wohnraummangel-oekologisch-begegnen
https://www.umweltbundesamt.de/presse/pressemitteilungen/dem-wohnraummangel-oekologisch-begegnen
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Ausgleich – Ersatzgeld auch im Baurecht eindeutig und verpflichtend zu regeln. Kommunen sollten außerdem zur 

Aufstellung von gesamtstädtischen oder auch regionalen Ausgleichskonzepten verpflichtet werden.145 

Ferner wird vom bdla vorgeschlagen, das Instrument der Umweltbaubegleitung (UBB) im Fachrecht zu 

verankern, um dadurch die „klimapositive Anwendung faktisch [zu] stärken“.146 

Die Forderungen von KNBau, dbla und DWA sind u.a. angesichts der Dringlichkeit von Maßnahmen gegen den 

fortschreitenden Klimawandel zu unterstützen. Auf Einzelheiten und eine Bewertung der Vorschläge muss 

angesichts des begrenzten Rahmens des vorliegenden Berichts an anderer Stelle eingegangen werden. 

 

10.6 Zwischenergebnis 

Um Klimaanpassung bundesweit zu stärken, ist zu empfehlen, die MBO anzupassen und die Schutzziele um die 

Gefährdungsvermeidung von Klimawandelfolgewirkungen durch Klimaanpassung zu erweitern. Daneben sollte 

das Vorsorgeprinzip ausdrückliche Erwähnung finden. 

Einzelne Bundesländer haben den Schutzauftrag in ihren Bauordnungen bereits erweitert etwa hinsichtlich der 

Schonung der natürlichen Lebensgrundlagen, der Versiegelungsbegrenzung oder der Versickerung von 

Niederschlagswasser in das Grundwasser.147 

Es wird vorgeschlagen, § 8 Abs. 1 MBO um den hinter der Vorschrift stehenden Regelungszweck der 

Klimawandelanpassung zu ergänzen und den Begriff Klimaanpassung ausdrücklich in den Wortlaut der Vorschrift 

zu integrieren. Daneben sollten Vorgaben für die Qualität der Begrünung und Bepflanzung gesetzlich festgelegt 

werden. Die Regelung eines gesetzlichen Verbotes von Schottergärten ist in Erwägung zu ziehen. 

Es wird empfohlen, das Erfordernis der Standsicherheit in § 12 Abs. 1 Satz 1 MBO an technische Normen zu 

koppeln, denen standortspezifische Gebietsbelastungstabellen zugrunde liegen. 

Es wird empfohlen, die Ermächtigung zum Erlass örtlicher Bauvorschriften nach § 86 MBO für 

Klimaanpassungsmaßnahmen zu öffnen und ausdrücklich aus Gründen der Klimaanpassung zuzulassen. 

Um Klimaanpassung im Bauwesen zu stärken, sollte eine verpflichtende Gefährdungsbeurteilung gegenüber 

Naturgefahren bzw. ein „Klimaanpassungscheck“ in der MBO verankert werden. Hierfür würde sich die 

Etablierung eines Kriterienkatalogs in Analogie zum BNB-Katalog anbieten, der Punkte für die Angepasstheit 

eines Gebäudes an den Klimawandel vergibt. Ein solcher Katalog bzw. Klimaanpassungscheck könnte in eine 

 

145 bdla (2022): Essentials zur Klimaanpassung, S. 9. 
146 bdla (2022): Essentials zur Klimaanpassung, S. 10. 
147 s. Fn. 114. 



63 

 

technische Norm integriert werden, auf die durch eine gesetzliche Vorschrift des Bauordnungsrechts verwiesen 

wird. 

Die KNBau empfiehlt, die MBO und verschiedene Landesbauordnungen anzupassen. Sie sollten sich künftig an 

ambitionierten Nachhaltigkeitskriterien orientieren und beispielsweise Ressourcenschonung sowie den Vorrang 

des Bestandsschutzes vor Neubau vorsehen. Auch fördernde Rahmenbedingungen für den Einsatz besonders 

ökologischer Baustoffe wären dort zu verankern, ebenso wie reduzierte Mindestabstände für Photovoltaikanlagen 

auf Dächern. 

Die Schaffung einer Rechtsgrundlage für ein „Verschlechterungsverbot der urbanen Freiraumqualität und des 

Stadtklimas“, die Einführung eines Grünflächenfaktors in die Baunutzungsverordnung (BauNVO), die 

zielgenauere Ausgestaltung der baurechtlichen Eingriffsregelung in § 1a Absatz 3 BauGB sowie die Verankerung 

des Instruments der Umweltbaubegleitung (UBB) im Fachrecht sind mit dem bdla zu erwägen, zu prüfen und 

weiterzuentwickeln. 
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11 Richtlinien der Bundes-Bauverwaltung 

Verwaltungsvorschrift Regelung Text 

Richtlinien der Bundes-

Bauverwaltung (RBBau) 

keine  

Tabelle 11-1: Richtlinien der Bundes-Bauverwaltung 

Die Richtlinien der Bundes-Bauverwaltung (RBBau) enthalten keine Regelungen mit Bezug zu 

Klimaanpassungsaspekten. Im RBBau-Abschnitt K3 zum Themengebiet Umweltschutz geben sie vor, dass „Bei 

der Vorbereitung und Durchführung von Baumaßnahmen, Unterhaltung und Betrieb von baulichen Anlagen sowie 

deren Beseitigung […] die entsprechenden bundes- und landesrechtlichen Vorgaben der Umwelt- und 

Naturschutzgesetze (u. a. BBodSchG, WHG, BNatSchG), der Leitfaden Nachhaltiges Bauen, die Arbeitshilfen 

Boden- und Grundwasserschutz, die Arbeitshilfen Abwasser, die Arbeitshilfen Recycling sowie die Arbeitshilfen 

Kampfmittelräumung zu beachten [sind]. Ein Bezug zum KSG erfolgt nicht. Klimaanpassungsaspekte sind daher 

nur im Rahmen der genannten formellen und informellen Regelwerke zu berücksichtigen. 

Eine Überprüfung der aktuell geltenden Baufachlichen Richtlinien des Bundes auf Anpassungsbedarf hinsichtlich 

Klimafolgenanpassung wäre zu diskutieren. Dies gilt auch für die Richtlinien für die Durchführung von 

Zuwendungsmaßnahmen148 (RZBau), die als Leitfaden im Zuwendungsbau insbesondere Verfahrensabläufe 

transparent machen, Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten umfassend darstellen und eine weitgehend 

einheitliche Handhabung der Durchführung von Zuwendungsbaumaßnahmen auch bei Mischfinanzierungen 

ermöglichen sollen. 

 

148 Richtlinien für die Durchführung von Zuwendungsbaumaßnahmen, 4. Auflage, Stand November 2006, redaktionell überarbeitet – August 2015 
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12 Klimaanpassung in Regelungen privater Regelsetzer 

Die folgende Übersicht gibt einen beispielhaften Überblick über verschiedene Regelungen privater Regelsetzer 

mit Bezug zur Klimaanpassung. 

DIN-Norm Regelung Wirkung 

DIN EN ISO 

14091:2021-07 –

Anpassung an den 

Klimawandel - 

Vulnerabilität, 

Auswirkungen und 

Risikobewertung 

 Betrifft Anpassung an den 

Klimawandel direkt 

ISO 37123:2019 –

Sustainable Cities And 

Communities – 

Indicators For Resilient 

Cities 

 Betrifft Anpassung an den 

Klimawandel direkt 

DIN 1986-100 –

Entwässerungsanlagen 

für Gebäude und 

Grundstücke – Teil 100 

 Betrifft Anpassung an den 

Klimawandel direkt 

DWA-M 119 und 550 

zur Vorsorge bei 

Starkregen und 

Hochwasser 

Merkblatt und keine allgemein anerkannte Regel der 

Technik Die ortsbezogene Bewertung der 

Überflutungsrisiken wird durch die DWA-M 119, in 

Verbindung mit DWA-118 und DIN EN 752 ergänzt. 

Die Zunahme künftiger Starkregenereignisse wird 

explizit erwähnt und als mögliche Folge des 

Klimawandels thematisiert, auf dieser Grundlage 

wird die Notwendigkeit einer ausreichenden 

Überflutungsvorsorge deutlich 

Berührt Teilaspekte der 

Klimaanpassung 

DWA-A 138 – Planung, 

Bau und Betrieb von 

Anlagen zur 

Versickerung von 

Niederschlagswasser 

Diese Norm gilt für Entwässerungsanlagen zur 

Ableitung von Abwasser in allen Gebäuden und auf 

Grundstücken in Verbindung mit DIN 1986-3, DIN 

1986-4, DIN 1986-30, DIN EN 12056-1 bis DIN EN 

12056-5, DIN EN 752 sowie DIN EN 1610, die 

überwiegend mit Freispiegelleitungen betrieben 

Erschwert Anpassungsmaßnahmen 
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DIN-Norm Regelung Wirkung 

In Überarbeitung 

 

werden. Die Norm legt im Interesse der öffentlichen 

Sicherheit einheitliche technische Bestimmungen für 

Planung, Bau, Betrieb und Instandhaltung von 

Entwässerungsanlagen zur Ableitung von Abwasser 

in Gebäuden und auf Grundstücken in Ergänzung zu 

DIN EN 12056-1, DIN EN 12056-2, DIN EN 12056-3, 

DIN EN 12056-4 und DIN EN 12056-5 fest. 

DIN 4108-2 

Wärmeschutz und 

Energie-Einsparung in 

Gebäuden –Teil 2: 

Mindestanforderungen 

an den Wärmeschutz 

 

Anforderungen an bauliche Maßnahmen für den 

sommerlichen Wärmeschutz leiten sich u.a. vom 

Standort des Gebäudes ab oder sind über die 

thermische Gebäudesimulation zu ermitteln. Für 

ganz Deutschland gibt es 3 verschiedene 

Klimakategorien (Region A, B oder C). 

Stadtrandlagen und ländliche Regionen werden mit 

dicht bebauten Innenstadtlagen gleichgesetzt.  

Erschwert Anpassungsmaßnahmen 

 

 

Vorgeschlagen wird die Einführung 

eines Schutzfaktors in die 

Berechnungen besonders verdichteter 

Regionen, für bestimmte 

Nutzungsarten von Gebäuden und der 

verstärkte Rückgriff auf thermische 

Simulationen (TRY-Datensatz) 

Tabelle 12-1: Klimaanpassung in Regelungen privater Regelsetzer 
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13 Zusammenfassung der Hemmnisse 

Die Untersuchung hat gezeigt, dass die geltenden Bundesgesetze, insbesondere das ROG und das BauGB, ein 

umfangreiches Möglichkeitenspektrum für die Umsetzung von Klimaanpassungsmaßnahmen zur Verfügung 

stellen. Im Bereich der Bauleitplanung enthalten der Darstellungskatalog in § 5 BauGB und der 

Festsetzungskatalog in § 9 BauGB vielfältige Ansatzpunkte und Maßnahmen, um Klimaanpassungsinhalte in 

Flächennutzungs- und Bebauungspläne zu integrieren. Allerdings gilt: Werden Planungen nicht oder nur 

unzureichend im Hinblick auf klimatische Aspekte ausgerichtet, sind diese im Nachhinein nur schwer zu 

korrigieren.149 Änderungen von „alten“ Bebauungsplänen sind mit langen und aufwendigen Verfahren verbunden. 

Hemmend kann sich das Fehlen eines Bebauungsplans auswirken. Soll im unbeplanten Innenbereich des § 34 

BauGB gebaut werden, orientiert sich die Neubebauung an der existierenden Bebauung vor Ort. Ist diese nicht 

„klimawandelangepasst“, führt sich dieser Umstand ggf. an Neubauten fort. 

Problematisch ist die Umsetzung von Klimaanpassung im baulichen Bestand. Aufgrund des durch Artikel 14 Abs. 

1 GG vermittelten baurechtlichen Bestandsschutzes sind Optionen, mit denen auf bestehende Gebäude eingewirkt 

werden kann deutlich eingeschränkt. 

Um die rechtlichen Möglichkeiten für Klimaanpassung im Bereich des Baubestands oder im unbeplanten 

Innenbereich zu eruieren und zu optimieren, ist weiterer Forschungsbedarf erforderlich. 

Die Freiwilligkeit stellt ein großes Hemmnis für klimaangepasstes Bauen auf kommunaler Ebene dar.150 

Klimaanpassung wird nach wie vor nicht als Bestandteil der kommunalen Daseinsvorsorge angesehen. Die 

Erstellung von Klimaanpassungskonzepten und die Einbindung von Klimaanpassung in eine Verbindlichkeit 

schaffende Bauleitplanung sind keine Pflicht, sondern ein weitgehend freiwilliges Betätigungsfeld.151 

Eine verpflichtende Gefährdungsbeurteilung zur Berücksichtigung von Klimafolgewirkungen auf Gebäudeebene 

gibt es nicht. 

Hemmnisse finden sich auch in sich widersprechenden landesrechtlichen Regelungen, beispielsweise bei der 

Kombination von Gründächern und Solaranlagen oder der Versickerung von Niederschlagswasser. Hier sind die 

Landesgesetzgeber dringend zur Überprüfung und Anpassung der landesgesetzlichen Regelungen gefordert. 

Defizite sind vor allem im Bereich des Vollzugs der geltenden Rechtsvorschriften gegeben. Nach Einschätzung von 

Praktikern wird Klimaanpassung vor allem in den Grundsätzen sowie den Präambeln von Raumordnungsplänen 

aufgegriffen, weniger aber in deren Zielen. Auch bei tatsächlichen Festlegungen von Nutzungen wird 

 

149 So Diepes, S. 3 
150 Diepes, S. 30 
151 UBA 2012: 22 
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Klimaanpassung bislang kaum als Begründung herangezogen.152 Nach einer Studie der TU Dortmund von 2014 

findet Klimaanpassung bereits in einer Vielzahl von Plänen Berücksichtigung. Am häufigsten werde Hitze, ein 

traditionelles Aufgabengebiet der Raumplanung, behandelt. Dass Anpassung verstärkt berücksichtigt wird, sei aus 

Sicht der Praxis jedoch nur mittelbar auf die rechtliche Integration zurückzuführen, denn seit jeher sei die 

Raumordnung mit Themenbereichen beschäftigt, die für die Klimaanpassung relevant sind. Diese Bereiche würden 

nun zunehmend im Kontext der Klimaanpassung betrachtet. 153 

Auch bei der Umsetzung von städtebaulichen Projekten werden aktuelle Erkenntnisse zu mikroklimatischen 

Phänomenen und lokalen Einflussfaktoren in Bezug auf die Temperaturentwicklung nur zögerlich berücksichtigt. 

154  

Als Hemmnis für Klimaanpassung wirken sich vor allem auch fehlende Kenntnisse in der Verwaltung und von 

Planungsbüros in der Anwendung der gesetzlichen Vorschriften des ROG und des BauGB aus. 

 

152 Bubeck et al, Klimaanpassung in der rechtlichen Rahmensetzung des Bundes, NuR 2016, S. 300 
153 Diepes, S. 153 
154 Diepes, S. 153 
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14 Zusammenfassung zum Anpassungsbedarf des Rechtsrahmens im 

Handlungsfeld „Bauwesen“ 

• gesetzliche Verankerung eines Instruments zur Flächenkontingentierung 

• Weiterentwicklung gesetzlicher Regelungen zur (Neu-)Inanspruchnahme von Flächen, der Standortwahl 

bzw. Neuausweisung von Siedlungsstrukturen, der klimaangepassten Ausgestaltung bestehender 

Siedlungsstrukturen, der Schaffung von Rückbauoptionen für bestehende Siedlungs- und 

Versorgungsinfrastrukturen 

• gesetzliche Verpflichtung zur Prüfung des Änderungs- oder Fortschreibungsbedarfs oder des 

Planaktualisierungsbedarfs für bestehende Raum-, Regional- und Bauleitpläne unter strikter Beachtung 

des Themas Klimaanpassung 

• Ausgestaltung des rechtlichen Rahmens dergestalt, dass neben der materiellen Integration von 

Anpassungserfordernissen an den Klimawandel die verfahrensmäßige Einbeziehung von 

Anpassungsaspekten in den Planungsprozess sichergestellt wird 

• Kernelemente für die Klimaanpassung im ROG benennen wie dies in § 2 Abs. 2 Nr. 6 S. 8 ROG für den 

Klimaschutz erfolgt ist 

• Verpflichtende Gefährdungsbeurteilung bei Neubauten gesetzlich integrieren 

• Anpassung der MBO 

• Schulungen von Verwaltungsmitarbeitenden, Planenden 

• Verstärkte Behandlung von klimaangepasstem Bauen im Universitätsstudium für Studierende der 

Architektur und des Bauingenieurswesens 
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15 Variantenuntersuchung - Ausgangssituation Referenzgebäude 

15.1 Vorgehensweise 

Die Variantenuntersuchung verfolgt den Zweck, Schlussfolgerungen hinsichtlich eines eventuellen 

Anpassungsbedarfs von gesetzlichen Regelungen sowie technischen Normen und Standards zu ziehen. Hierzu 

wird im Folgenden zunächst das zugrunde gelegte Referenzgebäude beschrieben. Anschließend wird ein 

möglichst allgemeingültiger Maßnahmenkatalog erarbeitet, der sich auf die folgenden klimatischen Einwirkungen 

bezieht: 

• Hitze 

• Wasser (Starkregen, Hochwasser) 

• Wind 

• Schnee 

• Hagel 
 

Die Klimaanpassungsmaßnahmen werden soweit möglich gesetzlichen Regelungen und technischen Normen 

zugeordnet. 

 

Als Varianten des Referenzgebäudes soll zum einen eine Basis-Variante betrachtet werden, die die Ausführung 

entsprechend der geltenden Normen und Gesetze widerspiegelt, und zum anderen eine Variante mit Anwendung 

einer Kombination der Maßnahmen aus dem erarbeiteten Katalog, die die spezifischen Randbedingungen des 

Referenzgebäudes berücksichtigt und eine möglichst hohe Widerstandsfähigkeit zum Ziel hat. Abschließend wird 

ein Fazit gezogen, ob bzw. in welcher Form Anpassungsbedarf der aktuellen gesetzlichen Regelungen und 

technischer Normen besteht. 

15.2 Standort, Bauweise und Art der Nutzung 

Als Referenzgebäude wird ein dreigeschossiges, kompaktes Gebäude in innerstädtischer Lage gewählt. Das zu 

betrachtende Objekt ist in eine ähnliche Bebauung mit vergleichbarer Höhe und Struktur eingebettet. Das 

zugehörige Grundstück ist begrenzt und teilweise durch eine Tiefgarage unterbaut. 
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Abbildung 15-1: Referenzgebäude KLIBAU (Quelle: BBSR) 

Die Fassade wird als konventioneller Wärmedämmverbund-Aufbau ohne Bekleidung mit witterungsschützendem 

Putz vorgesehen. Das Gebäude besitzt ein Flachdach mit gängiger Attikaausführung. Es sind einige 

auskragende Balkone mit Terrassentüren vorhanden, ansonsten sind keine bodentiefen Fenster geplant. 

Das Gebäude weist bereits einige Merkmal auf, die sich positiv auf die Klimaanpassung auswirken und über die 

Ausführung nach minimalem Normen-Standard hinausgehen. Zum einen wurde einer ausgiebigen Begrünung 

bereits durch Umsetzung eines Gründachs und einer teilweisen Fassadenbegrünung Rechnung getragen. Zum 

anderen ist zur Regenwassersammlung eine Zisterne vorgesehen. 

Das Gebäude dient zu Wohnzwecken für mehrere Parteien. An das Grundstück grenzt eine öffentliche 

Grünfläche mit Spielplatz. Der umgebende Baumbestand ist überschaubar, das Gebäude überragende Bäume 

sind nicht vorhanden, eine nennenswerte Überschirmung oder Verschattung ist nicht gegeben. 
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16 Maßnahmenkatalog 

Im Folgenden werden je Einwirkungskategorie einzelne mögliche Maßnahmen formuliert. Dabei ist zu 

berücksichtigen, dass diese Maßnahmen im Zielkonflikt zueinander stehen können. Diese Konflikte werden in 

diesem Abschnitt nicht explizit für jede Maßnahme formuliert, sondern im Rahmen der späteren 

Variantenbetrachtung für das Referenzgebäude exemplarisch für die dort ausgewählten Maßnahmen erläutert. 

16.1 Hitze 

Ausgangssituation 

Klimaprognosen 

Der Anstieg der Hitzebelastung weist nach aktuellen Prognosen das deutlichste und stärkste Änderungssignal für 

die nächsten Dekaden auf.155 Die Sommer 2003, 2018 und 2019 waren die wärmsten seit Beginn der 

Wetteraufzeichnungen.156 Das Jahresmittel der Lufttemperatur ist im Flächenmittel Deutschlands von 1881 bis 

2018 statistisch gesichert um 1,5 °C angestiegen. Insbesondere die Anzahl der „heißen“ Tage, an denen die 

Temperaturen oberhalb 30 °C, und die der Tropennächte, in denen die Temperatur nicht unter 20 °C sinkt, hat 

signifikant zugenommen157. Dabei sind verschiedene Regionen Deutschlands unterschiedlich betroffen. Für die 

wärmsten Regionen wie Berlin und den Südosten Deutschlands wird ein weiterer starker Zuwachs an 

Hitzebelastung mit deutlich mehr heißen Tagen und Tagen ohne Niederschläge erwartet.158 

Von einer Hitzewelle wird gesprochen, „sobald an mindestens drei Tagen in Folge die Maximaltemperatur 30 °C 

überschreitet und hält so lange an, wie die mittlere Maximaltemperatur über die gesamte Periode über 30 °C 

bleibt und an keinem Tag eine Maximaltemperatur von 25 °C unterschritten wird“. (Jan Kysely) 

Auswirkungen von Hitzebelastungen auf die menschliche Gesundheit 

Hitzebelastung kann vor allem für vulnerable Bevölkerungsgruppen zu denen Säuglinge, Kinder, Schwangere, 

ältere Menschen und solche mit Vor- oder chronischen Erkrankungen gehören, ein gesundheitliches Risiko 

darstellen. Aber auch Personen, die im Freien arbeiten oder sich dort aufhalten, sind gefährdet. 

Kreislaufprobleme, Gefäßverschlüsse, Herz- oder Nierenversagen treten bei erhöhten Temperaturen gehäuft auf. 

Auch Erkrankungen des Herz-Kreislaufsystems und der Atemwege nehmen in Hitzeperioden zu. Sonnenstich, 

Hitzekollaps, Hitzeerschöpfung und Hitzschlag sind typische Hitzeerkrankungen. 

In den Sommern 2003 und 2010 verstarben während mehrerer aufeinanderfolgender mehrtätiger Hitzeereignisse 

in Europa jeweils mehr als 40.000 Menschen zusätzlich aufgrund ungünstiger meteorologischer Bedingungen.159 

 

155 Die Bundesregierung, Zweiter Fortschrittsbericht zur Deutschen Anpassungsstrategie an den Klimawandel, S. 11. 
156 Die Bundesregierung, Zweiter Fortschrittsbericht zur Deutschen Anpassungsstrategie an den Klimawandel, S. 11. 
157 Die Bundesregierung, Zweiter Fortschrittsbericht zur Deutschen Anpassungsstrategie an den Klimawandel, S. 11. 
158 UBA (Hrsg.), Die Risiken des Klimawandels für Deutschland, 2021, S. 9. 
159 Bund/Länder Ad-hoc Arbeitsgruppe, Gesundheitliche Anpassung an den Klimawandel (GAK)‘, Bundesgesundheitsblatt 2017, 60:662-672, DOI 

10.1007/s00103-017-2554-5, 10. Mai 2017, S. 662. 
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Für das Jahr 2018 wurden 1.200 hitzebedingte Sterbefälle durch das Robert Koch Institut (RKI) für Berlin und 

Hessen registriert.160 Bis Ende dieses Jahrhunderts wird mit einer weiteren Zunahme hitzebedingter 

Erkrankungen und Todesfälle gerechnet.161 

Hitzebedingte Erkrankungen führen nicht nur zu einer starken Belastung des Gemeinwohls, sondern verursachen 

auch hohe Kosten für das Gesundheitswesen.162 

Hitzebelastungen in Städten 

Die gesundheitlichen Risiken durch Hitzebelastung sind in den Städten besonders hoch. Hier können 

Wärmeinseln entstehen, bei denen die Temperaturen deutlich höher sind als im Umland. Dieses Phänomen wird 

auch als „urbaner Hitzeinseleffekt“ bezeichnet. Betroffen von der Überhitzung sind nicht nur die 

Aufenthaltsbereiche im Stadtraum, sondern auch das Raumklima in Wohn- und Arbeitsräumen.163 

Die Ursachen für die Überhitzung liegen überwiegend in den Stadtstrukturen. Städte weisen in der Regel eine 

deutlich dichtere Bebauung als das Umland auf. Der Boden ist großflächig und oft mit dunklen Belägen 

versiegelt, die die Wärme speichern. Auch Gebäude haben überwiegend Oberflächen, die sich abhängig von 

Farbe und Speicherkapazität stark und langanhaltend aufheizen können.164 Fehlende Vegetation und fehlende 

Kaltluftschneisen, ein geringerer Luftaustausch, wenige oder keine Wasserflächen sorgen dafür, dass die Wärme 

sich staut. Zusätzliche Wärmequellen aus Verkehr, Industrie und Gebäuden verstärken die Aufheizung. 

Auswirkungen von Hitzebelastungen auf Gebäude 

Langanhaltende und hohe Hitze kann massive Schäden an Gebäuden verursachen. Infolge thermischer 

Längenänderungen können Bauteile Spannungen oder Formveränderungen ausgesetzt sein und dadurch 

Schäden am Gebäude hervorrufen.165 Von einem „Blow-Up“ spricht man, wenn die Dehnungsfuge bspw. 

zwischen Betonfertigelementen zu gering dimensioniert ist und dadurch das Quellen von Bauteilen nicht 

ausgleichen kann. Aufgrund von Materialermüdung wölbt sich die Oberfläche oder platzt auf.166 Aufgrund 

unterschiedlicher Thermodynamiken verschiedener Bauteile kann große Hitze außerdem zu Funktionsstörungen 

von Fenstern und Türen führen.167 

 

160 RKI, Epidemiologisches Bulletin 23/2019, S. 193, >Epidemiologisches Bulletin 23/2019 (rki.de)>. 
161 s. Fn.20. 
162 Bund/Länder Ad-hoc Arbeitsgruppe, Gesundheitliche Anpassung an den Klimawandel (GAK)‘, Bundesgesundheitsblatt 2017, 60:662-672, DOI 

10.1007/s00103-017-2554-5, 10. Mai 2017, S. 662. 
163 Offermann et al., in: UBA (Hrsg.), Texte 30/2022, Nachhaltige Gebäudeklimatisierung in Europa, 2022, S. 19. 
164 BBSR, Klimaangepasste Gebäude und Liegenschaften (unveröffentlicht), S. 27. 
165 Stock, in: BBSR, Klimaangepasstes Bauen bei Gebäuden, BBSR-Analysen KOMPAKT 2015 12/2015, S. 17. 
166 Leistner et al., in: BBSR (Hrsg.), Klimaangepasste Gebäude und Liegenschaften, 2022, S. 50. 
167 Stock, in: BBSR, Klimaangepasstes Bauen bei Gebäuden, BBSR-Analysen KOMPAKT 2015 12/2015, S. 17. 

 

https://www.rki.de/DE/Content/Infekt/EpidBull/Archiv/2019/Ausgaben/23_19.pdf?__blob=publicationFile
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Mögliche Anpassungsmaßnahmen 

Anpassungsmaßnahmen an sommerliche Hitze können auf raumplanerischer Ebene, Liegenschaftsebene und 

auf Gebäudeebene stattfinden. Dabei werden zwei Zielstellungen verfolgt: Zum einen geht es um die Anpassung 

von räumlichen Strukturen und Gebäuden sowie deren Infrastrukturen an die Klimaeinwirkung Hitze selbst. Zum 

anderen sollen städtebauliche Strukturen, aber auch Gebäude, den Menschen bzw. Nutzenden Schutz vor 

übermäßiger Hitzeeinwirkung bieten. 

Erhöhung der Verdunstungskühlung 

Der Entstehung urbaner Hitzeinseln in den Sommermonaten kann durch eine Erhöhung der 

Verdunstungskühlung entgegengewirkt werden. Besonders effektive Maßnahmen zur Erhöhung der 

Verdunstungskühlung sind 

• Dach- und Fassadenbegrünungen bei Gebäuden 

• Begrünung von Außenflächen 

• Anpflanzen von Bäumen und Vegetation  

• die Entsiegelung von luft- und wasserdichten Flächen 

• das Anlegen von Gewässern. 

Verringerung der thermischen Belastung 

Thermischer Belastung in den Sommermonaten kann durch konstruktive oder natürliche Verschattungselemente 

am Gebäude, auf der Liegenschaft und in städtischen Strukturen begegnet werden. Auch Verdunstungskühlung 

und helle Oberflächen tragen zur Reduzierung der thermischen Belastung bei. Effektive Maßnahmen sind 

• Überbauten, z.B. Balkone, Dachüberstände 

• außenliegender Sonnenschutz 

• helle Oberflächen von Baukörpern und Bodenbelägen 

• Anpflanzen von Bäumen und Vegetation 

• ggf. Erhöhung der Anforderungen an den nachzuweisenden sommerlichen Wärmeschutz über DIN 

4108-2. 

Liegenschaftsebene, Raumplanungsebene 

Entsiegelung von Flächen 

Die Entsiegelung versiegelter Flächen mit Asphalt, Beton oder Pflastersteinen ermöglicht nicht nur die 

Wiederherstellung der natürlichen Bodenfunktionen, sondern führt auch zu einer Verbesserung des Stadt- und 

Liegenschaftsklimas durch Verdunstungskühlung. Weitere positive Effekte sind die Verminderung des 

Direktabflusses von Regenwasser in die Kanalisation und die Erhöhung der Grundwasserneubildung durch 

Versickerung. 
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Ein Boden gilt als versiegelt, wenn er mit undurchlässigen Schichten wie Asphalt, Beton und Pflastern überdeckt 

wird oder bebaut oder nachverdichtet ist (Blume et al, 2011). Durch die Versiegelung werden natürlich 

stattfindende Austauschprozesse zwischen Pedosphäre, Atmosphäre und Biosphäre weitgehend unterbunden. 

Gasaustausch, Versickerung, Verdunstung und Bodenleben können nicht stattfinden. 

Man unterscheidet zwischen Vollversiegelung, Teilversiegelung, Unterflurversiegelung und Verdichtung sowie 

indirekten oberirdisch abgeschirmten Flächen ohne Bodenkontakt.168 

Um eine Fläche zu entsiegeln, werden die versiegelten Schichten auf dem Boden vollständig entfernt und durch 

einen wasserdurchlässigen Bodenbelag ersetzt. Besonders geeignet sind Rasen, Schotterrasen, Holzroste, 

Rasengittersteine oder Pflaster mit offenen Zwangsfugen. 

Rechtsvorschriften und technische Regeln 

Die Entsiegelung von Flächen kann über die Bauleitplanung (§§ 1 ff. BauGB) für das gesamte Gemeindegebiet 

gesteuert werden. Mit dem FNP kann die Entsiegelung planerisch vorbereitet werden, indem im Gemeindegebiet 

verschiedene in § 5 BauGB aufgeführte Darstellungen herangezogen werden, die die Bodennutzung 

einschränken. Hierzu gehören beispielsweise „Flächen für Landwirtschaft und Wald“ (§ 5 Absatz 2 Nr. 9 BauGB) 

und „Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft“ (§ 

5 Absatz 2 Nr. 10 BauGB).169 

Mit dem B-Plan lässt sich der Versiegelungsgrad einer Gemeinde parzellengenau über Festsetzungen zu Art und 

Maß der baulichen Nutzung, der Festlegung der überbaubaren Grundstücksflächen und über die Höchstmaße 

der Baugrundstücke bestimmen (§ 9 Absatz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB). 

Entsiegelungsverpflichtungen können sich aus den Landesbauordnungen ergeben. Danach sind 

Grundstückseigentümer dazu verpflichtet, die nicht mit Gebäuden oder vergleichbaren baulichen Anlagen 

überbauten Flächen der bebauten Grundstücke wasseraufnahmefähig zu belassen oder herzustellen und zu 

begrünen und zu bepflanzen, soweit dem nicht die Erfordernisse einer anderen zulässigen Verwendung der 

Flächen entgegenstehen.170 

Für begrünbare Beläge als Flächenbefestigungen gelten die FLL-Richtlinien für Planung, Bau und Instandhaltung 

von begrünbaren Flächenbefestigungen. 171 

Anpflanzen von Bäumen 

 

168 UBA (Hrsg.), Texte 141/2021, Bessere Nutzung von Entsiegelungspotenzialen zur Wiederherstellung von Bodenfunktionen und zur Klimaanpassung, S. 

59. 
169 UBA (Hrsg.), Texte 141/2021, S. 189. 
170 Zu den die Entsiegelung steuernden Rechtsvorschriften siehe im Einzelnen Teil 1. 
171 s. Kap. 8.2 zur Rechtsnatur und Anwendbarkeit der FLL. 
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Bäume sind in der Lage, Hitzebelastung durch Beschattung und Transpiration zu mindern. Bei der Transpiration 

verdunstet Wasser über die Spaltöffnungen (Stomata) auf der Unterseite der Blätter in die Umgebungsluft. Dafür 

wird der Umgebungsluft Wärme entzogen, wodurch diese sich abkühlt. Je mehr Wasser verdunstet, desto größer 

ist die Abkühlung der Umgebungsluft.172 

Die maximale Kühlleistung eines Baumes ist abhängig von den pflanzenphysiologischen Eigenschaften wie der 

Blattgröße und -dichte, der Wurzeltiefe, der Baumgröße sowie den Standorteigenschaften.173 Werden diese bei 

der Baumauswahl berücksichtigt, lässt sich die positive thermische Wirkung eines Baumes optimieren. Auch die 

Anzahl der Bäume kann die Kühlleistung verstärken: je mehr Bäume, desto größer die Kühlleistung. 

Mit einer durchdachten Standortplanung können Planende die Transpiration und damit Kühlleistung eines 

Baumes direkt beeinflussen. Da Bäume ihre positive thermische Wirkung nur bei Sonnenschein entfalten können, 

wird empfohlen, sie so zu platzieren, dass sie zum Zeitpunkt der größten thermischen Belastung in der Sonne 

stehen.174 

Boden und Wind sind wichtige Faktoren zur Beeinflussung der Transpirationsrate eines Baumes. 

Untersuchungen haben gezeigt, dass Bäume auf einem durchlässigen Boden eine größere Stomata-Leitfähigkeit 

und dadurch eine höhere Transpirationsleistung aufweisen. Versiegelte Flächen hingegen führen zu mehr 

Trockenstress, wodurch es zu einer geringeren Stomata-Leitfähigkeit und somit zu einer geringeren Transpiration 

kommt.175 Begünstigende Wirkung auf die Transpirationsleistung eines Baumes hat auch der Wind. Durch 

Erhalten von Kaltluftkorridoren in den Städten kann die Transpiration gefördert werden. 

Durch das Anpflanzen von Bäumen lassen sich Strahlungsbilanzen von Oberflächen im städtischen Raum gezielt 

verändern. Mit ihren Kronen spenden Bäume nicht nur Schatten, sondern sie schirmen auch die kurzwellige 

Sonnenstrahlung ab, was zu einer veränderten Energiebilanz urbaner Oberflächen führt. Ein reduzierter 

Strahlungseintrag verringert die Absorption der Sonnenstrahlung an Fassaden und Straßenbelägen und 

verhindert dadurch ein Aufheizen.176 Bäume können damit sowohl das Mikroklima im städtischen Raum als auch 

das Innenraumklima in einem Gebäude positiv beeinflussen. Sie filtern darüber hinaus Schadstoffe aus der Luft 

und aus dem Boden und tragen so zur Verbesserung der Luft- und Bodenqualität bei. 

Bei der Anpflanzung von Bäumen sind die geometrischen Beziehungen von Baum, Sonnenverlauf und 

Oberflächen zu berücksichtigen. Um Hitze- und Kältebelastungen zu mindern, ist der Schattenwurf auf die 

Fassade im Sommer zu maximieren und im Winter zu minimieren. 177 

 

172 Kohler, Kühleffekt von Stadtbäumen, Der Gartenbau, Das Schweizer Fachmagazin, 2019 
173 Kohler, Kühleffekt von Stadtbäumen, Der Gartenbau, Das Schweizer Fachmagazin, 2019 
174 Stadt Nürnberg, Handbuch Klimaanpassung, S. 34 
175 Kohler, Kühleffekt von Stadtbäumen, Der Gartenbau, Das Schweizer Fachmagazin, 2019 m.w.N. 
176 Leistner et al., in: BBSR (Hrsg.), Klimaangepasste Gebäude und Liegenschaften, 2022, S. 61 
177 s. Fn. 36, S. 62 
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Rechtsvorschriften und technische Regeln 

DIN 18916  Vegetationstechnik im Landschaftsbau; Pflanzen und Pflanzarbeiten 

FLL 2015  Empfehlungen für Baumpflanzungen - Teil 1: Planung, Pflanzarbeite, Pflege 

FLL 2010   Empfehlungen für Baumpflanzungen - Teil 2: Standortvorbereitung für Neupflanzungen; 

Pflanzgruben und Wurzelraumerweiterung, Bauweisen und Substrate 

Anlegen von Gewässern 

Die Verdunstungskühlung ist ein wesentlicher Faktor bei der Minderung von Hitzestress im urbanen Raum. 

Öffentliche Wasserflächen in Parks und Straßen oder auch kleine Fließgewässer und Feuchtgebiete spenden 

gleichzeitig Kühle, schaffen Aufenthaltsqualität und tragen zum Erhalt der Biodiversität im städtischen Raum 

bei.178 Das Anlegen von Wasserflächen und die Schaffung von Retentionsräumen zur Speicherung von 

Regenwasser sind deshalb wirksame Maßnahmen, um der zunehmenden sommerlichen Hitze in Städten zu 

begegnen.  

Gebäudeebene 

Dachbegrünungen bei Gebäuden 

Hitzebelastungen lassen sich insbesondere durch städtisches Grün abmindern. In verdichteten Strukturen bieten 

sich ungenutzte großflächige Flächenreserven für die Schaffung von Grünflächen vor allem auf Dächern von 

Wohn-, Büro- und Industriebauten an. In ländlicheren Gebieten sind eher kleine Flächen auf Garagen und 

Nebengebäude mit flachen oder gering geneigten Dächern zur Begrünung vorhanden.179 

Während sich Kiesdächer und schwarze Bitumenpappe im Sommer auf etwa 50 °C bis über 80 °C aufheizen 

können, betragen die maximalen Temperaturen bei bepflanzten Dächern etwa 20 °C bis 25 °C. In klaren 

Winternächten kann die Temperatur unbepflanzter Dächer auf bis zu minus 20 °C absinken. Die jährliche 

Temperaturschwankung beträgt somit ungefähr 100 Grad Celsius. Begrünte Dächer hingegen kühlen sich im 

Winter nur auf wenig unter 0°C ab, so dass hier die Jahresschwankung nur etwa 30 Grad beträgt. Gründächer 

mindern damit die Temperaturextreme im Jahresverlauf.180 Im Sommer sind sie eine wirksame Maßnahme zum 

Schutz vor Hitze. Sie verhindern insbesondere ein Aufheizen von Dachgeschossen. Im Winter kommt es durch 

die aufgebrachte Vegetation und das Dachsubstrat zu einer Verminderung des Wärmeverlusts des Gebäudes 

und somit zu einer erhöhten Wärmedämmung des Bauteils.181 Die verbesserte Wärmedämmung wiederum führt 

 

178 Transforming Cities, Urbane Systeme im Wandel. Die Wissensplattform, Wasser ist zentraler Baustein der Klimaanpassung im urbanen Raum, 11. Mai 

2021, >Wasser ist zentraler Baustein der Klimaanpassung im urbanen Raum (transforming-cities.de)>, zuletzt abgerufen am 19.01.2023. 
179 Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau Baden-Württemberg, Städtebauliche Klimafibel Online, Dachbegrünung, 

>https://www.staedtebauliche-klimafibel.de/?p=67&p2=6.1.4>, zuletzt aufgerufen am 22.07.2022. 
180 Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau Baden-Württemberg, Städtebauliche Klimafibel Online, Dachbegrünung, 

>https://www.staedtebauliche-klimafibel.de/?p=67&p2=6.1.4>, zuletzt aufgerufen am 23.01.2023. 
181 s. Fn. 135. 

https://www.transforming-cities.de/wasser-ist-zentraler-baustein-der-klimaanpassung-im-urbanen-raum/
https://www.staedtebauliche-klimafibel.de/?p=67&p2=6.1.4
https://www.staedtebauliche-klimafibel.de/?p=67&p2=6.1.4


78 

 

zu einem geringeren Energiebedarf eines Gebäudes für Heizung und ggf. Kühlung und damit zu geringeren 

Treibhausgasemissionen. 

Begrünte Flach- und Pultdächer lassen sich gut mit aufgeständerten Photovoltaikanlagen (PV-Anlagen) 

kombinieren. Da der Wirkungsgrad von Solarzellen auch temperaturabhängig ist und die sommerliche mittägliche 

Aufheizung die Stromproduktion reduziert, könnte eine PV-Anlage kombiniert mit einem Gründach durch die 

Verdunstungskühlung der Vegetation eine höhere Stromproduktion bewirken.182 

 

Abbildung 16-1: Zeitliche Temperaturverläufe von Flachdächern mit unterschiedlicher Außenoberfläche an einem strahlungsreichen Sommertag, Quelle: 

GERTIS et al. (1977) 

Folgende Arten von Gründächern sind zu unterscheiden: 

• einfache extensive Dachbegrünung 

• höherwertige extensive Dachbegrünung 

• Biodiversitätsgründach 

• Solar-Gründach 

• Dachgarten 

• Retentionsgründach. 

 

182 s. Fn. 38 
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Rechtsvorschriften und technische Regeln 

Gründächer können im Bebauungsplan rechtsverbindlich festgesetzt werden. § 9 Absatz 1 Nr. 25 BauGB 

ermächtigt die Gemeinden zur Festsetzung von Bepflanzungen für Teile baulicher Anlagen.  

Dachbegrünungen können daneben über örtliche Bauvorschriften vorgegeben werden (§ 86 Absatz 1 Nr. 7 

MBO). Auch die entsprechende Dachform wie beispielsweise ein Flachdach kann über örtliche Bauvorschriften 

vorgegeben werden (§ 86 Absatz 1 Nr. 1 MBO). 

Fassadenbegrünungen bei Gebäuden 

• Bodengebundene Fassadenbegrünung 

Die bodenbegrünende Fassadenbegrünung wird vor der Gebäudehülle in den Boden gepflanzt. Je nachdem, ob 

selbstständig kletternde Pflanzen oder Pflanzen, die eine Rankhilfe benötigen, genutzt werden sollen, wird 

zwischen Fassadenbegrünung mit Kletterhilfen und solchen ohne Kletterhilfen unterschieden. Bei der Pflanzung 

sog. Selbstklimmer ist zu beachten, dass eine regelmäßige Beschneidung notwendig werden kann, da ihr 

unkontrollierter Wuchs zu Schäden an der Fassade führen kann. 

   

Abbildung 16-2: Minderung von Hitzeeinwirkung durch bodengebundene Fassadenbegrünung (Quelle: Bundesverband Gebäudegrün e.V.183) 

 

• Wandgebundene Fassadenbegrünung  

 

183 Bundesverband GebäudeGrün e.V., >Wirkungen, Vorteile - Bundesverband GebäudeGrün e.V. BuGG (gebaeudegruen.info)>, zuletzt aufgerufen am 

19.10.2022. 

https://www.gebaeudegruen.info/gruen/fassadenbegruenung/wirkungen-vorteile
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Bei der wandgebundenen Fassadenbegrünung ist ein direkter Bodenkontakt der eingesetzten Pflanzen nicht 

gegeben. Die Pflanzen werden stattdessen in Pflanzvorrichtungen oder Pflanzkästen eingebracht, die 

Bestandteile massiver Fassaden- oder Wandaufbauten sind. 

 

Abbildung 16-3: Minderung von Hitzeeinwirkung durch wandgebundene Fassadenbegrünung (Quelle: Bundesverband Gebäudegrün e.V.184) 

Klimatische Wirkungen von Fassadenbegrünungen 

Fassadenbegrünungen weisen zahlreiche positive klimatische Wirkungen auf. Dazu gehören 

• Verbesserung der Wärmedämmung durch Luftpolsterbildung 

• Verringerung des Wärmeverlustes durch Windabbremsung 

• Verringerung des Wärmeverlustes durch Änderung der Strahlungsverhältnisse 

• Umwandlung von Windenergie in Wärme 

• Kühlwirkung durch Verdunstung sowie durch Absorption und Reflexion der Sonnenstrahlen im Blattwerk 

• Feuchteproduktion durch Verdunstung 

• Schutz der Fassade vor starker Temperatur-, UV- und Schlagregenbeanspruchung185 

• Verbesserung des Mikroklimas um das Gebäude sowie des gesamtstädtischen Makroklimas. 

Fassadenbegrünungen können im Bebauungsplan rechtsverbindlich festgesetzt werden. § 9 Absatz 1 Nr. 25 

BauGB ermächtigt die Gemeinden zur Festsetzung von Bepflanzungen für Teile baulicher Anlagen.  

Fassadenbegrünungen können daneben über örtliche Bauvorschriften vorgegeben werden (§ 86 Abstz 1 Nr. 7 

MBO). 

 

184 Bundesverband GebäudeGrün e.V., >Wirkungen, Vorteile - Bundesverband GebäudeGrün e.V. BuGG (gebaeudegruen.info)>, zuletzt aufgerufen am 

19.10.2022. 
185 Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau Baden-Württemberg, Städtebauliche Klimafibel Online, 6.1.5 Fassadenbegrünung, > Klimafibel 

(staedtebauliche-klimafibel.de)>, abgerufen am: 18.10.2022. 

https://www.gebaeudegruen.info/gruen/fassadenbegruenung/wirkungen-vorteile
https://www.staedtebauliche-klimafibel.de/?p=68&p2=6.1.5
https://www.staedtebauliche-klimafibel.de/?p=68&p2=6.1.5
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Fassadenbegrünungen können eine Herausforderung für den Brandschutz darstellen. Bisher fehlt es an 

entsprechenden technischen Normen, Regelwerken und Regelungen in der Musterbauordnung und den 

Bauordnungen der Länder. 

Zukunft Bau Forschungsprojekt: Fire-Safe Green - Untersuchung der brandschutztechnischen 

Anwendbarkeit von begrünten Fassaden an mehrgeschossigen Gebäuden 

In dem Projekt FireSafeGreen der TU München, gefördert durch Zukunft Bau, wird das Brandverhalten von 

begrünten Fassaden und der daraus folgenden Brandweiterleitung über die Fassaden untersucht. In den 

Empfehlungen werden folgende drei Typologien unterschieden: Bodengebundene Begrünung an der Außenwand 

durch Kletterpflanzen, indirekte bodengebundene Begrünung durch von der Außenwand abgesetzte Kletterhilfen 

und begrünte Wandsysteme mit Bepflanzung in Gefäßen oder an flächigen vertikalen Vegetationsflächen (s.g. 

Living Walls). Kletterpflanzen an Rankhilfen können brandschutztechnisch allgemeingültig untersucht und im 

bewertet werden. Aus diesen Untersuchungen ergeben sich allgemein gültige Prinzipien für einen 

brandschutztechnisch sicheren Betrieb. Für Living Walls wird eine herstellerspezifische Einordnung empfohlen, 

da sich allgemeingültige Empfehlungen nicht ableiten lassen. Durch Brandversuche wurde festgestellt, dass die 

Pflanzenart selbst keinen signifikanten Einfluss auf das Brandverhalten hat. Bei allen Versuchen mit vital 

gepflegten Pflanzen findet eine horizontale Brandausbreitung nur in sehr geringem Umfang statt und alle vital 

gepflegten Pflanzen sind nach Abschalten der Flamme von selbst erloschen. Pflege und Instandhaltung einer 

begrünten Fassade sind die wichtigsten Faktoren für die Aufrechterhaltung der Brandsicherheit. 

Mit dem Projekt werden Aufschlüsse über das Brandverhalten von Fassadenbegrünung geliefert und konkrete 

Vorgaben für die sichere Verwendung von Fassadenbegrünungen geben. Hierdurch kann der flächendeckende 

Einsatz von Fassadenbegrünungen, unter Berücksichtigung des aktuellen Sicherheitsniveaus, ermöglicht 

werden. Die Erkenntnisse dieses grundlagenbasierten Forschungsvorhabens dienen sowohl den Vertretern der 

Bauaufsicht und Brandschutzdienststellen zur Bewertung der brandschutztechnischen Risikobeurteilung für 

begrünte Fassaden, als auch den Planern der Fassadenbegrünung für die Wahl und Entwicklung sicherer 

begrünter Fassaden für zukünftige Bauprojekte. Sie dienen dann als Vollzugskriterien der Bauaufsicht und 

darüber hinaus als Grundlage für eine Norm-Ergänzung vergleichbar der DIN 4102 Brandverhalten von 

Baustoffen und Bauteilen - Teil 4: Zusammenstellung und Anwendung klassifizierter Baustoffe, Bauteile und 

Sonderbauteile, Ausrichtung des Gebäudes.186 

 

186 https://www.cee.ed.tum.de/hbb/forschung/laufende-forschungsprojekte/fire-safe-green/ und 

https://www.zukunftbau.de/projekte/forschungsfoerderung/1008187-2146#projektbeteiligte  

https://www.cee.ed.tum.de/hbb/forschung/laufende-forschungsprojekte/fire-safe-green/
https://www.zukunftbau.de/projekte/forschungsfoerderung/1008187-2146#projektbeteiligte
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Ansprechpartner Thomas Engel 

 

Hochschule Weihenstephan-Triesdorf  

Fakultät Landschaftsarchitektur 

Ansprechpartnerin Prof. Dr. Swantje Duthweiler 

 

Der Energieeintrag durch Sonneneinstrahlung wird insbesondere von der Ausrichtung der Fensterflächen im 

Gebäude beeinflusst. Die Ausrichtung der Fensterflächen nach Süden ist zu bevorzugen, da hier die Sonne am 

höchsten steht und am wenigsten direkte Einstrahlung auftrifft. Fenster, die nach Osten oder Westen ausgerichtet 

sind, bewirken durch den tieferen Sonnenstand und schrägen Lichteinfall höhere Wärmeeinträge. Insbesondere 

am Vor- und Nachmittag kann es dann zu Überwärmung kommen. 

Raumgeometrie 

Je kompakter ein Gebäude ist, desto weniger Wärme bzw. Kälte kann über die Gebäudehülle in die Umgebung 

entweichen. Die Kompaktheit eines Gebäudes wird durch das Verhältnis der wärmeabgebenden Gebäudehülle 

(A) zum beheizten Volumen (V) angegeben. Je kleiner das A/V-Verhältnis ist, desto geringer ist der 

Energiebedarf bzw. Kälteverlust des Gebäudes pro m2. 

Fensterflächenanteil / Verglasung 

Ein hoher Glasanteil ist zwar gut für die Tageslichtversorgung, trägt aber maßgeblich zur Überhitzung im Sommer 

bei. Die Dimensionierung des Fensterflächenanteils sollte daher als Kompromiss geplant werden – ausreichend 

groß, dass die Tageslichtversorgung gewährleistet ist, jedoch ansonsten minimiert, um sommerliche 

Überwärmung möglichst und winterliche Auskühlung zu begrenzen. 

Zusätzlich kann der Überhitzung entgegengewirkt werden, in dem eine Sonnenschutzverglasung genutzt wird. 

Der Gesamtenergiedurchlassgrad (g-Wert) sollte möglichst gering sein. Moderne Gläser haben einen g-Wert von 

ca. 0,25 – 0,65187, dementsprechend wird die eindringende Energie auf 25 – 65% reduziert. Dabei ist jedoch 

darauf zu achten, dass der Komfort nicht durch verändertes Lichtspektrum oder Farbwahrnehmung beeinträchtigt 

wird. 

 

187 https://www.klimawandelanpassung.at/newsletter/nl31/kwa-hitzetaugliche-wohngeb 
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Farbe des Baukörpers 

Für die Erwärmung von Oberflächen ist in erster Linie das kurzwellige Absorptionsverhalten des Baukörpers 

ausschlaggebend. Kurzwellige Sonnenstrahlen werden in Abhängigkeit von der Wellenlänge des einfallenden 

Lichts, vom Material, der Oberflächenbeschaffenheit und der Farbgebung von städtischen Oberflächen 

absorbiert, transmittiert oder reflektiert. 

Dunkle Oberflächen erwärmen sich aufgrund einer höheren Absorption schneller als helle Oberflächen.188 

Die Größe zur Bestimmung der thermischen Beanspruchung kann über die Albedo angegeben werden. Die 

Albedo definiert die Helligkeit von Körpern sowie Oberflächen und gibt an, wie groß der reflektierende 

Strahlungsanteil ist. Eine Albedo von 0,1 bedeutet, dass 10 % der einfallenden Strahlung vom Material reflektiert 

und 90 % absorbiert werden.189 

Verschattung  

Verschattung trägt dazu bei, den sommerlichen Wärmeeintrag in ein Gebäude zu reduzieren. Als besonders 

wirksam erweist sich ein außenliegender Sonnenschutz. Verschattung wird auch durch Überbauten, z.B. 

Balkone, Dachüberstände und außenliegenden Sonnenschutz gewährleistet. 

Bauteilebene 

Sommerliche Wärmebelastungen in Wohnungen werden über Berechnungen nach DIN oder eine thermische 

Gebäudesimulation ermittelt. Dabei sind thermische Ausdehnungskoeffizienten materialspezifisch in technischen 

Regelwerken festgelegt. 

Thermische Bauteiluntersuchungen werden zum Bezugswert von 26 °C durchgeführt. Ermittelt werden 

Übertemperaturgradstunden. Der Wert beinhaltet die jährliche Summe der stündlichen Überschreitungen des 

Bezugswertes der Operativtemperatur im Innenraum eines Gebäudes. 

Eine mangelnde Berücksichtigung baulicher Maßnahmen wird oft durch energieintensive Anlagentechnik (bspw. 

Klimaanlagen) kompensiert. Dies sollte vermieden werden, ihr Betrieb verursacht einen hohen Energieverbrauch 

und hohe Kosten.190 

 

188 BBSR, Zukunft Bauen, Klimaangepasste Gebäude und Liegenschaften, S. 51. 
189 Mehra, S.-R. 2021; BBSR, Zukunft Bauen, Klimaangepasste Gebäude und Liegenschaften, S. 51. 
190 BBSR, Zukunft Bauen, Klimaangepasste Gebäude und Liegenschaften, S. 110. 
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Technische Regelwerke auf Gebäudeebene 

Einteilung Deutschlands in drei Sommerklimaregionen (DIN 4108-2), 15 Klimaregionen (DIN 18599-10) 

DIN 4108-2:2013-02: Wärmeschutz und Energieeinsparung in Gebäuden – Teil 2: Mindestanforderungen an den 

Wärmeschutz, Kap. 8: Mindestanforderungen an den sommerlichen Wärmeschutz 

DIN V 18599:2011-12: Energetische Bewertung von Gebäuden in Verbindung mit DIN V 18599-1 Berichtigung 

1:2013-05. 

Thermische Gebäudesimulation entsprechend GEG und DIN 4108-2:2013-02 

 

 

Abbildung 16-4: Darstellung exemplarischer Klimaanpassungsmaßnahmen gegen Einwirkungen von Hitze 
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16.2 Wasser 

Ausgangssituation 

Nach starkem Regen kann es bei fast allen Gewässern zu Überschwemmungen kommen. Berg- und Wildbäche 

können zusätzlich Schwemmgut – Schlamm, Geröll und Baumstämme mitreißen. Die Kraft von Wasser und 

Schwemmgut kann massive Schäden und Zerstörung an Gebäuden anrichten. Nässe kann weitere 

Schädigungen an Innenausbauten und technische Einrichtungen im Gebäude verursachen. 

Nach starkem Regen bleibt ein Teil des Niederschlags auf der Bodenoberfläche, so dass das Wasser nicht mehr 

rasch versickern kann. Je nach Gefälle und Beschaffenheit des Geländes fließt das Wasser anschließend als 

Oberflächenabfluss ab (auch „Sturzflut“ oder engl. „surface runoff“ genannt). Die Fließwege folgen größtenteils 

der Topographie und werden dabei von Feinstrukturen wie Straßen, Fahr- und Bearbeitungsspuren auf 

Feldwegen respektive Äckern und anderen „Hindernissen“ beeinflusst. Je steiler und glatter die Bodenoberfläche, 

desto schneller fließt das Wasser ab. 

Stets den tiefsten Punkt suchend, sammelt sich das Wasser in Senken und Mulden an – somit auch in 

ungeschützten Kellern und Tiefgaragen. Dort kann es großen Schaden anrichten und auch Menschen in 

Lebensgefahr bringen. Bereits geringe Wassertiefen von 20-30 cm können dazu führen, dass sich Türen nicht 

mehr öffnen lassen und Personen eingeschlossen werden. Zudem können Fenster und Türen bei weiter 

steigendem Wasserdruck plötzlich versagen, wodurch ganze Räume innerhalb von Sekunden geflutet werden 

können. 

Die Auswirkungen von Oberflächenabfluss sind mit denen von Hochwasser - ausgehend von Bächen, Flüssen 

oder Seen - vergleichbar.  Durch Nässe, Verschmutzung und Ablagerung von Feststoffen können am und im 

Gebäude große Sachschäden entstehen. Die Schadenwirkung reicht typischerweise über die maximale 

Überschwemmungshöhe hinaus (Luftfeuchtigkeit, Kapillaritär). Erfahrungsgemäß sehr kostenintensiv sind 

Schäden an technischen Anlagen wie Heizung, Fahrstuhl, Elektrohauptverteilung oder der IT-Infrastruktur. 

Ebenfalls kostspielig sind Schäden an Außenwärmedämmungen, falls diese großflächig repariert oder ersetzt 

werden müssen. Auch chemische Reaktionen mit gelagerten Stoffen, bzw. deren Einlagerung oder Austragung 

können schwerwiegende Folgen haben (z. B. durch einen aufschwimmenden Öltank). 

Sicherheit beginnt bei der Planung. Daher kann durch entsprechende bauliche Maßnahmen ein guter Schutz 

gegen eindringendes Wasser erreicht werden. 

Mögliche Maßnahmen 

Starkregen: 

Bei Starkregen besteht die Gefahr von Überflutungen. Diese können durch ihr plötzliches und unerwartetes 

Auftreten besonders gefährlich sein. In ebenerdig liegende und unterirdische Räume kann mangels 

ausreichenden Abflusses oder durch Rückstau Wasser eindringen. 
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Unterspülungen und schwankende Grundwasserstände können den Untergrund aufweichen und die 

Standfestigkeit von Gebäuden gefährden, aber auch Muren und (Schlamm-)lawinen auslösen. Grundwasser 

kann durch nicht ausreichend abgedichtete Kellerböden und Kellerwände in das Innere des Gebäudes 

eindringen. Leichte Bauten können aufschwimmen. 

Ziele: 

• Vermeidung von Schädigungen am Gebäude 

• Vermeidung von Verschleiß der Bauteile oder der Oberflächen der Gebäudehülle 

• Vermeidung von Wassereindringen durch die Gebäudehülle 

• Vermeidung der Entstehung des Hochwassers 

• Sammeln und Verwendung des Regenwassers 

Maßnahmen: 

• Bau auf Grundstücken in ausgewiesenen Hochwassergefahrengebieten vermeiden 

• Eindringen von Wasser durch bauliche Maßnahmen vermeiden 

• Identifizieren von gefährdeten Stellen bei einem bestehenden Gebäude und Umsetzen von 

Dichtungsmaßnahmen mit Abschirmungen wie z.B. Schutzmauern oder Dämmen 

• Überdachung von Zugängen und Zufahrten als unterstützende Maßnahmen 

• Ausreichende Überdachung von Zugängen und Zufahrten schützen die sich dort befindenden 

Menschen, Gegenstände und Fahrzeuge 

• Ausreichende Überdachung von Zugängen und Zufahrten schützen darunter befindliche Wände, Türen 

und Fenster vor dem Eindringen von Wasser 

 

Versiegelung 

Ein gegen Starkniederschlag resilientes Areal sollte einen geringen Versiegelungsgrad mit hohem Anteil 

an durchlässigen Flächen aufweisen, die zum Teil begrünt und zum Teil mit wasserdurchlässigem 

Boden gestaltet sind. 

 

Versickerung, Entwässerung 

Gute Versickerungs- und Entwässerungsmaßnahmen erhöhen den Verdunstungs- und 

Versickerungsanteil, senken die Abflussspitzen und das Abflussvolumen und mindern damit die 

Überschwemmungsgefahr. Durch die gezielte Erhöhung der Versickerungs- und Verdunstungsflächen 

verringert sich der abflusswirksame Niederschlag auf dem gesamten Areal. Konkrete Maßnahmen sind 

u.a. wie folgt: 

o Muldenversickerung  

o Regengarten 

o Bioretention. 
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Maßnahmen, die die Standsicherheit erhöhen sind beispielsweise: 

o Vorgelagerter Bau von Anprallmauern gegen Schwemmgut und statisch verstärkte Ausbildung, 

wenn Gebäude an möglichen Fließrichtungen aufgrund topographischer Lage liegt 

o Tiefere Gründung bzw. nachträgliche Verstärkung der Verankerung im Gründungsbereich. 

Die entsprechenden planungsrechtlichen Handlungen sind beispielsweise: 

• Natürliche Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 und Nr. 16 d) 

BauGB) → gleichzeitig Förderung der Entsiegelung 

• Festsetzungskatalog in § 9 BauGB wird durch speziellere Rechtsvorschriften ergänzt (bspw. § 36a Abs. 

3 i.V.m. § 26 Abs. 2 BWG, der die Festsetzung der erlaubnisfreien Versickerung von 

Niederschlagswasser zulässt (s.o.)) 

• Planung, Bau und Betrieb von Versickerungsanlagen (Technische Regel DWA-A 138). 

       
Abbildung 16-5: Bild links: Beispiel: Muldenversickerung mit blühenden Pflanzen191 ; Bild Mitte: Beispiel eines Raingarden192; Bild rechts: Beispiel für 

Bioretention193 

Maßnahme - Gründach 

Der erhöhte Verdunstungsanteil sowie die erhöhte Dämmwirkung der Dachbegrünung wirken sich positiv auf das 

Klima im Gebäude und auf dem Areal aus.194 

Dachbegrünungen sind mit regenwasseraufnahmefähigen, pflegeleichten und stabilen Pflanzen zu planen, so 

dass das aufgenommene Regenwasser mit der Zeit langsam verdunsten kann. 

Geeignete Entwässerungsmaßnahmen sind z.B. 

• Eine geeignet geplante Dachneigung (Aufteilung und Steilgrad) sorgt für eine saubere und rechtzeitige 

Entwässerung auf dem Dach. 

 

191 Quelle: Naturverträgliche Regenwasserbewirtschaftung, Umweltschutzamt / Abt. III Untere Wasserbehörde, Freiburg im Breisgau 
192 Quelle: https://www.designingbuildings.co.uk/wiki/Rain_garden, Download 24.5.2019 
193 Quelle: https://www.landtech.com/home/bioretention-post-construction-stormwater-managment, Download 24.5.2019 
194 Brune, M., Bender, S. und Groth, M. (2017): Gebäudebegrünung und Klimawandel. Anpassung an die Folgen des Klimawandels durch 

klimawandeltaugliche Begrünung. Report 30. Climate Service Center Germany, Hamburg. 
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• Gut angelegte Wasserabfuhrrohre sorgen für rechtzeitige Abfuhr und effektives Aufsammeln des 

Regenwassers auf dem Dach. Im Allgemein haben Abflussrohre für Einfamilienhäuser einen 

Durchmesser von 100 bis 150 mm. Bei größeren Gebäuden oder in Regionen mit hohem 

Niederschlagsaufkommen können größere Rohrdurchmesser erforderlich sein. Als Faustregel gilt, dass 

die Gesamtkapazität der Abflussrohre ausreichend groß sein sollte, um die Niederschlagsmenge zu 

bewältigen, die typischerweise innerhalb einer Stunde während des stärksten Sturms in jeweiliger 

Region auftritt. Die Größe der Regenwasserrohre muss auf jeden Fall den örtlichen Vorschriften und 

den spezifischen Anforderungen des Gebäudes entsprechen. 

• Bei überdachtem Dachpavillon sollte auf die Baustabilität gegenüber Starkregen geachtet werden, z.B. 

durch stabile Überdachung, Glasscheiben, Blumen-/Pflanzentöpfe, Gartenmöbel etc. um Material- und 

Bauschädigungen durch z.B. Umfallen oder Wegfliegen zu vermeiden. 

• Empfehlung des Dachaufbaus: Extensive Begrünung, Schichtaufbau, grobes Material (Blätter, Steine) 

zum Schutz der Dachoberfläche vor Wind, Regen oder Schnee. 

• Auf Flachdächern kann die Dachbegrünung mit der Installation von Photovoltaik-Anlagen kombiniert 

werden indem die PV-Panels leicht erhöht auf Stelzen angebracht werden. 

    
Abbildung 16-6: Bild links: Extensive begrünte Dachflächen am Beispiel des 2000-W-Areals Freilager / Zürich, Schweiz195; Bild rechts: Filtersystem für 

Grobmaterial auf extensiv begrünter Dachfläche, Areal Freilager / Zürich, Schweiz196. 

Eine Dachflächenbegrünung erfüllt wertvolle Funktionen:  

• Sie ergänzt die Wärmedämmung 

• schützt die Dachdichtung 

• bietet Lebensraum für Pflanzen und Tiere 

• hält Regenwasser zurück 

• verbessert das Mikroklima  

 

195 Foto: Intep / Heidi Mittelbach 
196 Foto: Intep /Heidi Mittelbach 
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und stellt wichtige Ausgleichs- bzw. Erholungsflächen zur Verfügung. 

Durch die Kombination von Dachbegrünung und Solarnutzung ergeben sich wertvolle Synergien: Begrünte 

Dächer bewirken eine reduzierte Umgebungstemperatur, was zu einer Erhöhung des Wirkungsgrades der 

Solarzellen führt. Während offene Dachoberflächen aus Bitumenschweißbahnen oder hochpolymeren 

Dachbahnen typische Oberflächentemperaturen zwischen 70°C und 80°C erreichen, sinken diese bei einer 

Kiesschüttung bereits auf Werte zwischen 50° und 65° C. Bei begrünten Dachflächen entstehen jedoch nur 

Temperaturen von etwa 35°C. 

Ein sinnvoll begrüntes und gut gepflegtes Flachdach erhöht die Effizienz der Photovoltaikanlage. Eine 

Dachoberfläche, die mit den geeigneten Pflanzen begrünt ist, weist deutlich niedrigere Temperaturen auf und 

vermindert damit die Hitzeabstrahlung an die Solarmodule, was einen positiven klimatischen Effekt erzeugt. 

Ergänzend wird auf die Ausführungen unter dem Punkt «Hitze» verwiesen. 

    
Abbildung 16-7: Bild links: Dachbegrünung unter PV-Anlagen, Bild: Zinco Unterensingen197; Bild rechts: Dachbegrünung zwischen PV-Anlagen198 

Maßnahme – Sammlung des Regenwassers 

Diese Maßnahme stützt sich auf die Nutzung des Regenwassers, welches von den Dachflächen gesammelt wird. 

Die anfallende Regenwassermenge kann Leitungswasser für die Bereiche Bewässerung der Außenbegrünung, 

Gebäudereinigung sowie für WC-Spülungen teilweise substituieren. Das Wasser kann in einem Teich überirdisch 

oder in einen Unterboden-Pool unterirdisch gesammelt werden und bei Bedarf nach Reinigung benutzt werden.  

 

197 Quelle: https://www.baunetzwissen.de/solar/fachwissen/pv-am-gebaeude/pv-auf-gruendaechern-845352, Download 28.05.2019 
198 Quelle: https://www.diemeister.ch/mitglied/12/merz-egger-ag, Download 28.05.2019 
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Abbildung 16-8: Offene Wasserfläche vor dem Forum Chriesbach auf dem Campus Empa Eawag (Dübendorf, Schweiz) 

 

 

Abbildung 16-9: intep-Projekt: Konzept zur Nutzung des Dachregenwassers sowie Reduktion des Wasserverbrauchs durch technische Maßnahmen. 

Schematische Darstellung am Beispiel ‚Headquarter Landsea‘. 
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Abbildung 16-10a: intep-Projekt: Konzept zur Nutzung des Dachregenwassers sowie Reduktion des Wasserverbrauchs durch technische Maßnahmen. 

Schematische Darstellung am Beispiel ‚Headquarter Landsea‘. 

Gute Abwasser- und Regenwasserableitsysteme sind insbesondere für den Überlastungs- und Rückstaufall so 

auszulegen, dass das Wasser nicht in das Innere des Gebäudes oder hinter Absperrungen gelangen kann.  

Von Starkregen verursachte Hochwasser 

Die baulichen Maßnahmen zum Hochwasserschutz müssen permanent gewährleistet sein. Dazu gehören 

Maßnahmen in folgenden Bereichen: 

• Lage des Gebäudes 

Die Grundstücksbeschaffenheit und Topografie des Grundstücks spielen hier die entscheidenden Rolle. 

Das Gefälle der umliegenden Flächen sollte nicht direkt auf Gebäude zulaufen. Falls sich das Gebäude 

auf einem Hang befindet, kann man gezielt mit Flutmulden oder Ausgleichsflächen den Wasserfluss 

abgleichen. Die Bodensenken sollten so ausgerichtet sein, dass sich das Wasser auf dem Grundstück 

gleichmäßig verteilt, großflächig versickert oder von dem Haus weggeleitet wird. Das Grundstück sollte 

zusätzlich mit Einfassungsmaßnahmen wie Mauern, Verwallungen, Schwellen oder Zufluss-Sperren 

gegen Hochwasser gesichert sein. Die Abflussführung sollte immer in risikoarme Grundstücksbereiche 

gelegt werden und nicht in Richtung des Nachbargrundstücks. 

• Erdgeschoss 

o Der Fußboden des Erdgeschosses sollte über Geländeoberkante liegen. Die barrierefreie 

Erschließung des Gebäudes ist dabei sicherzustellen. 

o Ebenerdige Hauseingänge sollten durch Treppen oder Rampen sowie Errichten von 

Bodensenken, Bodenschwellen und Aufkantungen oder Barriere-Systeme vor 

Überschwemmungen geschützt werden. Die barrierefreie Erschließung des Gebäudes ist dabei 

sicherzustellen. 
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o Ebenerdige Fenster und Haustüren stellen bei Überschwemmungen ebenfalls ein beachtliches 

Gefahrenpotential dar. Eine kostengünstige, aber wirkungsvolle Maßnahme ist, Fenster und 

Türen nicht wie üblicherweise mit der Öffnungsrichtung nach innen zu installieren, sondern so, 

dass sie sich nach außen gerichtet öffnen. So bleiben sie bei Hochwasser länger dicht. Der 

Druck des Wassers wirkt von außen und sorgt dann dafür, dass der Fensterflügel oder die 

Haustür in die Dichtung gedrückt werden.199 

• Unterkellerung 

o Beim Thema „Schutz vor Überschwemmung“ ist der Keller der schwerwiegende Schwachpunkt 

eines Gebäudes. Entwässerungsleitung, Dränung und gut abgedichtete Kellerwände sind 

hierfür die Lösungen. 

o Wasser kann über Kellerfenster und Kellertüren eindringen. Insbesondere dann, wenn sie 

unterhalb des Grundstücksniveaus liegen. Hier hilft eine Abdeckplatte mit Dichtung. Der 

druckwasserdichte Wandanschluss ist hierfür unverzichtbar. Die Kellerfenster und -türen sollten 

von der Ausführung her unbedingt druckwasserdicht sein. 

o Lichtschächte in Kellern sind auch Gefahrstellen im Fall von Hochwasser. Eine einfache und 

kostengünstige Maßnahme ist die Erhöhung der Lichtschachtoberkante. Zudem sind 

wasserdichte Abdeckungen für Kellerlichtschächte eine gute Lösung. 

Es sollte gesetzlich vorgeschrieben sein (z.B. im Bebauungsplan oder in Hochwasserschutzgesetzen), dass 

Wände, Türen und Fenster der Keller und der unteren Geschosse gegen Eindringung von Hochwasser zu 

sichern sind, d.h. die Dichtungen und Materialien müssen gegen Eindringung und Schädigung durch Hochwasser 

geeignet ausgewählt und konstruktiv ausgeführt sein. 

Die relevanten DIN-Normen sind: 

• DIN 4108-3: Wärmeschutz und Energie-Einsparung in Gebäuden - Teil 3: Klimabedingter Feuchteschutz 

- Anforderungen, Berechnungsverfahren und Hinweise für Planung und Ausführung 

• DIN 18531-1: Abdichtung von Dächern sowie Balkonen, Loggien und Laubengängen - Teil 1: Nicht 

genutzte und genutzte Dächer - Anforderungen, Planungs- und Ausführungsgrundsätze 

• DIN 1986-100: Entwässerungsanlagen für Gebäude und Grundstücke - Teil 100: Planungs- und 

Berechnungsgrundlagen 

• DIN 18195-1: Bauwerksabdichtungen - Teil 1: Anforderungen an Abdichtungen 

• DIN 19684-1: Schutz baulicher Anlagen gegen drückendes Wasser bis 10 m Tiefe - Teil 1: 

Anforderungen an den Schutz. 

 

199 https://www.sanier.de/feuchtigkeitsschaeden/so-schuetzen-sie-ihr-haus-vor-ueberschwemmung 
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Abbildung 16-11: Darstellung exemplarischer Klimaanpassungsmaßnahmen gegen Einwirkungen von Starkregen / Hochwasser 
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16.3 Wind 

Ausgangssituation 

Der Einwirkung Wind wird hauptsächlich durch die statische Bemessung eines Gebäudes auf Winddruck und 

Windsog Rechnung getragen. Die zu Grunde zu legenden Lasten sind dabei in der DIN EN 1991-1-4:2010-12 

und dem Nationalen Anhang festgeschrieben. Die Windgeschwindigkeiten und –drücke werden in der Norm 

standortbezogen durch die Windzonenkarte aufgezeigt. 

Aktuell ist im mitteleuropäischen Raum keine klare Tendenz hin zu einer Erhöhung der mittleren Bemessungs-

Windgeschwindigkeiten infolge eines Klimawandels erkennbar200. Eine Anpassung der anzusetzenden 

Windlasten an den Klimawandel steht daher nicht unmittelbar an. Jedoch ist zunehmend mit verstärkten lokalen 

unwetterartigen Stürmen bzw. Gewitterstürmen zu rechnen, weshalb eine Auslegung der Baukonstruktionen auf 

erhöhte Lasteinwirkungen sinnvoll erscheint. Dem gesetzlich verankerten Vorsorgeprinzip könnte z.B. Rechnung 

getragen werden, indem zwar nicht die mittleren Winddrücke in der DIN EN 1991-1-4:2010-12 erhöht werden, 

sondern durch einen Zuschlagsfaktor auf den Teilsicherheitsbeiwert die Bemessungslast erhöht wird, um stärkere 

Einwirkungen abdecken zu können.  

Dabei gilt es jedoch, eine unverhältnismäßige Überdimensionierung zu vermeiden, da dies zu übermäßigem 

Materialverbrauch und negativen Auswirkungen auf Ressourcen- und Klimaschutz führen könnte. Hier ist daher 

insbesondere auch die standortspezifische Gefährdungssituation zu berücksichtigen. Die folgenden Maßnahmen 

sind dementsprechend als Möglichkeiten zur Ertüchtigung zu verstehen, wenn das spezifische Risiko als hoch 

eingestuft wird und seitens des Bauherrn eine höhere Sicherheit vor Schäden gewünscht ist. 

Mögliche Maßnahmen201 

Grundstück 

• In Abhängigkeit der vorherrschenden Windrichtung sollte der Baukörper auf dem Grundstück 

entsprechend positioniert und ausgerichtet werden, um möglichst günstige Strömungsverläufe zu 

erzeugen. Vorgaben hierzu wären im Rahmen der Bauleitplanung im Bebauungsplan (§ 9 Abs. 1 Nr. 2-3 

BauGB, konkretisiert durch §§ 22 und 23 BauNVO) möglich. 

• Um den Baukörper vor Windeinwirkungen zu schützen können Schutzhecken oder -wände auf dem 

Grundstück vorgesehen werden. Die Vorteilhaftigkeit ist je nach örtlicher Situation zu beurteilen. 

Vorgaben hierzu wären im Rahmen der Bauleitplanung im Bebauungsplan möglich. Bei Bepflanzungen 

sollte auf Arten mit geringer Bruchanfälligkeit geachtet werden. 

 

200 Fahrion et. al., KLIBAU – Weiterentwicklung und Konkretisierung des Klimaangepassten Bauens: Endbericht, 2019 
201 Zur Identifikation der Maßnahmen wurden u.a. folgende Quellen benutzt: Fahrion et. al., KLIBAU – Weiterentwicklung und Konkretisierung des 

Klimaangepassten Bauens: Handlungsempfehlungen für Planer und Architekten, 2020. Kind, C. et.al., KLIBAU - Klimaanpassung und Normungsverfahren, 

2022. Steckbrief 4.1.5, Widerstandsfähigkeit gegen Naturgefahren, Bewertungssystem Nachhaltiges Bauen, 2015. ESKAPE – Checklist für eine 

klimaangepasste Bauleitplanung.  
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• Baumbestand sollte regelmäßig gepflegt und fachgerecht beschnitten werden, um Schäden an 

Gebäuden aufgrund von Astbruch oder umstürzenden Bäumen zu vermeiden. Eine gesetzliche 

Regelung wäre denkbar, z.B. über eine Landes-Baumschutzverordnung. 

Gebäude 

• Baukörper, Bauform, Kompaktheit: Die Ausgestaltung des Baukörpers hat wesentlichen Einfluss auf die 

Auswirkungen von Windlasten. Durch eine einfache Geometrie, den Verzicht auf Versprünge, 

Auskragungen oder angehängte Balkone wird der Strömungsverlauf günstig beeinflusst und vulnerable 

Bauteile werden vermieden bzw. geschützt. Vorgaben hierzu wären im Rahmen der Bauleitplanung im 

Bebauungsplan möglich. 

• Um ein Gebäude grundsätzlich gegenüber Windeinwirkungen robuster zu gestalten, erscheint eine 

Erhöhung der Lastannahmen sinnvoll. Wie in der Ausgangssituation beschrieben könnte alternativ zu 

einer Erhöhung der mittleren Winddrücke der Ansatz eines Zuschlagsfaktors auf den 

Teilsicherheitsbeiwert in der DIN EN 1991-1-4:2010-12 eingeführt werden, um Einwirkungen aus 

lokalen, unwetterartigen Sturmereignissen Rechnung zu tragen. 

• Die Höhe eines Gebäudes wirkt sich maßgeblich auf die einwirkende Windlast aus. Eine Reduktion bzw. 

Beschränkung der Gebäudehöhe ist daher eine effektive Maßnahme und kann im Rahmen des 

Bebauungsplans geregelt werden. 

• Um die Widerstandsfähigkeit der Gesamtstruktur zu erhöhen, sollte die Gebäudesteifigkeit optimiert 

werden. Hierzu eignet sich z.B. die Ausführung mit massiven Wänden und Zwischendecken, um eine 

wenig schwingungsanfällige Konstruktion zu gewährleisten. Auch zur Auslegung der aussteifenden 

Bauteile werden Windlasten zugrunde gelegt, die in der DIN EN 1991-1-4:2010-12 durch entsprechende 

Zuschlagsfaktoren erhöht werden könnten, um lokalen Sturmereignissen Rechnung zu tragen. 

• Der Verzicht auf offene Wände oder Tore trägt ebenfalls zur Widerstandsfähigkeit bei, so dass der 

Winddruck sich nicht innerhalb der Konstruktion fängt. Alternativ sind je nach Situation ggf. besondere 

Sicherungsmaßnahmen vorzusehen. Vorgaben hierzu könnten durch eine Örtliche Bauvorschrift 

hinsichtlich der äußeren Gestaltung gemäß §86 Musterbauordnung bzw., falls entsprechend 

übernommen, der Landesbauordnungen formuliert werden. 

• Große Glasflächen (auch Oberlichter, Kuppeln), die eine geringere Robustheit gegenüber Winddruck 

und umherfliegenden Gegenständen aufweisen, sollten minimiert und der Verglasungsanteil insgesamt 

verringert werden. Auch hierzu wären Regelungen durch eine Örtliche Bauvorschrift gemäß §86 

Musterbauordnung möglich. 

• Schwingungsanfällige Aufbauten wie z.B. Masten, Antennen oder hohe Schornsteine sollten vermieden, 

in der Höhe reduziert oder durch besondere konstruktive Maßnahmen gesichert werden. Vorgaben 

diesbezüglich sind z.B. durch einen Zuschlagsfaktor auf die Windlasten in der DIN EN 1991-1-4:2010-12 

oder auch entsprechende Vorgaben in der Norm zur Bemessung und Konstruktion von Stahlbauten 

(Türme, Masten, Schornsteine) DIN EN 1993-3-2:2010-12 denkbar. 
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• Befestigungskonstruktion von z.B. Aufbauten, Bekleidungen, Brüstungen oder ähnlichem können zur 

Erhöhung des Widerstands gegenüber Windsog auf ein höheres Lastniveau ausgelegt werden. Dies 

kann wiederum durch einen Zuschlagsfaktor auf die Windlasten in der DIN EN 1991-1-4:2010-12 oder 

z.B. auch durch Vorgaben im Hinblick auf die Befestigung von Dachziegeln in der DIN EN 14437:2005-

02 mittels Sturmhaken erfolgen. 

Bauteil Dach 

• Um das Dach gegenüber Windeinwirkungen robuster zu gestalten, erscheint eine Erhöhung der 

Lastannahmen sinnvoll, z.B. über Ansatz eines Zuschlagsfaktors in der DIN EN 1991-1-4:2010-12, um 

Einwirkungen aus lokalen, unwetterartigen Sturmereignissen Rechnung zu tragen. 

• Soweit möglich sollte auf große Dachüberstände, Vordächer oder stark überhängende Traufen 

verzichtet werden. Gegebenenfalls ist die Bemessung solcher Bauteile auf einem höheren Lastniveau 

oder alternativ bauliche Sicherungsmaßnahmen sinnvoll. Vorgaben hierzu sind entweder über den 

Bebauungsplan oder über eine Örtliche Bauvorschrift gemäß §86 MBO denkbar.  

• Dachform:  

o Eine einfache Geometrie des Daches ist für die Widerstandsfähigkeit zu bevorzugen. Vorgaben 

hierzu sind im Bebauungsplan denkbar. 

o Ebenso sollte auf eine möglichst geringe Anzahl von Versprüngen, Durchdringungen, 

Anschlüssen und Dachaufbauten geachtet werden. Hierzu wären Regelungen über eine 

Gestaltungsvorschrift (Örtliche Bauvorschrift gemäß §86 MBO) möglich. 

o Für die Dachneigung ist ein mittlerer Wert zwischen 25-40 Grad anzustreben. Vorgaben 

können im Bebauungsplan erfasst werden. 

o Die Zugänglichkeit und Begehbarkeit des Daches sollte gewährleistet sein, um den Zustand 

und ggf. Schäden begutachten und mit geringem Aufwand beheben zu können. Regelungen 

hierzu könnten ggf. analog zur Norm bzgl. der Einrichtungen für Schornsteinfegerarbeiten, DIN 

18160-5, in einer separaten Norm formuliert werden. 

o Flachdächer sind insbesondere dem Windsog ausgesetzt. Hierbei spielt die Gestaltung der 

Attika eine wesentliche Rolle, eine Ausrundung sowie moderate Höhe wirkt sich hier vorteilhaft 

aus. Vorgaben diesbezüglich wären über eine Örtliche Bauvorschrift gemäß §86 MBO, oder 

ggf. den Bebauungsplan denkbar. Alternativ oder zusätzlich kann die Windsogbelastung über 

Ansatz eines Zuschlagsfaktors in der DIN EN 1991-1-4:2010-12 erhöht werden. 

o Beim Steildach widersteht der Dachstein üblicherweise durch sein Eigengewicht dem Windsog. 

Zusätzlich ist Sicherung der Dachsteine über Sturmhaken vorgeschrieben, die die Steine mit 

der Lattung verbinden. Die Anzahl der Sturmhaken wird über die DIN EN 14437:2005-02 

bestimmt, hier ließe sich ein höheres Anforderungsniveau festschreiben, oder alternativ die 

Windsogbelastung über Ansatz eines Zuschlagsfaktors in der DIN EN 1991-1-4:2010-12 
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erhöhen. Gleiches gilt für die Befestigung der Lattung an den Sparren, die auf den erhöhten 

Windsog ausgelegt sein muss. 

o Mittlerweile sind diverse Dachaufbauten gängige Praxis, wie z.B. PV-Anlagen oder 

Solarthermie, die nicht explizit schwingungsanfällig sind. Hier ist ebenso wie bei Dachsteinen 

auf eine Befestigung zu achten, die ausreichend auf Windsog dimensioniert ist. Auch hier ließe 

sich die einwirkende Kraft in der DIN EN 1991-1-4:2010-12 erhöhen. Als Befestigungsarten 

kommt z.B. bei Flachdächern auch die Ballastierung in Frage, die sich im Fall eines Gründachs 

gut mit kombinieren lässt, indem das Substrat zur Ballastierung genutzt wird. Bei 

Solarelementen sollte auf die Anordnung der Module geachtet werden, so dass Windsog 

reduziert wird. Maßnahmen sind hier z.B. ein flacher Aufstellwinkel oder ein Rücken- bzw. 

Seitenschild. Vorgaben hierzu wären im Rahmen einer Örtlichen Bauvorschrift gemäß §86 

MBO denkbar. 

Bauteil Fassade 

• Die gesamte Tragkonstruktion der Fassade muss ausreichend auf Winddruck bzw. –sog gemäß DIN EN 

1991-1-4:2010-12 ausgelegt sein. Hier bietet es sich an, lokale unwetterartige Ereignisse über 

Zuschlagsfaktoren zu erfassen und die Lasten zu erhöhen. 

• Auf Bekleidungen der Fassaden sollte möglichst verzichtet werden. Die kann beispielsweise über die 

Örtliche Bauvorschrift gemäß §86 MBO geregelt werden. Alternativ sollten sowohl Bekleidung als auch 

zugehörige Befestigungen und Unterkonstruktionen auf höhere Lasten ausgelegt werden, z.B. über 

Zuschlagsfaktor in DIN EN 1991-1-4:2010-12. Ebenfalls möglich wäre an dieser Stelle ein Verweis in der 

DIN 18516-1, die die Anforderungen an Außenwandbekleidungen regelt. 

• Besondere Aufmerksamkeit sollte der witterungsschützenden Schicht der Fassade zukommen. Bei Putz 

mit witterungsschützender Funktion sollte dieser verstärkt ausgeführt werden z.B. durch zusätzliche 

Gewebelagen oder erhöhte Zugfestigkeit. Hierzu bieten sich Vorgaben in der DIN 18550-1:2018-01 zur 

Planung, Zubereitung und Ausführung von Außen- und Innenputzen an. Auch eine bewusste Trennung 

der Funktion des Witterungsschutzes von der restlichen Fassade kann sinnvoll sein, indem z.B. eine 

massive Vorsatzschale (zweischaliges Mauerwerk) die dahinterliegende Konstruktion vor Witterung (z.B. 

Sturmschäden durch umherfliegende Gegenstände) schützt. Vorgaben hierzu sind über eine Örtliche 

Bauvorschrift gemäß §86 MBO denkbar. 

• Außenliegende Verschattungsanlagen stellen eine sehr effektive Art des Sonnen- und 

Überhitzungsschutzes dar, da die Wärmeumwandlung außerhalb des Raumes stattfindet. Die Anlagen 

können je nach Beschaffenheit einerseits Glasflächen vor schädigenden Einflüssen schützen, 

andererseits selbst beschädigt werden. Sind außenliegende Sonnenschutzvorrichtungen vorgesehen, 

so sollten diese über Sensoren vor zu starken Windeinflüssen geschützt werden. Hinweise hierzu 

könnten in die DIN EN 13659:2015-07, die Leistungs- und Sicherheitsanforderungen an Abschlüsse 

außen und Außenjalousien definiert, aufgenommen werden. Alternativ können innenliegende 
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Verschattungsanlagen eingesetzt werden, was wiederum ggf. über eine Örtliche Bauvorschrift gemäß 

§86 MBO regelbar wäre.  

 
Abbildung 16-12: Darstellung exemplarischer Klimaanpassungsmaßnahmen gegen Einwirkungen von Wind 

16.4 Schnee 

Ausgangssituation 

Übermäßige Schneefälle können zur statischen Überlastung von Bauteilen bzw. des Gebäudetragwerkes führen. 

Dies gilt es zu vermeiden, da das Totalversagen der Tragstruktur und als einhergehende Konsequenz der 

Einsturz von Teilbereichen oder auch der Gesamtheit eines Bauwerks die größte Gefahr darstellt. Des Weiteren 

können übermäßige Schneeanhäufungen das Eindringen von (Schmelz-)Wasser in die Konstruktion begünstigen, 

da hierdurch eventuell Wasser auf Ebenen anfällt, die normalerweise aufgrund von Regenereignissen nicht von 

anstehender Feuchtigkeit betroffen wären. 

Bereits im Jahr 2000 ergaben sich aus Untersuchungen des Deutschen Wetterdienstes, dass regional die in den 

Regelwerken genannten Bemessungs-Gesamtschneelasten deutlich überschritten werden. Eine weitere 

Verstärkung des Effekts durch erhöhte Niederschläge im Winter wurde erwartet202. Seitdem wurde die Norm zur 

Ermittlung der Bemessungsschneelasten DIN 1991-1-3 überarbeitet und 2019 aktualisiert herausgegeben. Auch 

hier sollte analog zur Festlegung der Windlasten erwogen werden, ob über Zuschlagsfaktoren das Auftreten von 

ungewöhnlichen lokalen Schneefallereignissen und entsprechenden übermäßigen Belastungen erfasst werden 

sollten. Dabei gilt es, analog zur Einwirkung Wind, eine unverhältnismäßige Überdimensionierung zu vermeiden, 

da dies zu übermäßigem Materialverbrauch und negativen Auswirkungen auf Ressourcen- und Klimaschutz 

 

202 Stock, Bettina: Klimaangepasstes Bauen bei Gebäuden, BBSR-Analysen KOMPAKT 02/2015 
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führen könnte. Hier ist daher insbesondere auch die standortspezifische Gefährdungssituation zu 

berücksichtigen. 

Mögliche Maßnahmen203 

Grundstück 

• Für die Liegenschaft ist insbesondere ein ausreichendes Maß an Versickerungsfähigkeit bedeutend, um 

das anfallende Tauwasser aufnehmen zu können, ohne z.B. Abwassersysteme zu belasten. 

Entsprechend sind nicht versiegelte Flächen bzw. ein maximaler Versiegelungsgrad z.B. im 

Bebauungsplan vorzugeben. 

• In diesem Zusammenhang ist auch die Dimensionierung von Entwässerungsanlagen zu 

berücksichtigen. Entsprechende Vorgaben, auf welche Wassermengen die jeweiligen Bauteile 

auszulegen sind, können in der DIN 1986-100:2016-12 zu Entwässerungsanlagen für Gebäude und 

Grundstücken spezifiziert werden. 

• Im Fall von großen Mengen anfallenden Schnees sollten ausreichend Flächen für die 

Schneeberäumung auf einer Liegenschaft vorhanden sein. Entsprechend sollte das Verhältnis an 

Freiflächen z.B. im Bebauungsplan festgelegt werden. 

Gebäude 

• Eine Reduktion der Gebäudehöhe wirkt einer übermäßigen Belastung durch Schnee entgegen, da 

oftmals auch lokale Anhäufungen zur Überbeanspruchung von Bauteilen führen. Mit zunehmender 

Gebäudehöhe und damit einhergehender Windexposition erhöht sich auch die Gefahr der 

Schneeverlagerung und damit der Lastkonzentration. Die zulässige Gebäudehöhe kann im Rahmen des 

Bebauungsplans geregelt werden. 

• Grundsätzlich ist eine statische Robustheit der Tragkonstruktion anzustreben, vorrangig von Dach- bzw. 

Deckenkonstruktionen. Hier wirkt sich insbesondere die Verringerung der Stützweiten, z.B. bei 

üblicherweise weitgespannten Hallendächern, positiv aus. Eine gesetzliche Vorgabe von maximalen 

Stützweiten ist schwer zu fassen und würde am ehesten indirekt über Vorgaben zur statischen 

Bemessung umsetzbar sein, siehe hierzu die nachfolgende Erläuterung zum Bauteil Dach. 

• Exponierte Bauteile wie z.B. große Vordächer oder angehängte Balkone können als vulnerabel in Bezug 

auf Schneeanhäufungen und Überbelastung eingeschätzt werden und sollten möglichst vermieden 

werden. Vorgaben hierzu sind entweder über den Bebauungsplan oder über eine Örtliche Bauvorschrift 

gemäß §86 MBO denkbar. Alternativ sollten die Spann- und Kragweiten beschränkt werden. Dies kann 

indirekt über Vorgaben zur statischen Bemessung geschehen, siehe hierzu Bauteil Dach. 

 

 

203 Zur Identifikation der Maßnahmen wurden u.a. folgende Quellen benutzt: Stock, Bettina: Klimaangepasstes Bauen bei Gebäuden, BBSR-Analysen 

KOMPAKT 02/2015. Steckbrief 4.1.5, Widerstandsfähigkeit gegen Naturgefahren, Bewertungssystem Nachhaltiges Bauen, 2015. 
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Bauteil Dach 

• Schneelasten sind hauptsächlich für Dächer inklusive Vordächer bzw. Decken (Loggien) oder auch 

Balkone relevant. Wie in der Ausgangssituation geschildert sollte erwogen werden, ob ggf. über 

Zuschlagsfaktoren in der DIN EN 1991-1-3 erhöhte lokale Schneefallereignisse und einhergehende 

Belastungen abgedeckt werden könnten. 

• Gefährdet sind insbesondere Flachdächer und gering geneigte Dächer, auf denen sich 

Schneeansammlungen lange halten. Regelungen zu Dachformen wären über den Bebauungsplan 

denkbar. 

• Versprünge in der Dachfläche, an denen sich Schneeverwehungen anhäufen können, sollten vermieden 

werden. Hier wären ggf. Vorgaben im Rahmen von Örtlichen Bauvorschriften gemäß §86 MBO oder 

auch im Bebauungsplan möglich. 

• Bei an Verkehrsflächen grenzenden Dächern oder über Eingängen sollten ggf. Schneefänge 

vorgeschrieben werden, um Gefährdungen durch abrutschende Schneemassen zu vermeiden. 

Entsprechende Vorgaben wären z.B. im Rahmen der Landesbauordnungen möglich. 

• Um das Eindringen von Schmelzwasser in die Konstruktion zu verhindern wären erhöhte Anforderungen 

an die Abdichtung ggf. zielführend. Hierzu können Vorgaben im Rahmen der DIN 18531-1 (Abdichtung 

von Dächern) oder auch der ZVDH Regeln für Abdichtungen (mit Flachdachrichtlinie) gemacht werden.  

• Die Zugänglichkeit der Dachfläche für die Schneeberäumung im Fall von übermäßigen Niederschlägen 

und zur Sichtung und Kontrolle von Entwässerungseinrichtungen sollte gewährleistet sowie 

Vorkehrungen gegen Verstopfungen von Entwässerungseinrichtungen getroffen werden. Regelungen 

zur Zugänglichkeit könnten ggf. analog zur Norm bzgl. der Einrichtungen für Schornsteinfegerarbeiten, 

DIN 18160-5, in einer separaten Norm formuliert werden. Hinweise liefert hier auch die DGUV 

Information 201-056 der Berufsgenossenschaft Bau zu Anschlagseinrichtungen auf Dächern. 
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Abbildung 16-13: Darstellung exemplarischer Klimaanpassungsmaßnahmen gegen Einwirkungen von Schnee 

16.5 Hagel 

Ausgangsituation 

In Deutschland kann der Durchmesser von Hagelkörnern mehr als 5 cm Durchmesser und die 

Fallgeschwindigkeit ca. 100 km/h erreichen. Bereits kleinere, aber häufig auftretende Hagelereignisse mit 3 cm 

Korndurchmesser können große Schäden verursachen. Dellen, Verbiegungen bis hin zum Durchlöchern der 

Gebäudehülle sind mögliche Schaden, die durch Hagelwetter an einem Gebäude entstehen können. Wenn die 

Gebäudehülle undicht ist, kann auch Wasser ins Haus eindringen und somit weitere Folgeschäden hervorrufen. 

204 Die mit Hagel gleichzeitig aufgetretenen Windböen können die Schadenwirkung des Hagelwetters noch weiter 

verschlimmern. 

Materialität 

• Mögliche Bauteile/Materialien, welche von Hagel beschädigt werden können: 

• Außenisolation der Fassade, Verputz der Fassade, Rollläden/Lamellenstoren, Dacheindeckung, 

Lichtkuppeln, Thermische Solarkollektoren, Fenster (Moderne Fensterscheiben halten wesentlich 

größere Hagelkörner problemlos aus), Türen, Schilder. 

 

204 https://www.schutz-vor-naturgefahren.ch/bauherr/naturgefahren/hagel.html 
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Maßnahmen 

• Verwendung von schlagfesten/hagelgeprüften Materialien in der Gebäudehülle 

• Einrichtung von Gittern oder Schutzglas über Kunststoff-Bauteilen der Gebäudehülle 

• Die Storen sollten via Windsensor bei einer Hagelwarnung automatisch hochfahren 

• Die Dachluken sollten eine ausreichende Hagelwiderstandsfähigkeit aufweisen 

• Schlagfeste Fassadenverkleidung (z.B. Klinkerfassade) 

• Begrüntes Dach ist geeigneter als Dachziegel (Durchschlagsgefahr), da es das Dach wie ein Polster 

gegen Hagelschäden schützen kann. Außerdem fördert es bspw. Biodiversität am Haus 

• Wenn die Rollläden via Windsensor rechtzeitig heruntergefahren werden können, können auch die 

Fensterscheiben gegen Hagel geschützt werden 

• Falls Bäume im Garten oder auf der Dachterrasse vorhanden sind, sollten auch diese gegen 

Sturmwetter gesichert sein. 

 

 
 

Abbildung 16-14: Darstellung exemplarischer Klimaanpassungsmaßnahmen gegen Einwirkungen von Hagel 
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17 Zusammenfassung Maßnahmenkatalog und gesetzliche Regelungen 

17.1 Kategorien der Regelungen 

Möglichkeiten zur Anpassung der gesetzlichen Regelungen mit dem Ziel Klimaanpassung zu verbessern, wurden 

in AP1 und 2 aufgearbeitet und ausgiebig erläutert. Grundsätzlich lassen sich drei Kategorien unterscheiden, in 

denen die Option zur Formulierung von Vorgaben besteht: 

• Bauleitplanung: Vorgaben können im Rahmen des Bebauungsplans festgelegt werden. 

• Bauordnungsrecht / Musterbauordnung / Landesbauordnung: Die Landesbauordnungen orientieren sich 

an der Musterbauordnung und werden gemäß den länderspezifischen Anforderungen ggf. angepasst 

und erweitert. Neben den inhaltlichen Vorgaben zu Baulichen Anlagen im dritten Teil bietet die 

Musterbauordnung grundsätzlich nach § 86 MBO den Gemeinden die Möglichkeit, örtliche 

Bauvorschriften zu erlassen, die z.B. besondere Anforderungen an die äußere Gestaltung baulicher 

Anlagen definieren. 

• Technische Regeln: Eine Vielzahl von Aspekten, die die Klimaanpassung betreffen, ist in den 

technischen Normen geregelt. Hier bietet sich die Möglichkeit, Anforderungen zu schärfen, um die 

Widerstandsfähigkeit gegenüber Umwelteinwirkungen zu erhöhen.  

17.2 Zuordnung Maßnahmen und gesetzliche Regelungen bzw. Technische Normen 

Im Folgenden werden die in Kapitel 2 identifizierten Maßnahmen tabellarisch zusammengefasst. Hierbei wird 

zunächst die Maßnahme in die entsprechenden Bauteiltypologien eingeordnet. Unterschieden wird dabei in 

• Tragstruktur – tragende Elemente  

• Gebäudehülle  

• Innenraum – nicht tragende Elemente  

• Ausstattung – Fenster, Türen etc., und 

• Außenraum, 

soweit eine Zuordnung möglich ist. Des Weiteren wird die mögliche gesetzliche Regelung der Maßnahme einem 

der vier Maßstäbe 

• Bauteil,  

• Gebäude,  

• Quartier und  

• Raumordnung 

zugeteilt, um spätere vereinfachte Querauswertungen zu ermöglichen. 

Die verwendeten gesetzlichen Regelungen und Technischen Normen werden dabei wie folgt abgekürzt 
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• Bebauungsplan: B-Plan 

• Musterbauordnung: MBO 

• Landesbauordnung: LBO 

• Örtliche Bauvorschrift / § 86 MBO: Örtl. Bv. § 86 MBO 

• Technische Normung: Benennung der jeweiligen DIN. 

Maßnahmen Hitze 

 

Tabelle 17-1: Maßnahmen gegenüber Einwirkungen von Hitze, Betroffenheiten, anwendbare gesetzliche Regelungen und technische Normen 
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Maßnahmen Wasser – gegen Starkregen 

 

Tabelle 17-2: Maßnahmen gegenüber Einwirkungen von Starkregen, Betroffenheiten, anwendbare gesetzliche Regelungen und technische Normen 
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Maßnahmen Wasser – gegen Hochwasser 

 

 

Tabelle 17-3: Maßnahmen gegen Hochwasser, Betroffenheiten, anwendbare gesetzliche Regelungen und technische Normen 
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Maßnahmen Wind 

 

Tabelle 17-4: Maßnahmen gegenüber Einwirkungen von Wind, Betroffenheiten, anwendbare gesetzliche Regelungen und technische Normen  
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Maßnahmen Schnee 

 

Tabelle 17-5: Maßnahmen gegenüber Einwirkungen von Schnee, Betroffenheiten, anwendbare gesetzliche Regelungen und technische Normen 
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Maßnahmen Hagel 

 

Tabelle 17-6: Maßnahmen gegenüber Einwirkungen von Hagel, Betroffenheiten, anwendbare gesetzliche Regelungen und technische Normen 
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18 Varianten 

Im Folgenden sollen aus dem oben genannten Katalog Maßnahmen ausgewählt und auf das Referenzgebäude 

unter Beachtung der spezifischen Randbedingungen angewendet werden. Dabei werden zwei Varianten 

betrachtet: 

• Variante 1: Basis-Variante Ist-Zustand Referenzgebäude 

• Variante 2: Optimierung durch Anwendung der Maßnahmen in Kombination für alle Einwirkungen mit 

möglichst hohem Qualitätsniveau 

Im Anschluss werden die betrachteten Varianten im Hinblick auf ihre Widerstandsfähigkeit eingeschätzt und 

entsprechend erläutert.  

18.1 Variante 1: Basis-Variante – Ist-Zustand Referenzgebäude 

In diesem Abschnitt wird der Ist-Zustand des Referenzgebäudes im Hinblick auf seine Eigenschaften bzgl. der 

verschiedenen Einwirkungen erläutert. Wie bereits in Abschnitt 15.22 erwähnt weist das Gebäude bereits 

Merkmale auf, die über den gesetzlichen Normen-Standard hinausgehen und schon eine gewisse 

Klimaanpassungsfähigkeit mit sich bringen. Daher sind manche der Maßnahmen aus dem erarbeiteten Katalog 

obsolet bzw. bereits umgesetzt. 

Wasser 

• Der Baukörperform ist kompakt gegen Starkregen, obwohl die auskragenden kragenden Balkone als 

wassereindringungsschwache Stelle beurteilt werden können. 

• Tiefgarage und Eingänge können auch als wassereindringungsschwache Bereiche betrachtet werden, 

hier sollte somit die Dichtigkeit verstärkt werden. 

• Gründach und Begrünung im Hof können bei der Aufnahme/Versickerung des Regenwassers als positiv 

bewertet werden. 

• Gestaltung der versickerungsgünstigen Bodenoberfläche (Material, Verlegung und Gefälle) 

Wind 

• In Bezug auf Baukörperform und -kompaktheit ist festzuhalten, dass die Grundform des Baukörpers 

bereits als kompakt eingeschätzt werden kann. Die auskragenden Balkone bieten jedoch eine gewisse 

Angriffsfläche für Windlasten. 

• Die Ausrichtung wird maßgeblich durch die umgebende Bebauung bestimmt. Aufgrund der eher dichten 

Bebauung erscheint die Ausrichtung entlang der Bebauungsachsen im Sinne der Windströmungen 

sinnvoll. Eine weitere Optimierung ist nicht notwendig. 

• Das Gebäude ist in eine dichte Bebauung eingebettet. Ein Vorsehen von zusätzlichen Schutzhecken 

oder -wänden zur Reduktion von Windeinwirkungen ist daher wenig zweckmäßig. 
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• Die Gebäudehöhe ist begrenzt und passt sich der umgebenden Bebauung an. Eine weitere Optimierung 

ist nicht notwendig. 

• Basierend auf jetzigem Normenstandard werden die Lasten entsprechend der DIN EN 1991-1-4:2010-

12 angesetzt. Dies wirkt sich auf folgende Gebäudeteile aus 

o Aussteifende Wände 

o Auskragende Balkone 

o Windsog/-druck auf Flachdach inkl. Begrünungsaufbau 

o Befestigungskonstruktionen der Fassadenbegrünung 

• Das Dach ist als Flachdach mit Begrünung ausgeführt. Von einer entsprechenden Zugänglichkeit ist 

auszugehen, so dass auch eine Schadensbegutachtung und -behebung möglich sein sollte, 

Optimierungsbedarf besteht nicht. 

• Offene Tore oder Wände, große Glasflächen, schwingungsanfällige Aufbauten oder Dachaufbauten sind 

nicht vorhanden, Optimierungsbedarf besteht nicht. 

Schnee 

• Das Gebäude liegt in einem dicht bebauten Gebiet, die umgebende Freifläche ist begrenzt. Die 

vorhandene Freifläche ist als Grünfläche ausgeführt, von der ein Teil mit einer Tiefgarage unterbaut ist. 

Eine Versickerungsfähigkeit der umgebenden Freiflächen ist daher zwar gegeben, jedoch 

eingeschränkt. 

• Die umgebenden Flächen zur Schneeberäumung sind als ausreichend einzuschätzen, da die 

Erschließung des Gebäudes über einen einzelnen Zugang erfolgt, Optimierungsbedarf besteht nicht.  

• Die Entwässerungsanlagen sehen die Wassersammlung auf dem Gründach und das Ableiten in eine 

Zisterne vor. Nach aktuellem Normenstand wird zur Bemessung der Entwässerungsanlagen die 

vorgeschriebene Wassermenge angesetzt, eine Berücksichtigung von z.B. erhöhtem 

Schmelzwasseranfall erfolgt nicht. 

• Die Gebäudehöhe ist begrenzt und passt sich der umgebenden Bebauung an. Eine weitere Optimierung 

ist nicht notwendig. 

• Das Gebäude weist auskragende Balkone auf, von denen einige teilweise überdacht sind. Das Dach ist 

als Flachdach mit Begrünung vorgesehen. Versprünge wurden vermieden, jedoch bietet die Attika die 

Möglichkeit für Schneeanhäufungen. Die Bemessung des Daches und der Balkone erfolgt nach 

aktuellem Normenstand auf die Bemessungsschneelasten entsprechend der einschlägigen 

Schneelastzone. 

• Aufgrund der Ausführung als Flachdach sind keine Schneefänge in der Nähe von Verkehrsflächen 

erforderlich. Von einer entsprechenden Zugänglichkeit ist auszugehen, so dass auch eine 

Schneeberäumung möglich sein sollte, Optimierungsbedarf besteht nicht. 
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Hagel 

• Das Gebäude ist aufgrund der kompakten Baukörperform robust gegen Hagelschlag und kann mit 

minimalen Maßnahmen den notwendigen Widerstandsgrad entsprechend dem Normen-Standard 

erreichen. 

• Die durch Hagel verursachte Nasseindringung in die Gebäudehülle kann durch minimale 

Dichtungsmaßnahmen entsprechend dem Normen-Standard vermieden werden. 

Hitze 

• Das Gebäude ist zwar im städtischen Bereich angesiedelt und von höheren dreigeschossigen 

Gebäuden umgeben, jedoch aufgrund eines Gründachs und Grünfassaden sowie auskragenden 

Balkonen auf Gebäudeebene gut gegen Hitzeeinwirkungen geschützt. 

• Auch auf Liegenschaftsebene befinden sich hitzemindernde Elemente wie Grünflächen, Bäume und 

Wasserelemente, die sommerliche Hitze durch Verdunstungskühlung mindern. 

• Aufgrund der Kompaktheit des Gebäudes heizt sich das Gebäude im Sommer weniger schnell auf. 

 
Abbildung 18-1: Darstellung der gewählten Maßnahmen für die Basis-Variante (Ist-Zustand Referenzgebäude) 

18.2 Variante 2: Maßnahmenkombination – hohe Qualität 

Im Folgenden werden Maßnahmen ausgewählt, durch die die Klimaanpassungsfähigkeit des Gebäudes 

gegenüber der Natureinwirkungen weiter erhöht werden kann. Dabei ist zu beachten, dass die Maßnahmen 

teilweise gegenläufige Effekte in Bezug auf die Resilienz gegenüber anderen Einwirkungen hervorrufen können 

und Zielkonflikte entstehen, diese sind jeweils kurz benannt. 
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Wasser 

• Umbau der Balkone zu einem geschlossenen Raum, nur vordere Seiten mit verschiebbarem Fenster an 

der Front (ggf. negative Auswirkungen auf die Tageslichtversorgung sind zu beachten). 

• Dichtungsverstärkung der Garagen- und Haupteingänge sowie weiterer Schwachstellen für 

Wassereindringungen 

• Einrichtung von Regengarten205, Bioretention206, Wasserteich im Hof 

• Verstärkung (Versteifung/Verdichtung) der Fassadenaußenverkleidung. 

Wind 

• In Bezug auf Baukörperform und -kompaktheit ist festzuhalten, dass die Grundform des Baukörpers 

bereits als kompakt eingeschätzt werden kann. Idealerweise könnte auf die auskragenden Balkone 

verzichtet werden, um den Strömungsverlauf weiter zu optimieren. Dies wirkt jedoch ggf. der 

Verschattung und somit der Reduktion der Hitzeentwicklung entgegen, zudem verliert das Gebäude 

damit an Aufenthaltsqualität. 

• Der umgebende Baumbestand, hier konkret die Bepflanzung in Gebäudenähe, sollte regelmäßig 

gepflegt werden, um Astbruch oder umstürzende Bäume zu verhindern 

• Zur Optimierung des Widerstandes gegenüber Windlasten können die anzusetzenden Lasten in 

Anlehnung an DIN EN 1991-1-4:2010-12 erhöht werden. Dies wirkt sich auf folgende Gebäudeteile aus 

o Aussteifende Wände 

o Auskragende Balkone 

o Windsog/-druck auf Flachdach inkl. Begrünungsaufbau 

o Befestigungskonstruktionen der Fassadenbegrünung. 

Dabei gilt es jedoch, eine unverhältnismäßige Überdimensionierung zu vermeiden, da dies zu übermäßigem 

Materialverbrauch und negativen Auswirkungen auf Ressourcen- und Klimaschutz führen könnte. 

• Die Ausführung als Flachdach ist im Hinblick auf Windsog nicht ideal, eine Ausführung mit Neigung 

zwischen 25° und 40° wäre zu bevorzugen. Dies würde jedoch einer Ausführung als Gründach 

entgegenstehen. Eine einfache Geometrie liegt grundsätzlich vor. Wird die Ausführung als Flachdach 

beibehalten, sollte die Optimierung der Attika im Hinblick auf Windströmungen berücksichtigt werden. 

Beim Aufbau des Gründaches kann dessen Funktion als Ballastierung für von Windsog betroffenen 

Flächen berücksichtigt werden. 

 

205 Ein Regengarten ist ein Garten im städtischen Raum mit spezieller Begrünung, welche die Nässe (z.B. von Regen) gut aufnehmen kann. Regengärten 

entlasten nicht nur die Kanalisationen bei starkem Niederschlag und reduzieren die Gefahr von Überschwemmungen. Sie sind auch wichtige Biotope in der 

Stadt, weil sie zahlreichen Tieren ein Zuhause bieten. 
206 Bioretentionspraktiken wie Regengärten sind angelegte Senken, die den Regenwasserabfluss vor Ort von undurchlässigen Oberflächen wie Dächern, 

Einfahrten, Gehwegen, Parkplätzen und verdichteten Rasenflächen behandeln. Sie dienen dazu, Regenwasser zu sammeln und es durch eine Mischung 

aus Erde, Sand und/oder Kies zu filtern. 
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• Als Fassade wurde ein konventioneller Wärmedämmverbund-Aufbau ohne Bekleidung gewählt. Der 

witterungsschützende Putz kann durch verstärkte Ausführung optimiert werden. 

• Es ist eine außenliegende Verschattungsanlage vorgesehen. Die Widerstandsfähigkeit kann über 

entsprechende Sensoren optimiert werden, alternativ könnte auf innenliegenden Sonnenschutz 

zurückgegriffen werden (negative Auswirkungen auf den Hitzeschutz sind zu beachten). 

• Von Bedeutung für Windeinwirkungen auf die Fassade ist das Rankgitter für die Fassadenbegrünung 

sowie die Begrünung selbst. Die Befestigung der Unterkonstruktion sollte auf erhöhte Lasten ausgelegt 

sein (s.o.) und die Bepflanzung möglichst so gewählt werden, dass sie möglichst viel 

Widerstandsfähigkeit bietet. Alternativ könnte komplett auf die Fassadenbegrünung verzichtet werden, 

dies würde jedoch den Maßnahmen zur Hitzereduktion entgegenstehen. 

Schnee 

• Die Versickerungsfähigkeit der umgebenden Freiflächen ist gegeben, aufgrund des begrenzten 

Flächenangebots und der teilweisen Unterbauung mit Tiefgarage jedoch eingeschränkt. Es ist 

anzustreben, möglichst auch die angrenzenden Verkehrsflächen (Platz) bzw. Spielflächen 

versickerungsfähig auszugestalten. 

• Die Entwässerungsanlagen sehen die Wassersammlung auf dem Gründach und ableiten in eine 

Zisterne vor. Eine Optimierung durch Erhöhung der anzusetzenden Wassermengen sollte berücksichtigt 

werden. 

• Auf die auskragenden Balkone, insbesondere die nicht überdachten, sollte verzichtet werden, um 

weniger Angriffsfläche für eventuell auftretende erhöhte Schneelasten zu bieten. Dies wirkt jedoch ggf. 

der Verschattung und somit der Reduktion der Hitzeentwicklung entgegen, zudem verliert das Gebäude 

damit an Aufenthaltsqualität. 

• Die Ausführung als Flachdach ist aufgrund der Schneeablagerungen nicht optimal, eine Ausführung mit 

entsprechender Neigung wäre zu bevorzugen. Dies würde jedoch einer Ausführung als Gründach 

entgegenstehen. Wird die Ausführung als Flachdach beibehalten, sollte die Tragkonstruktion des 

Daches auf erhöhte Schneelasten inkl. Anhäufungen ausgelegt werden. 

• Insbesondere bei Flachdächern bestehen hohe Anforderungen an die Abdichtung. In Bezug auf 

Schneelasten sollten diese Anforderungen nochmals erhöht und z.B. auf andere Abdichtungsniveaus 

angesetzt werden, um die Widerstandsfähigkeit gegenüber Schmelzwasser zu optimieren. 

Hagel 

• Anwendung von schlagfesten Baumaterialien für Wände und Dächer 

• Vordächer und Seitenwände über/um Fenster und Türen, um die Fensterscheiben und Türblätter vor 

Hagelschlag zu schützen 

• alternativ Anbringung von Gittern vor Fenstern und Balkon (starke Einschränkung der Aufenthaltsqualität 

ist zu beachten) 
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• Die Storen sollten via Windsensor bei einer Hagelwarnung automatisch hochfahren 

• Rollläden mit Windsensor 

• Bäume im Garten gegen Sturmwetter sichern. 

Hitze 

• helle Farbgebung (Albedo) der Gebäudehülle berücksichtigen 

• weitere Bodenflächen in der näheren Umgebung entsiegeln 

• für mehr Begrünung und Wasserflächen in der näheren Umgebung sorgen 

• umgebende Gebäude mit Grünfassaden und Gründächern ausstatten. 

Die aufgezeigten Maßnahmen weisen folgende Zielkonflikte auf: 

• Flachdach (Vorteile als Gründach für Hitze, Wasser) vs. Dachneigung (Vorteile für Wind, Schnee):  

Hier werden die positiven Aspekte des Gründachs als gewichtiger eingeschätzt. Für erhöhte Resilienz 

gegenüber Wind und Schnee ist die günstige Ausführung der Attika und eine entsprechende 

Bemessung zu beachten. 

• Auskragende Balkone (Vorteile Verschattung, Aufenthaltsqualität) vs. Entfall der Balkone (Vorteile Wind, 

Schnee, Schwachstelle Wassereindringung):  

Hier werden die positiven Aspekte der auskragenden Balkone als gewichtiger eingeschätzt. Die 

Resilienz gegenüber Wind und Schnee kann über entsprechende Bemessung, die Widerstandsfähigkeit 

gegenüber Wassereindringung über entsprechende Dichtungsmaßnahmen und ggf. Umschließung mit 

öffenbaren Fensterflächen erreicht werden. 

• Fassadenbegrünung (Vorteile Hitze) vs. Entfall (Vorteil Resilienz Wind): 

Die positiven Aspekte der Fassadenbegrünung werden als gewichtiger eingestuft, die Resilienz 

gegenüber Wind kann durch entsprechend konstruierte und bemessene Befestigungskonstruktionen 

berücksichtigt werden. 
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Abbildung 18-2: Darstellung der gewählten Maßnahmen für Variante 2 (Maßnahmenkombination) 

18.3 Fazit 

Wie im vorigen Abschnitt beschrieben, weist das Gebäude im Ist-Zustand (Variante 1) z.B. aufgrund der 

Kompaktheit des Baukörpers, der Einfügung in die umgebende Bebauung oder der Ausführung mit Gründach 

bereits positive Aspekte hinsichtlich der Widerstandsfähigkeit gegenüber den klimatischen Bedingungen auf. 

Trotzdem können wie in Variante 2 dargelegt noch diverse Verbesserungsmaßnahmen durchgeführt werden. 

Ein Großteil der gewählten Maßnahmen lässt sich dabei ohne wesentliche Hemmnisse umsetzen. Neben der 

positiven Wirkung auf die Widerstandsfähigkeit sind hauptsächlich Auswirkungen auf die Herstellkosten der 

Baumaßnahme und ggf. ein höherer Material- und Ressourcenverbrauch durch qualitativ höherwertige 

Komponenten, z.B. in Bezug auf Abdichtungen oder Befestigungskonstruktionen, zu erwarten. Dabei geht mit 

den höheren Herstellkosten nicht zwangsläufig ein negativer Effekt auf die Wirtschaftlichkeit im Lebenszyklus 

einher, da die Robustheit und Dauerhaftigkeit der Bauteile gestärkt wird und damit ggf. Ersatzinvestitionen 

vermieden werden können. 

Einige Maßnahmen besitzen jedoch auch gegenläufige Wirkungen in Bezug auf die unterschiedlichen 

Naturgefahren und bringen Zielkonflikte mit sich. Exemplarisch wäre hier das Flachdach zu nennen, das in seiner 

Ausbildung als Gründach positive Auswirkungen auf Hitze und Starkregen hat, jedoch im Hinblick auf Wind- und 

Schneebelastung weniger gut abschneidet, oder auch die auskragenden Balkone des Referenzgebäudes (siehe 

Erläuterungen im vorhergehenden Abschnitt). 
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Um hier zu einem gesamtheitlichen Ergebnis zu kommen, welche Maßnahmenkombination das beste Ergebnis 

im Hinblick auf die Widerstandsfähigkeit gegenüber Naturgefahren bietet, ist daher eine gewichtete 

Bewertungsmethodik notwendig. Diese muss auch die standort- bzw. projektspezifische Gefährdungssituation 

und die einhergehende Relevanz der unterschiedlichen Naturgefahren berücksichtigen, um z.B. 

unverhältnismäßige Überdimensionierungen von Bauteilen und einhergehende negative Auswirkungen auf 

Ressourcen- und Klimaschutz zu vermeiden. 

Eine solche Bewertung kann beispielsweise über ein Bewertungswerkzeug bzw. -tool erfolgen, wie es das BNB 

System im Kriterium 4.1.5 aktuell bietet. Hier ist jedoch der Umfang der Maßnahmen, die berücksichtigt werden 

können, eher begrenzt, weshalb im Rahmen der vorliegenden Studie auf die Anwendung des Tools verzichtet 

wurde. 

Der hier geschilderte Sachverhalt spiegelt das Vorgehen in der Praxis wider. Eine Vielzahl von Maßnahmen zur 

Klimaanpassung stehen dem Planer offen, Hemmnisse rechtlicher Art sind kaum vorhanden. Vorausgesetzt 

Bauherr und Planer sind willens, die gegebenen Möglichkeiten freiwillig zu nutzen, fehlt es aktuell an einem 

Werkzeug, dass eine ganzheitliche Bewertung von Klimaanpassungsmaßnahmen bei einem konkreten Projekt 

ermöglicht. 
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19 Handlungsempfehlungen auf Basis der Variantenuntersuchung 

Handlungsleitendes Szenario für die Anpassungsplanung an den Klimawandel in Deutschland sollte ein starker 

Klimawandel sein (+3 °C bis Mitte des Jahrhunderts)207, wodurch auch dem Vorsorgeprinzip entsprochen würde. 

 

Handlungsempfehlungen nach Naturgefahr 

Wasser 

• Bauleitplanung / Bebauungsplan: 

Vorgaben zur robusten Ausführung in Bezug auf Grünflächen und Versiegelungsgrad, Dichtigkeit der 

Gebäudehülle, Ausrichtung und Dachausführung im B-Plan und ggf. durch örtliche Bauvorschriften nach 

§ 86 MBO 

• Technische Normung: 

Vorgaben zur erhöhten Dichtigkeit bei der Gebäudehülle, vorrangig z.B. bzgl. spezifischen Normen für 

einzelne Bauteile (siehe Kap. 17.2) 

Wind 

• Bauleitplanung / Bebauungsplan:  

Vorgaben zur robusten Ausführung in Bezug auf Höhe, Kompaktheit, Ausrichtung, Dachausführung, 

gestalterischen Aspekten (Glasflächen, Aufbauten etc.) im B-Plan und ggf. durch Örtliche 

Bauvorschriften nach § 86 MBO 

• Technische Normung:  

Vorgaben zu erhöhten Sicherheiten bei der Auslegung der Konstruktion, vorrangig z.B. bzgl. 

Lastannahmen in DIN EN 1991-1-4, aber auch in spezifischen Normen für einzelne Bauteile (siehe Kap. 

17.2)  

• Baumbestand:  

Vorgaben zur Pflege in z.B. Landesbaumschutzverordnung 

Schnee 

• Bauleitplanung / Bebauungsplan:  

Vorgaben zur robusten Ausführung in Bezug auf Freiflächen und Versiegelungsgrad, Gebäudehöhe, 

Dachausführung und -gestaltung (Versprünge etc.) im B-Plan und ggf. durch Örtliche Bauvorschriften 

nach § 86 MBO 

• Technische Normung:  

Vorgaben zu erhöhten Sicherheiten bei der Auslegung der Konstruktion, vorrangig z.B. bzgl. 

 

207 s. UBA, Klimaanpassung jetzt gesetzlich verankern, 22.7.2021 
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Lastannahmen in DIN EN 1991-1-3, aber auch in spezifischen Normen für einzelne Bauteile (z.B. 

Dimensionierung Entwässerungsanlagen oder Abdichtungen, siehe Kap. 17.2) 

Hagel 

• Bauleitplanung / Bebauungsplan: 

Vorgaben zur robusten Ausführung in Bezug auf Hagelfestigkeit, Wasserdichtigkeit der Gebäudehülle 

und Ausrichtung im B-Plan und ggf. durch örtliche Bauvorschriften nach § 86 MBO 

• Technische Normung: 

Vorgaben zur erhöhten Hagelfestigkeit der Konstruktion und der Gebäudehülle, vorrangig z.B. bzgl. 

spezifischer Normen für einzelne Bauteile wie Vordach und Fenster (siehe Kap. 17.2) 

• Baumbestand oder Schutzmaßnahmen der Bäume, Vorgaben zur Pflege in z.B. 

Landesbaumschutzverordnung 

Hitze 

• Bauleitplanung / Bebauungsplan: 

Von den Möglichkeiten der Festsetzungen zur Klimaanpassung im B-Plan wird in der Praxis nicht 

hinreichend Gebrauch gemacht. Empfohlen wird deshalb die Weiterentwicklung der Rechtsordnung 

hinsichtlich der Integration verfahrensrechtlicher Instrumente zur Sicherstellung hitzeanpassender 

Maßnahmen in B-Pläne 

Empfohlen wird die aktuelle Einteilung Deutschlands in drei Sommerklimaregionen (DIN 4108-2), 15 

Klimaregionen (DIN 18599-10) anzupassen und die Berücksichtigung lokaler Bedingungen zuzulassen 

• Besonderes Städtebaurecht (BauGB): Maßnahmen zur Entsiegelung, Weiterentwicklung der 

Rechtsordnung 

• Örtliche Bauvorschriften nach § 86 MBO, Weiterentwicklung der Rechtsordnung in Bezug auf lokale 

Klimabedingungen (nicht nur Gestaltung) 

Handlungsempfehlungen nach Ebene 

Bauliche Ebene / Verpflichtung 

• Einführung einer verpflichtenden Gefährdungsbeurteilung für Bauwerke in Bezug auf Klimafolgen und 

Extremwetterereignisse im Rahmen des Bauantrags 

• Analyse der Naturgefahrenprävention in Landesbauordnungen bzw. Musterbauordnung festschreiben, 

z.B. analog § 13 MBO, Schutz gegen schädliche Einflüsse, oder als Erweiterung des § 13 MBO; 

Textvorschlag: 

 

Schutz gegen Naturgefahren 

Bauliche Anlagen müssen so angeordnet, beschaffen und gebrauchstauglich sein, dass diese 

gegenüber Naturgefahren wie Starkregen, Hochwasser, Wind, Schnee, Hagel und Hitze 
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widerstandsfähig sind. Gefahren oder unzumutbare Belästigungen dürfen nicht entstehen. 

Die Widerstandsfähigkeit ist im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens entsprechend den 

Regeln der Technik nachzuweisen. 

Ebene Technische Normung 

Vorangehend wurden bereits je Naturgefahr Empfehlungen zur Anpassung von Technischen Normen aufgeführt. 

Da z.B. bei Wind und Starkregen die Datenlage nicht generell ein erhöhtes Lastszenario, sondern eher lokal 

auftretende Ereignisse mit hohem Schadenspotential erwarten lässt, wäre zumindest in Bezug auf die 

Einwirkungsgrößen als Grundlage der Bemessung ein alternatives Vorgehen denkbar. Falls die oben genannte 

verpflichtende Gefahreneinschätzung bzw. Gefährdungsprüfung umgesetzt wird, könnte in Abhängigkeit der 

Ergebnisse z.B. der Ansatz einer nächsthöheren Laststufe bzw. Einwirkungsgröße vorgeschrieben werden. In 

diesem Fall wäre eine Normenanpassung nicht generell nötig. 

„Regeln der Technik“: Zur Naturgefahrenprävention eigene Technische Norm entwickeln, z.B. auf Basis und in 

Weiterentwicklung der aktuellen Bewertungstools im Nachhaltigen Bauen. Dabei müsste diese Norm einen 

Benchmark festlegen in Form einer Mindestqualität, die zwingend zu erreichen ist. Um den Prozess zu 

vereinfachen ist ggf. nicht zwingend eine technische Norm notwendig, die von den gesetzlichen Regelungen in 

Bezug genommen wird, sondern alternativ auch eine freiwillig anwendbare Richtlinie ohne gesetzlich bindenden 

Charakter 208 denkbar. 

Empfohlen wird, die aktuelle Einteilung Deutschlands in drei Sommerklimaregionen (DIN 4108-2), 15 

Klimaregionen (DIN 18599-10), anzupassen und die Berücksichtigung lokaler Bedingungen zuzulassen. 

 

 

208 Hier ist eine Richtlinie mit empfehlendem Charakter gemeint (die Anwendung ist jedem freigestellt; die Einhaltung des Stands der Technik kann alternativ 

auch auf andere Weise sichergestellt werden). 
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20 Zusammenfassung 

Insbesondere die Klimaeinwirkungen Hitzewellen und Trockenheit im Sommer, Starkregenereignisse, 

Hochwasser, Sturmböen und Hagel sind für das Handlungsfeld „Bauwesen“ relevant. 

Das Handlungsfeld „Bauwesen“ betrifft die Planung, Errichtung und Nutzung von Gebäuden, die dazugehörigen 

Infrastrukturen sowie die zu erwartenden stadtklimatischen Änderungen. 

Die Berücksichtigung von Klimaanpassung ist aktuell sowohl für Kommunen als auch für Architekten und Planer 

im Rahmen ihrer jeweiligen Aufgabenfelder weitgehend freiwillig. 

ROG, BauGB und weitere Fachgesetze enthalten bereits Regelungen zur Klimaanpassung.  

Veränderte klimatische Bedingungen erfordern Anpassungen des Rechtsrahmens in Bezug auf die Standortwahl 

von Gebäuden sowie die Baukonstruktionen und Baumaterialien. 

Landes- und Regionalplanung 

Die Räumliche Planung betrifft die Standortwahl für Gebäude. 

Rechtsvorschriften in Bezug auf die Standortwahl von Gebäuden finden sich im Recht der Raumordnung (ROG) 

und im Recht der Bauleitplanung (BauGB). 

§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 7 ROG gibt vor, dass den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes Rechnung zu 

tragen ist, sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der 

Anpassung an den Klimawandel dienen.  

Aufgrund der langfristigen Wirkungshorizonte einmalig getroffener Entscheidungen bzgl. raumwirksamer 

Strukturen bildet die die räumliche Planung die Grundlage und das erste Glied bei der Reduzierung von 

Treibhausgasen und der Vermeidung von Klimarisiken. 

Auf Ebene der Landes- und Regionalplanung werden übergeordnete Vorgaben der Klimapolitik weiter 

konkretisiert. Mit Zielen und Grundsätzen können Abwägungsdirektiven hin zu einer klimagerechten 

Raumentwicklung getroffen werden. 

Insbesondere die Regionalplanung kann durch die Sicherung von Flächen für bestimmte Nutzungen einen 

Beitrag zur Anpassung an den Klimawandel leisten. 

Trotz des in § Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 ROG niedergelegten Grundsatzes, die erstmalige Inanspruchnahme von 

Freiflächen für Siedlungs- und Verkehrszwecke zu verringern, „insbesondere durch quantifizierte Vorgaben zur 

Verringerung der Flächeninanspruchnahme“, schafft es die Raumplanung bis heute nicht, den stetigen 

Flächenverlust nennenswert aufzuhalten. 
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Die stetige Flächenneuinanspruchnahme trägt zum Klimawandel bei und verschärft dessen Folgewirkungen. Sie 

ist daher - soweit möglich - zu vermeiden. 

Die mit der Regionalplanung gemachten Vorgaben beeinflussen die raumwirksamen Entscheidungen 

nachgeordneter Planungsebenen wie die Flächennutzungs- und Bebauungsplanung. 

Schlussfolgerungen 

Eine gesetzlich verpflichtende Verankerung einer Flächenkontingentierung und eines Flächenmanagements kann 

dazu beitragen, die stetige Flächenneuinanspruchnahme zu vermeiden oder zu reduzieren. 

Ebenfalls wirkungsvoll kann eine gesetzliche Verankerung verschärfter Vorgaben hinsichtlich der Standortwahl 

für Siedlungsbereiche unter Heranziehung des Vorsorgeprinzips sowie der Erstellung von 

Gebietsbelastungstabellen sein. Ein solches gesetzliches Erfordernis könnte durch einen gesetzlich festgelegten 

Prüfumfang unterstützt werden. 

Aufgrund ihrer Verbindlichkeit für nachgelagerte Planungsebenen erscheint es sinnvoll, Klimaanpassung als Ziele 

der Raumordnung in der landesweiten Raumordnungsplanung zu formulieren. 

In der planerischen Abwägung der räumlichen Gesamtplanung findet Klimaanpassung bislang nur unzureichend 

Berücksichtigung. Um Klimaanpassung als Abwägungsbelang zu stärken, wäre beispielsweise die Entwicklung 

und gesetzliche Verankerung methodischer Standards unter Beachtung von Klimaanpassung denkbar. Im 

Vordergrund stünde dann zunächst die Entwicklung solcher Standards. 

Mit der Ausweisung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten für besondere Klimafunktionen kann die 

Regionalplanung einen Beitrag zur Klimaanpassung leisten.  

Auch für bereits bebaute Flächen ist die Raumplanung im Hinblick auf die Aufgabe der Klimaanpassung von 

Relevanz. Die raumplanerische Vorsorge für das Siedlungsklima sollte deshalb auch Strukturen innerhalb von 

Siedlungsstrukturen wie beispielsweise verbindende Grün- und Vegetationsstrukturen einbeziehen. 

Die Berücksichtigung des Klimawandels erfordert ggf. die Anpassung existierender Planwerke. Die gesetzliche 

Verankerung einer verpflichtenden Überprüfung von bestehenden Raumordnungsplänen in § 7 Abs. 8 ROG 

durch das ROGÄndG „mindestens alle zehn Jahre“ ab Inkrafttreten des Gesetzes am 28. September 2023 

ermöglicht eine konstante Fortschreibung von bestehenden Raumordnungsplänen. 

Der rechtliche Rahmen sollte so ausgestaltet sein, dass neben der materiellen Integration von 

Anpassungserfordernissen an den Klimawandel die verfahrensmäßige Einbeziehung von Anpassungsaspekten in 

den Planungsprozess sichergestellt wird.  
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Insgesamt bleibt festzuhalten, dass das Recht der Raumordnung in seiner aktuellen Ausgestaltung geeignet ist, 

effektive Beiträge zur Anpassung an den Klimawandel zu leisten. Die Handlungsfelder Hitzeschutz in 

Siedlungsgebieten, Hochwasservorsorge, Vorsorge vor Wasserknappheit u.a. werden von der Aufgabe der 

Raumordnungsplanung miterfasst, soweit sie „raumbedeutsame“ Sachverhalte betreffen.   

Bauleitplanung 

Stadtentwicklung und Bauleitplanung sind urtypische kommunale Aufgaben der Selbstverwaltung nach Art. 28 

Abs. 2 GG. Aufgrund des Durchgriffsverbots aus Art. 84 Abs. 1 GG für den Bund, nehmen Kommunen die 

Vollziehung von Maßnahmen des Klimaschutzes und der Klimaanpassung auf ihrem Gebiet eigenverantwortlich 

war.  

Klimaanpassung auf kommunaler Ebene basiert fast überwiegend auf freiwilliger Basis.  

Die Bauleitplanung hat die Aufgabe, die Ziele der übergeordneten Ebene zu konkretisieren und verbindlich in 

Projekte und Maßnahmen fließen zu lassen.  

Städte und Kommunen können die ihnen übertragene Planungshoheit u.a. mit Darstellungen im 

Flächennutzungsplan (§ 5 BauGB) und Festsetzungen in Bebauungsplänen (§ 9 BauGB) konkretisieren. Dabei 

entscheiden sie eigenständig, in welcher Form diese freiwillige Aufgabe ausgeführt wird. 

Das Fehlen eines Bebauungsplans kann sich hemmend auswirken. Soll im unbeplanten Innenbereich des § 34 

BauGB gebaut werden, orientiert sich die Neubebauung an der existierenden Bebauung vor Ort. Ist diese nicht 

„klimawandelangepasst“, führt sich dieser Umstand ggf. an Neubauten fort.  

Problematisch ist die Umsetzung von Klimaanpassung im baulichen Bestand. Aufgrund des durch Artikel 14 Abs. 

1 GG vermittelten baurechtlichen Bestandsschutzes sind Optionen, mit denen auf bestehende Gebäude 

eingewirkt werden kann deutlich eingeschränkt.  

Flächennutzungsplan (FNP) 

Der FNP legt in Grundzügen die voraussehbare Art der Bodennutzung für das gesamte Gemeindegebiet fest und 

trägt so zur grundlegenden räumlichen Entwicklung einer Kommune bei.  

Der Darstellungskatalog in § 5 BauGB enthält eine Reihe von Maßnahmen, die der Anpassung an die Folgen des 

Klimawandels dienen. Dabei wird auf Ebene des FNP nicht die Ausstattungsfunktion, sondern der räumliche 

Standort in der Kommune bestimmt. Beispiele für Klimaanpassungsmaßnahmen sind die Ausweisung von 

Flächen für Sport- und Spielanlagen (§ 5 Abs. 2 Nr. 2a BauGB), Frei- und Grünflächen (§ 5 Abs. 2 Nr. 5 BauGB), 

Wasserflächen (§ 5 Abs. 2 Nr. 7 BauGB), Flächen für Forst- und Landwirtschaft (§§ 5 Abs. 2 Nr. 9a und 9b 

BauGB), Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 5 Abs. 2 Nr. 

10 BauGB), Ausgleichsflächen (§ 5 Abs. 2 Nr. 10 Bau GB. § 5 Abs. 2 Nr. 2c BauGB ermöglicht beispielsweise die 

Sicherung von Kaltluftschneisen, Uferbefestigungen zum Schutz vor Hochwasser „oder mit Stützmauern 
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versehene Terrasierungen zum Schutz vor abfließendem Starkregen“. Die Grundlage für solche Darstellungen 

können Klima- und Energiekonzepte bilden.209 

Der Darstellungskatalog in § 5 BauGB ist nicht abschließend. Städte und Kommunen können daher darüber 

hinausgehende Möglichkeiten von Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel im FNP darstellen. 

FNP sind Bindeglieder in der Planungskette zwischen gesamtstädtischen informellen Konzepten und der 

verbindlichen Bauleitplanung. Ihnen kommt deshalb eine besondere Bedeutung bei der Entwicklung von 

Klimaanpassungsmaßnahmen zu.  

Bei der Aufstellung von FNP und im Rahmen des Abwägungsprozesses sind informelle 

Klimaanpassungskonzepte zu berücksichtigen. 

Bebauungsplan (B-Plan) 

Auf kommunaler Ebene werden zur städtebaulichen Lenkung von Bauvorhaben Bebauungspläne aufgestellt. 

Diese werden aus Flächennutzungsplänen entwickelt.  

Bebauungspläne können Festsetzungen in Bezug auf die Art und das Maß der baulichen Nutzung, auf die 

Bauweise, die überbaubaren und die nicht überbaubaren Grundstücksflächen sowie die Stellung der baulichen 

Anlagen enthalten (§ 9 BauGB). 

Der Festsetzungskatalog in § 9 BauGB enthält vielfältige mittel- und unmittelbare Ansatzpunkte zur Festsetzung 

von Klimaanpassungsinhalten. 

§ 9 BauGB ermöglicht nicht nur die Festsetzung von baulichen, sondern auch von technischen Maßnahmen. 

Dazu gehören beispielsweise Vorgaben zur Ausrichtung der Gebäude, zur Dachneigung und Dachform oder zur 

Art von baulichen oder technischen Maßnahmen, die der Vermeidung oder Verringerung von 

Hochwasserschäden einschließlich Schäden durch Starkregen dienen. 

Beispiele für Klimaanpassungsmaßnahmen: Größe, Breite und Tiefe von Grundstücken (§ 9 Abs. 1 Nr. 3 

BauGB), Spiel-, Freizeit- und Erholungsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB), Niederschlagswasserbeseitigung (§ 9 

Abs. 1 Nr. 14 BauGB), Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB), Erhalt von Bepflanzung und Gewässern (§ 9 Abs. 

1 Nr. 25b BauGB). 

Der Festsetzungskatalog in § 9 BauGB ist abschließend und lässt keine darüberhinausgehenden Maßnahmen 

zur Anpassung an den Klimawandel zu. 

Schlussfolgerungen 

 

209 Mitschang, Städtebauliche Planungen und Maßnahmen, S. 73 
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Die Bauleitplanung verfügt über ein breit gefächertes Möglichkeitenspektrum, um den aktuellen und künftigen 

Herausforderungen des Klimawandels mittels Maßnahmen zur Klimaanpassung zu begegnen. Städte und 

Kommunen können die ihnen übertragene Planungshoheit u.a. mit Darstellungen (§ 5 BauGB) und 

Festsetzungen (§ 9 BauGB) zur Klimaanpassung konkretisieren.  

Während der Darstellungskatalog in § 5 BauGB offen für innovative, über seine Inhalte hinausgehende 

Darstellungen ist, ist der Festsetzungskatalog in § 9 BauGB abschließend formuliert. Eine Ergänzung des 

Festsetzungskatalogs aus § 9 BauGB sollte geprüft werden. 

Die Aufgabe der Klimaanpassung im Rahmen der Bebauungsplanung wird beim Lesen der relevanten 

Vorschriften des BauGB nicht unbedingt ersichtlich. Eine klare sprachliche Anpassung und Präzisierung der 

Formulierungen im Darstellungs- und im Festsetzungskatalog von § 5 und § 9 BauGB durch den Gesetzgeber 

könnte die fachgerechte Anwendung zukünftig vereinfachen. Beispielsweise könnte § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB 

ausdrücklich den Begriff „Gründach“ aufnehmen, der aktuell nicht vom Wortlaut der Rechtsvorschrift umfasst ist.  

Die im Recht der kommunalen Selbstverwaltung aus Art. 28 Abs. 2 GG verankerte Freiwilligkeit der 

Planungsaufgabe steht der Umsetzung von Klimaanpassung als Hemmnis entgegen. Mit Förderprogrammen 

können Anreize geschaffen werden, um die Klimaanpassung im Wirkungsradius der Kommunen und damit 

indirekt bei Bauenden zu bestärken. 

Die rechtlichen Optionen der Bauleitplanung, mit denen Klimaanpassung im baulichen Bestand umgesetzt 

werden kann, sind aufgrund des durch Artikel 14 Abs. 1 GG vermittelten baurechtlichen Bestandsschutzes 

deutlich eingeschränkt.  

Die Verankerung des neuen Leitbildes der dreifachen Innenentwicklung im BauGB kann Klimaanpassung 

voranbringen. 

Informelle Ansätze, zu denen u.a. Klimaanpassungskonzepte gehören, sind nach § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB in die 

Bauleitplanung mit einzustellen und als Belange bei der Aufstellung von Bauleitplänen zu berücksichtigen. Ihnen 

kommt damit eine hervorgehobene Rolle bei der Umsetzung von Klimaanpassung auf kommunaler Ebene zu. 

Schulungen für Gesetzesanwendende, für  Bau- und Planungsbeteiligte und Studierende helfen, das 

Möglichkeitenspektrum für Klimaanpassung auf Basis der vorhandenen Regularien zielgerichtet anzuwenden. 

Städtebauliche Verträge 

Mit dem Instrument des städtebaulichen Vertrages können neue, innovative Maßnahmen der Klimaanpassung 

zwischen der Gemeinde und dem privaten Vorhabenträger vereinbart werden, die über die in § 9 Abs. 1 BauGB 

aufgeführten Regelungstatbestände hinausgehen. Eine Erweiterung des Beispielkataloges in § 11 Abs. 1 BauGB 

könnte dabei helfen, Unsicherheiten über die klimaanpassungsrelevanten Regelungsmöglichkeiten abzubauen. 

Beispielsweise könnte die Möglichkeit der Vereinbarung des Einsatzes von Gründächern oder Grünfassaden 
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sowie die Möglichkeit der Festlegung von Kennzahlen des lokal zu versickernden oder rückzuhaltenden 

Regenwassers in den Wortlaut der Norm integriert werden. 

Den Instrumenten des Besonderen Städtebaurechts aus §§ 136 ff. und 165 ff BauGB wird eine zunehmend 

wichtigere Rolle in Bezug auf klimaanpassungsbezogene Maßnahmen beigemessen. Zumeist fördern sie 

Klimaanpassung jedoch nur mittelbar wie das Beispiel der sogenannten „Gartenstadtsatzung“ als städtebauliche 

Erhaltungssatzung nach § 172 Abs. 1 Nr. 1 BauGB zeigt.  

Eine gezielte Erweiterung des Instrumentariums des Besonderen Städtebaurechts um 

Klimaanpassungsmaßnahmen könnte dazu beitragen, Maßnahmen des Besonderen Städtebaurechts künftig 

verstärkt für die Anpassung existierender Siedlungsstrukturen und des baulichen Bestands an den Klimawandel 

nutzbar zu machen. In dem Zusammenhäng könnte die Einführung von Klimasanierungsgebieten als Maßnahme 

des Städtebaulichen Sanierungsrechts in § 136 ff. BauGB210 sowie die Aufnahme von Klimaanpassung als Ziel 

städtebaulicher Entwicklungsmaßnahmen in § 165 Abs. 2 BauGB diskutiert werden. 

Bauordnungsrecht 

Musterbauordnung (MBO) und Bauordnungen der Länder (LBO) 

Die Berücksichtigung von Klimaanpassung ist für Architekten und Planer auf Gebäudeebene weitgehend 

freiwillig. 

Die Anpassung von Gebäuden oder Liegenschaften an den Klimawandel wird in der MBO nicht ausdrücklich 

angesprochen. Vereinzelte Regelungen enthalten jedoch klimaanpassungsbezogene Anforderungen. § 8 Abs. 1 

MBO, beispielsweise, der sich auf Liegenschaften bezieht, regelt, dass nicht überbaute Flächen der bebauten 

Grundstücke wasseraufnahmefähig zu belassen oder herzustellen (Nr. 1) sowie zu begrünen oder zu bepflanzen 

sind (Nr. 2).  

Bauliche Anlagen müssen so angeordnet, beschaffen und gebrauchstauglich sein, dass durch Wasser, 

Feuchtigkeit, pflanzliche und tierische Schädlinge sowie andere chemische, physikalische oder biologische 

Einflüsse Gefahren oder unzumutbare Belästigungen nicht entstehen (§ 13 MBO). Eine in der Musterbauordnung 

bzw. den Landesbauordnungen verortete, verpflichtende Verankerung einer Analyse der 

Naturgefahrenprävention unter ausdrücklicher Berücksichtigung von Klimaanpassung sollte diskutiert werden. 

Die Anpassung an die sommerliche Hitze wird in § 15 Abs. 1 MBO angesprochen. Danach müssen Gebäude 

einen ihrer Nutzung und den klimatischen Verhältnissen entsprechenden Wärmeschutz haben. 

 

210 Vgl. bdla, Klimaanpassung im Städtebau, Acht Empfehlungen für eine angemessene Berücksichtigung der Klimaanpassung im Städtebaurecht, 

29.06.2023, S.6. 
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Die Musterbauordnung (MBO) ist ein Instrument, dass durch eine gestärkte Integration von 

Klimaanpassungsaspekten einen Beitrag zur Stärkung von Klimaanpassung auf Gebäudeebene leisten kann. 

Schlussfolgerungen 

Eine Anpassung bzw. Erweiterung der MBO um das Schutzziel der Gefährdungsvermeidung von 

Klimawandelfolgewirkungen durch Klimaanpassung und die ausdrückliche Erwähnung des Vorsorgeprinzips 

könnten dazu beitragen, Klimaanpassung im Bauwesen zu stärken.  

Einzelne Bundesländer haben den Schutzauftrag in ihren Bauordnungen bereits erweitert etwa hinsichtlich der 

Schonung der natürlichen Lebensgrundlagen, der Versiegelungsbegrenzung oder der Versickerung von 

Niederschlagswasser in das Grundwasser.211  

Der Begriff Klimaanpassung wird in § 8 MBO nicht ausdrücklich angesprochen. Eine Ergänzung von § 8 Abs. 1 

MBO um den hinter der Vorschrift stehenden Regelungszweck der Klimawandelanpassung durch Integration des 

Begriffs „Klimaanpassung“ in den Wortlaut der Norm würde Klimaanpassung im Bauwesen stärken.  

Gesetzlich festgelegte Vorgaben für die Qualität der Begrünung und Bepflanzung fehlen bisher. Die Regelung 

eines gesetzlichen Verbotes von Schottergärten ist in Erwägung zu ziehen.  

Eine Kopplung des Erfordernisses der Standsicherheit in § 12 Abs. 1 Satz 1 MBO an technische Normen und auf 

Basis standortspezifischer Gebietsbelastungstabellen kann einen Beitrag zur Klimaanpassung hinsichtlich 

zukünftiger Standsicherheit von Gebäuden leisten. 

Es wird empfohlen, die Ermächtigung zum Erlass örtlicher Bauvorschriften nach § 86 MBO für 

Klimaanpassungsmaßnahmen zu öffnen und ausdrücklich aus Gründen der Klimaanpassung zuzulassen. 

Die Durchführung einer Gefährdungsbeurteilung gegenüber Naturgefahren bzw. ein „Klimaanpassungscheck“ ist  

aktuell nicht verpflichtend in der MBO verankert. Die Einführung einer solchen verpflichtenden Beurteilung eines 

geplanten Gebäudes im Hinblick auf seine Widerstandsfähigkeit gegenüber Klimawandelfolgewirkungen würde 

Klimaanpassung im Bauwesen stärken. Hierfür würde sich die Etablierung eines Kriterienkatalogs beispielsweise 

in Analogie zum BNB-Katalog anbieten, der eine Bewertung der Angepasstheit eines Gebäudes an den 

Klimawandel ermöglicht. Ein solcher Katalog bzw. Klimaanpassungscheck könnte als technische Norm 

ausgearbeitet werden, auf die durch eine gesetzliche Vorschrift des Bauordnungsrechts verwiesen wird. 

Die KNBau empfiehlt, die MBO und verschiedene Landesbauordnungen anzupassen. Sie sollten sich künftig an 

ambitionierten Nachhaltigkeitskriterien orientieren und beispielsweise Ressourcenschonung sowie den Vorrang 

des Bestandsschutzes vor Neubau vorsehen. Auch fördernde Rahmenbedingungen für den Einsatz besonders 

 

211 s. Fn. 114. 
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ökologischer Baustoffe könnten dort verankert werden, ebenso wie reduzierten Mindestabstände für 

Photovoltaikanlagen auf Dächern. 

Die Schaffung einer Rechtsgrundlage für ein „Verschlechterungsverbot der urbanen Freiraumqualität und des 

Stadtklimas“, die Einführung eines Grünflächenfaktors in die Baunutzungsverordnung (BauNVO), die 

zielgenauere Ausgestaltung der baurechtlichen Eingriffsregelung in § 1a Absatz 3 BauGB sowie die Verankerung 

des Instruments der Umweltbaubegleitung (UBB) im Fachrecht könnten - unter Einbeziehung der Kompetenzen 

bspw. des Bunds Deutscher Landschaftsarchitekten (bdla) und anderen Verbänden und Kammern - geprüft und 

bei Bedarf weiterentwickelt werden. 

Technische Normen 

Eine Anpassung der aktuellen Einteilung Deutschlands in drei Sommerklimaregionen (DIN 4108-2) und 15 

Klimaregionen (DIN 18599-10), wie in der Vergangenheit bereits von verschiedenen Akteuren empfohlen, würde 

die Berücksichtigung lokaler Bedingungen zulassen.   

Eine eigene Technische Norm zur Naturgefahrenprävention existiert aktuell nicht. Auf Basis und in 

Weiterentwicklung der aktuellen Bewertungstools im Nachhaltigen Bauen, könnte eine solche Norm Benchmarks 

in Form einer Mindestqualität festlegen, die zwingend zu erreichen ist. Um den Prozess zu vereinfachen ist ggf. 

nicht zwingend eine technische Norm notwendig, die von den gesetzlichen Regelungen in Bezug genommen 

wird, sondern alternativ ist auch eine freiwillig anwendbare Richtlinie ohne gesetzlich bindenden Charakter 212 

denkbar.   

Variantenvergleich 

Der Variantenvergleich zeigt, dass den Gebäudeplanenden eine Vielzahl von Maßnahmen zur Klimaanpassung 

zur Verfügung steht, um ein Gebäude resilienter gegen Klimafolgewirkungen zu machen. Die gegebenen 

Möglichkeiten werden überwiegend freiwillig genutzt.  

Konkrete Tools, die die gezielte Umsetzung von Klimaanpassung unterstützen könnten, fehlen in vielen Fällen. 

Die Entwicklung eines Werkzeuges, das eine ganzheitliche Bewertung von Klimaanpassungsmaßnahmen bei 

einem konkreten Projekt ermöglicht, könnte die Berücksichtigung von Klimaanpassungsmaßnahmen am Bau 

bestärken.  

Zudem sind stellenweise Anforderungen und Prozesse zu spezifizieren, ggf. auch mit verpflichtendem Charakter, 

um der Klimaanpassung im Planungsprozess mehr Gewicht zu verleihen. 

 

212 Hier ist eine Richtlinie mit empfehlendem Charakter gemeint (die Anwendung ist jedem freigestellt; die Einhaltung des Stands der Technik kann alternativ 

auch auf andere Weise sichergestellt werden). 
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Mit der vorliegenden Ausarbeitung werden unterschiedliche Adressaten angesprochen. Gemeinsames Ziel ist es, 

das einzelne Gebäude eingebunden in das Gesamtsystem der gebauten Umwelt, sowohl resilienter gegenüber 

Klimawandelfolgewirkungen zu machen als auch seinen positiven Beitrag bzw. seine Systemleistung für das 

Quartier oder die Kommune zu optimieren.  
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